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VORBEMERKUNG

Als wir den nun schon traditionellen
historischen Rückblick zum Jahresbeginn
auswählten, mußten wir beim Thema
SPD/SED-Streitpapier doch gegen eine ge-
wisse Skepsis ankämpfen. Ist die Sache
nicht doch schon abgeschlossen? Die DDR
existiert nicht mehr, die SED ebensowenig,
und das Thema ist vielleicht zu speziell, eher
geeignet für ein historisches Oberseminar
als für eine öffentliche Podiumsdiskussion.
Wir haben uns schließlich für das SPD/SED-
Streitpapier entschieden, weil wir vermute-
ten, daß es vor allem in Berlin - aber auch
in den ostdeutschen Bundesländern - ein
fundamentales Interesse am Rückblick in
die jüngste Vergangenheit gibt. In München,
Düsseldorf oder Hamburg hätten wir diese
Diskussion nicht gewagt. Darüber hinaus
war das Podium so zusammengesetzt, daß
weniger medienwirksamer Streit als viel-
mehr historische Genauigkeit im Vorder-
grund stand. Und schließlich hatte jeder
Gast das Recht, öffentlich mitzureden, so-
weit eben die Zeit reichte. Am Ende waren
wir doch überrascht über diesen großen Zu-
spruch und über die offene, anregende, fast
vierstündige Debatte.
Aus unserer Sicht wäre es wichtig, uns von
der allzu großen Fixierung auf die Stasi-Dis-
kussion zu lösen und den Blick auf andere,
ebenfalls relevante Politikfelder zu weiten.
Wir sollten den großen historischen Wurf,
nämlich die von der SPD initiierte Ost- und
Deutschlandpolitik, wieder ins Bewußtsein
der Öffentlichkeit bringen. Es ist geradezu
erschreckend, wie wenig von der Gesamt-
konzeption noch präsent ist, wie wenig die
Zielsetzung-Friedenssicherung, Verbesse-
rung der Menschenrechte, deutsch-deut-
sche Kommunikation, die Stabilisierung

Westberlins und schließlich die Bewahrung
der Einheit der Nation überhaupt noch zur
Kenntnis genommen wird. Wer nur einzelne
Stücke herausschneidet, um das Ganze auf
eine unsittliche Kumpanei zwischen demo-
kratisch gewählten Politikern und diktatori-
schen Unterdrückern reduzieren zu können,
der verfälscht Geschichte. Er trägt bei zu ei-
ner Vertiefung der inneren Spaltung dieses
Landes.
Es wird sicher noch lange dauern, bis wir
ein einigermaßen objektives Bild von der
Wirklichkeit der DDR erhalten. Zu viele Ver-
letzungen, zu viel Bitterkeit und - zuviel po-
litisches Kalkül sind heute noch im Spiel.
Das Bemühen um größere Ausgewogenheit
i m Urteil wird dann allzu schnell als Ost-
nostalgie abgetan.
I n seinem jüngst erschienenen Buch über
die Nachkriegsgeschichte beider deutscher
Staaten schrieb der Publizist Peter Bender:
Die Hälfte der heutigen deutsch-deutschen
Gegensätze resultiere aus Interessenge-
gensätzen, die andere Hälfte aus schierer
Unkenntnis. - Dem wäre hinzuzufügen, daß
diese Unkenntnis noch über eine üble Zwil-
li ngsschwester verfügt, nämlich das abso-
l ute Desinteresse der meisten Westdeut-
schen an Geschichte und Gegenwart der
Ostdeutschen. Wer als Journalist differen-
zierende Analysen und Berichte in west-
deutschen Medien unterbringen will, wird
dies bestätigen können. Aber auch die Ost-
deutschen igeln sich zunehmend ein in ihre
Vorurteile gegenüber den Westdeutschen.
Die Gräben werden tiefer, das ist kaum zu
übersehen. Abgesehen von den großen Trö-
stungen, die eine Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage und damit der sozialpoli-
tischen Möglichkeiten bringen könnte, die
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aber nicht in Sicht sind, kenne ich gegen-
wärtig nur eine Möglichkeit der deutsch-
deutschen Annäherung: das offene Ge-
spräch miteinander. Gesprächsrunden, die
i n kleinen Gruppen aus Ost und West sich
gegenseitig ihre Biographien erzählen, wo
man einander genau zuhört und Entschei-
dungen und Urteile, die aus einem konkre-
ten persönlichen oder gesellschaftlichen
Kontext heraus getroffen wurden, zur
Kenntnis nimmt und so stehenläßt. Da sind
plötzlich Verständnis und Nähe spürbar.
Und - ich kenne keinen lebendigeren und
authentischeren deutsch-deutschen Ge-
schichtsunterricht als diese von Peter von
Oertzen und Wolfgang Thierse vor Jahren
einmal angeregten Gesprächsrunden. Hät-
ten wir als Friedrich-Ebert-Stiftung die fi-
nanziellen Möglichkeiten, wir würden jähr-
lich statt drei dreihundert solcher Veranstal-
tungen anbieten.
Das SPD/SED-Streitpapier ist allein aus der
damaligen Zeit heraus zu begreifen. Nur so
i st es, wie vieles andere auch, richtig einzu-
ordnen und im Sinne einer politischen Streit-
kultur gerecht zu beurteilen. Die hier publi-
zierten Materialien der Diskussionsveran-
staltung zum 10. Jahrestag des SPD/SED-
Papiers „Der Streit der Ideologien und die
gemeinsame Sicherheit" vermögen dazu
vielfältige Anregungen zu vermitteln. Bei al-
len Unterschieden im Detail war das so plu-
ral zusammengesetzte Podium und Publi-
kum in einem einer Meinung: dieses Streit-
papier ist kein „verfemtes", sondern ein hi-
storisch bedeutsames Dokument. Das Dia-
l og- und Streitpapier von 1987 war nicht als
Dokument zur Destabilisierung und Über-
windung der DDR konzipiert, sondern an ih-
rer Öffnung, ihrer Reformierung und Demo-
kratisierung orientiert. Als Einstieg in eine
demokratische Umgestaltung kam es zwar
nicht mehr zum Tragen, aber seine Wirkun-
gen in der DDR und auf die weitere Ent-
wicklung der DDR waren dennoch gravie-
rend. Die bisherige Doppelstrategie der SED
- gewisse Flexibilität nach außen, Dialog-
verweigerung nach innen - scheiterte in der
Folgezeit zusehends. Das Papier hatte ein
einmaliges Signal zum inneren Dialog ge-

setzt, der-in Gang gekommen-nicht mehr
ohne weiteres zu stoppen war. Da halfen
dann selbst die krampfhaften Versuche der
SED-Hardliner wenig, die Bedeutung des
Dialog- und Streitpapiers herunterzuspielen
und umzuinterpretieren. Die Auseinander-
setzungen um dieses Papier wirkten dann
auch als ein Katalysator des demokrati-
schen Umbruchs und hatten nachweislich
entscheidenden Einfluß darauf, daß dieser
friedlich verlief.

Die hier abgedruckten Beiträge, State-
ments, Fragen und Antworten sind im Ver-
gleich zur Podiumsdiskussion nur sprach-
lich leicht überarbeitet. Die Authentizität und
die atmosphärische Dichte der Debatte
wurde so gewahrt.
Neben dem Streitpapier aus dem Jahre
1987 dokumentieren wir noch zwei Artikel
aus der Feder von Journalisten, die diese
Dialogdebatten einst selbst als Augenzeu-
gen beobachteten und anläßlich der fünften
Wiederkehr der Veröffentlichung dieses Do-
kuments 1992 eine bilanzierende Rück-
schau wagten. Der interessierte Leser fin-
det mit diesem Vergleich der Jahre 1987,
1992 und 1997 vielleicht zusätzliche Infor-
mationen, um sich sein eigenes Urteil über
diese wesentliche Seite sozialdemokrati-
scher Ost- und Deutschlandpolitik bilden zu
können.

Axel Schmidt-Gödelitz
Leiter des Berliner Büros
der Friedrich-Ebert-Stiftung
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DISKUSSIONSVERANSTALTUNG

1. Einführung in die Diskussion

Peter Merseburger: Ja, meine Damen und
Herren, ehe ich mit dem sachlichen Rück-
blick beginne, der ja der Diskussion dienen
soll, und ehe ich die Diskussionsteilnehmer
vorstelle, will ich versuchen, die wichtigsten
Fragen aufzulisten, die hier behandelt wer-
den müssen. Es sind darunter natürlich
auch einige kritische. Das Papier wurde von
den einen in den Himmel gehoben, als eine
Art Gipfelpolitik der Vernunft, der Entspan-
nung gewissermaßen, von den andern ver-
teufelt als Anbiederung der SPD, als Zei-
chen einer Äquidistanz zu den Werten und
Systemen, der die Sozialdemokraten zu-
nehmend verfallen sei. Thomas Meyer
nannte es einmal ein Dokument der Hoff-
nung, nicht eine Garantie des Gelingens. Si-
cher: Es enthielt viel Hoffnung, aber gelun-
gen - so würde ich sagen - ist es nicht. Die
Sozialdemokraten billigten in diesem Streit-
papier dem SED-Gesellschaftssystem aus-
drücklich Reformfähigkeit zu - in einer Zeit,
in der bereits deutlich wurde, daß die DDR
den Reformen Gorbatschows nicht folgen
würde. Gestatten Sie eine kleine persönli-
che Erinnerung dazu: Ich habe fünf Jahre
aus der DDR berichtet, und mein letzter Be-
richt stammt von Pfingsten 1987. Das war
j ustament das Jahr, in dem dieses Papier
veröffentlicht wurde, wenn auch einige Mo-
nate später. Es gab damals ein großes
Rockkonzert vor dem Reichstag in West-
berlin, da drangen Tonfetzen über die
Mauer, und es kamen Tausende von Ju-
gendlichen aus Ostberlin und der Umge-
bung. Sie strömten Unter die Linden, um et-
was von dem Konzert zu hören. Sie stan-
den da, hörten zu. Sie waren nicht unfried-

lich. Sie wollten einfach hören, was da her-
überschallte. Und wurden dann doch bru-
tal zusammengeprügelt von der Volkspoli-
zei. Damals erklangen nachts vor der Bot-
schaft Unter den Linden von den von der
Volkspolizei Verfolgten die Rufe: „Gorba-
tschow! Gorbatschow! Gorbatschow!" Man
kann sagen, das waren hoffnungslose Rufe,
das waren hilflose Rufe, es waren aber auch
die Volkspolizei provozierende Rufe. Die das
riefen, wurden erst recht zusammenge-
knüppelt. Und es waren natürlich Rufe nach
einem Hoffnungsträger, der in der UdSSR
angefangen hatte, Reformen zu verwirkli-
chen, schrittweise wenigstens, die in der
DDR längst überfällig waren und welche die
DDR-Führung nicht durchführen wollte. Ich
berichtete darüber, doch im „Neuen
Deutschland" wurde das ganze dann als ein
Hirngespinst abgetan nach dem Motto, daß
nicht sein kann, was nicht sein darf.
So schied ich natürlich mit einigen Zweifeln
an der Reformfähigkeit, vor allen Dingen an
der Reformwilligkeit der DDR-Führung aus
der DDR und las dann später etwas über-
rascht, daß die SPD ausgerechnet diesem
System, dem unübersehbar langsamsten
Schiff im Perestroika-Geleitzug Osteuropas,
Reformfähigkeit bescheinigte. Aber das
gehört - ich gebe das zu - ans Ende der
Diskussion und nicht an den Anfang.
An den Anfang müssen wir stellen: Was war
eigentlich der genaue Inhalt dessen, was
vereinbart worden ist? Es war ja kein ge-
meinsames offizielles Dokument der beiden
Parteien, die einander seit 70 Jahren ver-
feindet gegenüberstanden, sondern es war
ein Thesenpapier zweier ihrer Kommissio-
nen. Auf der einen Seite der Grundwerte-
kommission, von Erhard Eppler angeführt,

7



auf der anderen Seite der Akademie der Ge-
sellschaftswissenschaften, die man als die
i deologische Gralshüterin des Marxismus-
Leninismus der SED bezeichnen könnte.
Beide Systeme, hieß es darin, hielten sich für
reform- und friedensfähig, aber man muß
fragen, ob dieses Papier nicht auch ein Ja-
nuskopf war. Offene Kritik war ja einerseits
erbeten, auf der anderen Seite wurden Ein-
mischungen in innere Angellegenheiten un-
tersagt. Genau daran entzündete sich dann
später auch die Diskussion.
Zweitens wäre zu untersuchen: Welches
waren die Motive der beiden Seiten? Wie
sah die Lage damals in Europa aus, in der
das Streitpapier entstand? Das Stichwort
hierzu wäre: Wie drohend war eigentlich die
Gefahr eines Nuklearkrieges oder eines nu-
klearen Schlagabtausches? Welche Rolle
spielte der Versuch der Schadensbegren-
zung - ein Versuch, von dem in der Zeit der
Stationierungsdebatte Erich Honecker
ebenso sprach wie Helmut Kohl?
Drittens: Wie war die Binnenwirkung in Ost
und West? Was vor allem bewirkte das Pa-

pier in der DDR? Schließlich wurde es, kaum
veröffentlicht, vom Chefideologen Kurt Ha-
ger durch Kanzelverkündigung im „Neuen
Deutschland' zurechtgerückt, korrigiert, auf
den richtigen Glauben gebracht und für den
Hausgebrauch entschärft. Was war es dann
eigentlich noch wert? - müßten wir fragen.
Und viertens, nicht zu vergessen: Was hat es
bei den Sozialdemokraten bewirkt? Hat es
nicht vielleicht doch ihre große deutschland-
politische Fehlentscheidung vom Herbst
1989 mit verursacht? Hat die SPD nicht viel
zu lange auf eine reformfähige DDR und viel
zu lange, wenn nicht ewig, dann doch wei-
terhin sehr lange bestehenden zweiten deut-
schen Staat gesetzt und die SED als ihren
Partner? Und hat dies nicht damit dazu ge-
führt, daß Sozialdemokraten Gespräche mit
den Dissidenten eben mit Rücksicht auf die
SED und die vermeintliche Stabilität der SED
zu lange gescheut haben? Ja, daß sie selbst
den Kontakt mit der in Schwante neuge-
gründeten SDP zurückstellten, obschon dies
doch eigentlich der natürlichere Partner der
SPD gewesen wäre?
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Das sind - glaube ich - die vier Punkte, über
die wir sprechen müssen. Und nun zu den
vielen Sachkundigen auf dem Podium, die
ich Ihnen vorstellen möchte. Natürlich Er-
hard Eppler, den Vorsitzenden der Grund-
wertekommission und Verhandlungspartner
Otto Reinholds; Rolf Reißig - heute Leiter
des Brandenburg-Berliner Instituts für So-
zialwissenschaftliche Studien (BISS e.V.),
damals in der Akademie für Gesellschafts-
wissenschaften einer der Hauptautoren des
umstrittenen Papiers; Gert Weisskirchen,
SPD-Bundestagsabgeordneter, Mitglied der
Enquete-Kommission zur Aufarbeitung der
Geschichte der SED-Diktatur. Im Herbst
1989 forderte er, die Devise „Wandel durch
Annäherung", durch die Devise „Wandel
durch Auflehnung" zu ersetzen; Steffen Rei-
che, Wissenschafts- und Kultusminister in
Brandenburg, Tischler, Theologe und Grün-
dungsmitglied der SDP in Schwante; und
natürlich Lothar Bisky, heute Vorsitzender
der PDS, damals Professor an der Filmhoch-
schule in Babelsberg; Manfred Uschner, Ge-
schäftsführer des Bernstein-Kautsky-Krei-
ses, damals Referent und enger Mitarbeiter
des Politbüromitglieds Hermann Axens; und
last but not least Rolf Schneider, Schriftstel-
ler, der im Zuge der Biermann-Affäre aus
dem DDR-Schriftstellerverband ausge-
schlossen wurde und in beiden Teilen
Deutschlands veröffentlichte.

2. Hintergründe und Motive des SPD-
SED-Dialogs

An Rolf Schneider geht meine erste Frage:
Sie haben das Ideologiepapier im „Spiegel"
einmal als eine Art Magna Charta einer mög-
li chen DDR-Perestroika bezeichnet. Welche
Hoffnung hatten Sie und hatten Ihre Freunde
in der DDR damals an das Papier geknüpft?

Rolf Schneider: Ich gehe von der Situation
aus, die Peter Merseburger im Sommer
des Jahres 1987 antraf. Die er soeben ge-
schildert hat und die ich akzeptiere. Die
DDR war ein verkarsteter, immobiler Staat;
unmittelbar nebenan gab es Michail Gor-
batschow, gegen den sie sich abzuschot-
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ten versuchte, obwohl die Sowjetunion ei-
gentlich die Führungsmacht war. Gorba-
tschow versuchte, mit seinem Reformpro-
gramm den Poststalinismus aufzubrechen
und den Postkommunismus überlebens-
fähig zu machen. Die DDR hat für sich fast
alles getan, diese Bestrebungen abzuwei-
sen. Die Schlüsselworte Gorbatschows
hießen Perestroika und Glasnost, also innere
Reform und Offenheit-, publizistische Offen-
heit vor allem. Das Streitpapier von SPD und
SED hat auf mich - und nicht nur auf mich -
fast wie eine Erlösung gewirkt, es warja keine
Konterbande, die unter der Hand umlief, es
war sakrosankt, gedruckt im „Neuen
Deutschland'. Da hier meine „Spiegel"-Ver-
öffentlichung erwähnt wurde, darf ich mir er-
lauben, ein paar Sätze daraus zu zitieren; sie
machen nicht nur meine Stimmung deutlich:
„Günter Gaus, ein ebenso passionierter wie
kenntnisreicher Beobachter der DDR, pflegt
neuerdings zu äußern, was Glasnost be-
treffe, gebe es im anderen Deutschland die
omnipräsenten Westmedien. Was aber Pe-
restroika anlange, so möge die UdSSR erst
einmal etwas wie den Berliner Evangelischen
Kirchentag dieses Jahres mitsamt seinen
freimütiqen Selbstdarstellunqen vorweisen.



Nachholbedarf bestehe da eher auf sowjeti-
scher Seite. Wieso die DDR-Publizistik ihren
versammelten Ehrgeiz daran setzt, eine der
ödesten der Welt zu sein, womit das Erbe
des großen Willi Münzenberg täglich neu ver-
plempert wird, ich habe es nie begriffen.
Gleichwohl kann ich mich nicht erinnern, je-
mals in dem seit 30 Jahren von mir abon-
nierten Tagblatt „Neues Deutschland" so
l ange, so inständig gelesen zu haben, wie die
l etzten Monate und Wochen. Das wird nicht
bloß bedingt durch die veröffentlichten Gor-
batschow-Reden. Es war für mich minde-
stens so aufregend der kommentarlose Ab-
druck jener Tischrede Helmut Kohls beim
Honecker-Besuch, die Tischreden der Poli-
tiker von Weizsäcker, Rau, Vogel und Strauß
i n ihren für orthodoxe DDR-Gemüter uner-
hörten Mitteilungen, nicht zu vergessen. Hier,
lieber verehrter Freund Günter Gaus, und erst
hier fängt Glasnost eigentlich an. Aber auch
dies wird für mein Empfinden noch in den
Schatten gestellt durch den Abdruck jener
Vereinbarung zwischen SPD und SED, die,
Zufall oder nicht, der Besuch Erich
Honeckers in Bonn präludierte. Es wird darin
nämlich nichts anderes propagiert und auch
vorgeführt als die ideologische Koexistenz
der Definition des Georg Lukäcs von 1956,
der dafür in der DDR eine fast zwei Jahr-
zehnte währende Ächtung erfuhr. Die kon-
servative Publizistik der Westdeutschen in ih-
rer beklagenswerten Beschränktheit meint,
hier hätten vor allem die Sozialdemokraten
aus ihrer Substanz draufgezahlt. Das Urteil
ist Unsinn. Die Konzessionen der deutschen
Kommunisten sind ungleich größer. Richtig
besehen und richtig bedacht ist dieses Do-
kument nichts anderes als die Magna Charta
einer möglichen Perestroika für die DDR.
Denn die in dem Papier ausdrücklich einge-
räumte Reformfähigkeit der DDR impliziert,
wie Erhard Eppler richtig schloß, und er tat
dies live im DDR-Fernsehen, eine entspre-
chende Reformbedürftigkeit. Perestroika in
der DDR? Aber ja! [Applaus]

Peter Merseburger: Das war im Grunde der
Erwartungshorizont, den viele in der DDR
damit verbunden haben. als sie das Papier

i m „Neuen Deutschland" lasen. Was hat die
SED und was hat die SPD bewogen, die-
ses Papier auszuarbeiten?

Rolf Reißig:  Dieses Papier war Folge eines
Dialogs zwischen der Grundwertekommis-
sion der SPD und Sozial- und Gesellschafts-
wissenschaftlern der DDR, der 1983 be-
gann und zu dem ich 1985 stieß. Dieser Dia-
log ging auf einen Hinweis von Willy Brandt
aus dem Jahre 1982 zurück, der meinte:
Wenn die Entspannungspolitik fortgeführt
werden soll - und es war damals nicht klar,
ob Helmut Kohl (es gab ja die konservative
Wende 1982) diese Entspannungspolitik
fortsetzen würde, was dann allerdings ge-
schah - und wenn sie eine neue Phase er-
reichen sollte, dann sind auch bestimmte
Parteibeziehungen, Parteikontakte zwischen
SPD und SED anzustreben. Das wurde dann
über Günter Gaus vermittelt und in der DDR
die Akademie für Gesellschaftswissenschaf-
ten der SED, namentlich Otto Reinhold, be-
auftragt, dies in die Wege zu leiten. Es ging
mit diesem einsetzenden Dialog in der Tat
darum, eine neue Phase der Entspannung

10

einzuleiten, ihr einen politischen Inhalt zu ver-
leihen, indem zum ersten Mal die Gesell-
schaften, die Bürger, die Individuen in diesen
Dialog einbezogen werden sollten. Bislang
ging es in der Entspannungspolitik-völlig zu
Recht - um staatliche Normalisierung, um
Abrüstungsfragen. Aber beiden Dialogpart-
nern ging es nun um mehr. Diese Tragweite
wurde damals von vielen nicht gesehen und
wird heute noch von Kritikern dieses Dialogs
unterschätzt. Für diese Einbeziehung der
Gesellschaften, der Bürger in den Entspan-
nungsprozeß waren Parteibeziehungen er-
forderlich. Die SED - wie immer man zu ihr
stand - war als regierende Staatspartei ein
Machtfaktor; bestimmte in diesem Land
(noch) weitgehend das Geschehen. Und die
SPD war eine einflußreiche und anerkannte
politische Kraft der Bundesrepublik, des We-
stens. Natürlich ging das Papierzunächst da-
von aus, eine neue, d.h. gemeinsame Si-
cherheit zwischen Ost und West zu etablie-
ren. Dafür gab es erste Voraussetzungen im
Osten und im Westen - zunächst noch vor
der Zeit Gorbatschows. Seit Anfang der 80er
Jahre vollzog sich zugleich in West und Ost
eine parallele Suche nach Wegen zum Ab-
bau der militärischen Konfrontation und des
Übergangs zur politischen Entspannung.
Dies führte in West und Ost allmählich zu
neuen Überlegungen. „Sicherheitspartner-
schaft" hieß der neue strategische Ansatz im
Westen (Palme-Kommission 1982, SPD),
„Koalition der Vernunft" (SED 1983) und „Pri-
mat der Menschheitsinteressen" (Gorba-
tschow 1985) im Osten.
Das Szenario eines unmittelbar bevorste-
henden Zusammenbruchs des Realsozialis-
mus und einer „Freigabe" der DDR durch
Moskau war zu jener Zeit nirgendwo Grund-
lage theoretischen Denkens und politischen
Handelns. Das galt selbst für die schärfsten
Kritiker des Sozialismus sowjetischen Typs.
Und in der DDR war noch nicht entschieden,
wohin sich alles im einzelnen entwickelt. Die
realsozialistischen Strukturen waren so nicht
reformfähig, aber die Politik, wohin die sich
entwickelt, war zumindest 1984 und 1985
noch nicht eindeutig entschieden. Man
konnte und mußte diesen Ansatz m. E. wa-

gen, auch wenn dieser Dialog ein Experiment
blieb.
I m Papier wurden zwei zentrale Ideen ver-
knüpft:
Wir brauchen - so die eine Überlegung - ei-
nen Wettbewerb der Systeme, der nicht
mehr um globale Hegemonie, um militärische
Überlegenheit geführt wird, sondern in dem
es um die inneren Potentiale der beiden Ge-
sellschaftssysteme gehen sollte. Wo die Illu-
sion lag, wurde freilich dann klar. Aber es war
ein anderes Herangehen als bislang üblich.
Und die inneren „Qualitäten" wurden in eine
Richtung definiert, die auch reformerische
Kräfte in der SED interessierte: sozialer Fort-
schritt, Demokratie, Menschenrechte, indivi-
duelle Emanzipation. Darum sollte der Wett-
bewerb geführt, daran gemessen werden.
Da war für die westdeutschen Teilnehmer of-
fensichtlich, daß „ihre" Gesellschaften hier
über ganz andere Vorzüge, Potenzen, Über-
legenheit verfügen als die östlichen.
Das zweite Gravierende, Neue war die Ein-
beziehung der „Ideologien" und zwar als
Wahrnehmungsproblem und als spezifi-
sches Demokratie-, Menschenrechts-, Hu-
manitäts- und als Fortschrittsproblem. Dar-
über wurde debattiert. Die entgegengesetz-
ten Feindbilder wurden nicht mehr als Folge
der Konfrontation betrachtet, sondern als Ur-
sache der Konfrontation. Eine stereotype
Feindbildwahrnehmung und -produktion sti-
mulierte die Konfrontation, die militärische
Hochrüstung. Wir müssen, so Erhard Epp-
ler, gerade dort ansetzen: Entfeindung in den
Beziehungen durch Entmilitarisierung des
Denkens. Notwendig ist eine neue Kultur des
Streits und des Dialogs, die nichts vertuscht
und die Gegensätze offenlegt. Genau dies
wurde in anderen deutsch-deutschen Kom-
missionen und Beratungen außen vor gelas-
sen, weil man meinte, es belaste und ver-
hindere die Entspannung, die Geschäfte
(Schalk-Schäuble). Hier nun ging es auch
und gerade auch um die Ideologien, deshalb
wurden neue Regeln des ideologischen
Streits ausgearbeitet, die für die SED, wie
sich zeigte, riskant und halsbrecherisch wa-
ren. Das alles war tatsächlich ein neuer, an-
derer Ansatz...

11



Peter Merseburger: Da Sie dies gerade so
schön ausgeführt haben: Was war für die
SED eigentlich so halsbrecherisch?

Rolf Reißig: Für die SED war halsbreche-
risch, daß sie z.B. die Forderung nach um-
fassender Informiertheit der Bürger als Vor-
aussetzung für den System-Wettbewerb
unterschrieb. Das war ja eine der Schwach-
stellen des Systems. Jeden in der DDR be-
wegte das Informationsproblem brennend.
Oder: Einbeziehung aller Gruppen, Parteien,
Organisationen, Institutionen, aller Personen
i n diesen Dialog und Besuch sowie Gegen-
besuch der Menschen zwischen Ost und
West! Es geht weiter. Im Wettbewerb der Sy-
steme sollte offen Bilanz gezogen werden.
Also nicht die Bilanzen des Mittags und des
Honeckers, sondern Bilanzen im Kontext
der alltäglichen Erfahrungen der Bürger;
Schiedsrichter sollten die Menschen sein,
die darüber urteilen, was gelingt, was nicht
gelingt, was übernommen und was verwor-
fen werden sollte. Das war natürlich gegen
jene Politik gerichtet, die in der SED, in der
DDR verfochten wurde. Und es war eine Re-
vision fundamentaler Grundannahmen der
marxistisch-leninistischen Parteiideologie:
Akzeptanz der Friedens- und Reformfähig-
keit des „anderen Systems", also des - im
offiziellen Propagandabild dargestellten -
„aggressiven und absterbenden Imperialis-
mus". Offenheit des Wettbewerbs der Sy-
steme und der Geschichte - anstelle der
These vom unvermeidlichen und „gesetz-
mäßigen" Sieg des Realsozialismus' im
Weltmaßstab... Die Grundlage der Einpar-
teienherrschaft und des Machtmonopols -
das Wahrheitsmonopol - war damit zumin-
dest in Frage gestellt. Macht wurde im Prin-
zip an Zustimmung in der Bevölkerung ge-
bunden. Der Feindbildproduktion in Ost und
West wurde eine klare Absage erteilt. Auch
im Westen wurden Reformen ernsthaft an-
gemahnt.
War das auch für die Sozialdemokratie, für
den Westen insgesamt ein Novum, für die
SED war es geradezu revolutionär, was in
diesem Papier stand. Dabei läßt das ge-
meinsame Papier keinen Zweifel, daß hier

Absichtserklärungen formuliert wurden.
Erst praktisches Handeln konnte zu einer
neuen Realität führen; im Osten besonders,
aber auch im Westen.

Der Dialog aber war von beiden Seiten ehr-
lich gemeint und nicht als raffinierte Taktik
angelegt, um den anderen über den Tisch
zu ziehen. „Wandel durch Wettbewerb -
„Dialog als Stabilisierungs- und Öffnungs-
politik". Was heute zurecht als Illusion the-
matisiert wird, war damals gemeinsame An-
nahme-die Möglichkeit einer Reformierung
der DDR. Auch die DDR-Bürgerrechtsbe-
wegung ging von dieser Maxime aus. Rich-
tig ist, und das ist durchaus selbstkritisch
gemeint, daß wir die Reformfähigkeit der
DDR, des Staatssozialismus über- und die
Abwendung der Menschen von dieser DDR
unterschätzt haben.

Peter Merseburger: Was im Papier stand,
so wie Sie es eben geschildert haben, mag
i n der Tat revolutionär gewesen sein. Aber
damit kommen wir auch zu der Frage, wie
weit es revolutionär bleiben durfte.
Herr Eppler, was war aus ihrer Sicht das Mo-
tiv der SPD mit der SED zusammenzukom-
men und das Papier auszuarbeiten?

Erhard Eppler: Ich möchte zuerst etwas tun,
was natürlich nur Nichtprofis tun. Ich möch-
te eine Vorbemerkung machen, bei der ich
dem Moderator widerspreche.

Peter Merseburger: Aber bitte!

Erhard Eppler:  Er hat vorhin davon gespro-
chen, daß wir ausgerechnet denen Reform-
fähigkeit zugesprochen hätten, die gegen
Gorbatschow waren. Das beruht auf einem
Mißverständnis, nämlich auf dem Mißver-
ständnis, daß dieses Papier in der Sache ein
deutsch-deutsches Papier gewesen sei. Es
war in der Entstehung ein deutsch-deut-
sches Papier, in der Sache handelte es von
den Systemen in Ost und West. DDR- Bun-
desrepublik, deutsch, all diese Worte kom-
men in dem ganzen Papier nicht vor. Und
deshalb hat ja auch die KPdSU zuerst ein-
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mal zornig reagiert. Mir hat der sowjetische
Botschafter seinerzeit gesagt, mit seiner üb-
lichen Ironie: da soll wieder einmal am deut-
schen Wesen die Welt genesen. Gemeint
hat er: Wenn schon so Grundsätzliches ver-
handelt wird, dann aber doch mit uns und
nicht mit der SED! Die ist dafür überhaupt
nicht zuständig. Das heißt, das Papier war
nur in seiner Entstehung deutsch-deutsch,
nicht in seiner Thematik. Zur Reformfähig-
keit muß ich sagen: Wer die Zeitungen von
1989 liest, der wird finden, daß bis in den
November/Dezember hinein die Bundesre-
gierung Reformen in der DDR, auch von
Krenz und Honecker, angemahnt hat. Das
heißt, daß da Reformen offenbar möglich
und nötig seien, war nicht im Streit. Herr
Merseburger, eigentlich sind das, was Sie
gefragt haben, für mich zwei ganz ver-
schiedene Fragen. Die erste Frage würde
lauten: Warum seid Ihr überhaupt in den Dia-
log eingestiegen? - und die zweite Frage,
die eine völlig andere ist: Warum habt Ihr das
Papier gemacht? Wenn Sie nämlich die
zweite Frage stellen, dann müßte ich zuerst
eine ganz primitive Feststellung machen:

weil ich die SED festnageln wollte. Die SED
hatte in einem Gespräch Ende Februar 1986
so erstaunliche Dinge über Koexistenz und
gemeinsame Sicherheit gesagt, daß ich der
Meinung war, jetzt möchte ich einmal wis-
sen, ob die das nur hier sagen oder ob die
das auch mit uns zu Papier bringen und da-
mit dafür geradestehen auch in der Öffent-
li chkeit? So ist das Papier entstanden.
Wenn die Frage lauten sollte: Warum seid
I hr in den Dialog eingestiegen?

Peter Merseburger: Nehmen Sie ruhig an,
daß die Frage so lautet.

Erhard Eppler:  Gut. Wir hatten ursprünglich
überhaupt nie vor, ein Papier zu machen.
Und wenn ich nicht seinerzeit in Freuden-
stadt gesagt hätte: Könnte man da nicht
auch mal was zu Papier bringen? - hätte es
nie ein Papier gegeben! Also, da bin ich völ-
lig selber schuld, und da stecken auch keine
gewaltigen Überlegungen dahinter, sondern
nur der Versuch, die SED an diesem Punkt
festzunageln. Zu der Frage, wie sie sich jetzt
stellt, würde ich gerne, Herr Merseburger,
wenn Sie das erlauben, und ein 70jähriger
darf das, einfach etwas vorlesen, was ich
einmal in meinen Erinnerungen, die ich als
„komplettes Stückwerk"' bezeichne, dazu
aufgeschrieben habe. Das geht kürzer, als
wenn ich es Ihnen jetzt erzähle.

Peter Merseburger: Herr Schneider hat
auch schon aus seinen Werken vorgelesen.
[allgemeines Lachen]

Erhard Eppler:  Und da knüpfe ich nun an -
und ich lese es auch vor, weil da etwas drin
steht, was ziemlich nahe an dem ist, was
Herr Reißig eben gesagt hat.
„Mein Eindruck, daß der Westen dem Osten
haushoch überlegen sei, hatte sich seit Mitte
der 60er Jahre verstärkt, noch mehr die
Überzeugung, daß die Risiken der Entspan-
nung einseitig den Osten trafen. Bei allen

1 Erhard Eppler:
Komplettes Stückwerk
Erfahrungen aus fünfzig Jahren Politik/
I nsel-Verlag/Frankfurt/M. u. Leipzig 1996
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Kontakten zwischen Bundesrepublik und
DDR lief nicht die Bundesrepublik, sondern
die DDR Gefahr, daß sich mit dem Feindbild
vom bösen Gegenüber die eigene Exi-
stenznotwendigkeit verflüchtigte. Weit mehr
noch als bei militärischer oder politischer
Entspannung galt dies für die Ideologie. Von
Gesprächen einer westdeutschen Partei
über Grundsatzthemen konnte die Legiti-
mation der Bundesrepublik nicht berührt
werden. Sie ruhte nicht auf einer Ideologie,
sondern auf freien Wahlen. Die Kommuni-
sten aber mußten am Lebensnerv ihres
Staates hantieren, denn ihr Machtmonopol
begründeten sie allein mit dem Wahr-
heitsmonopol des Marxismus-Leninismus.
Nicht von ungefähr hatten die Kommunisten
bei Kontakten mit dem Westen bislang Fra-
gen der Ideologie strikt ausgeklammert.
Wenn sie jetzt bereit waren, ohne Vorbe-
dingungen die Legitimation ihrer Diktatur zur
Diskussion zu stellen, mußten sie wissen,
was sie taten. Und wenn sie es nicht mehr
wußten, war dies ihre Sache. Sicher, es
stimmt nicht, daß die Grundwertekommis-
sion ihre Gespräche mit der Akademie für
Gesellschaftswissenschaften in der Absicht
geführt hätte, die DDR zu destabilisieren.
Wir haben niemanden hinter's Licht geführt.
Aber, wir haben die Risiken natürlich abge-
wogen und waren nicht überrascht, als im
Ergebnis etwas herauskam, was Erich
Mielke zu zornigen Ausbrüchen veranlaßte.
Es ist durchaus möglich, daß der erste An-
stoß zu den Gesprächen nicht aus dem Ap-
parat, sondern von kommunistischen Intel-
lektuellen kam. Denn es gab Anzeichen, daß
einige von ihnen aus ihrem selbstgewählten
Ghetto in Europa ausbrechen wollten. Wir
hatten, so meinte ich, kein Interesse dies zu
verweigern. Aber wir konnten und mußten
einen Preis dafür einfordern. Wer mit uns re-
den wollte- und konnte, und zwar ohne An-
spruch auf ein Wahrheitsmonopol, der
mußte dies früher oder später auch mit den
eigenen Bürgern tun. Die Grundwerte-
kommission hat diesen Preis denn auch von
Mal zu Mal deutlicher eingefordert, am of-
fensten im gemeinsamen Papier und in der
öffentlichen Polemik um seine Einlösung."

Und damit möchte ich noch eine letzte Be-
merkung machen, anknüpfend an das, was
Peter Merseburger sagte: Es ist völlig rich-
tig, daß das Politbüro, als es dieses Papier
passieren ließ, nicht wußte, was es tat. Und
es ist ebenso richtig, daß Kurt Hager keine
sieben Wochen später, ich glaube um den
20. Oktober, in Frankfurt an der Oder, be-
reits die Notbremse gezogen hat. Aber, ich
behaupte, und es gibt hier in diesem Raum
wahrscheinlich viele Leute, die das besser
beurteilen können als ich: der Tatbestand,
daß die SED-Führung ein solches Papier ak-
zeptiert und im „Neuen Deutschland' ver-
öffentlichte, ohne zu wissen, was das be-
wegen muß, und es dann etwa sieben Wo-
chen danach bereits wieder desavouierte
und die Notbremse zog, war ein solches Ar-
mutszeugnis für diese Führung, daß nicht
nur ich damals begonnen habe, diese
Führung abzuschreiben. Ich war vielleicht
der einzige Politiker in der ganzen Republik,
der alten Bundesrepublik, der gleichzeitig
intensive Kontakte zur SED und intensive
Kontakte zur Kirche hatte, mit beiden in dau-
erndem Gespräch war - übrigens auch mit
wirklich ganz oppositionellen Leuten wie
Schorlemmer oder Falke. Ich habe sofort
gemerkt, an der Stelle haben manche ge-
sagt: Jetzt ist offenbar mit denen nichts
mehr anzufangen. Und ich selber habe im
Frühjahr 1988 angefangen, das zu tun, was
ich dann in der Rede am 17. Juni 1989 öf-
fentlich gesagt habe, nämlich diese Führung
einfach abzuschreiben, zu sagen, mit denen
i st nichts mehr zu machen. Insofern ist
natürlich dieses Versagen der SED-Führung
i m Zusammenhang mit diesem Papier auch
einer der Gründe gewesen, warum es in der
DDR dann so gekommen ist, wie es kam.

3. Das Streitpapier und seine Wirkun-
gen in der DDR

Peter Merseburger: Nun müßten wir wahr-
scheinlich erstmal aus der SED-Sicht wis-
sen, wie das Politbüro überhaupt darauf
reagiert hat und was für Folgen das gehabt
hat? Hager ist ja schnell nach vorn gegan-
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gen und hat damals gesagt: Wir halten am
Klassenkampf fest, und der Imperialismus,
dem Friedensfähigkeit bescheinigt wurde in
dem Papier, so Hager, der muß erst einmal
von uns friedensfähig gemacht werden. Das
waren also Revozierungen noch und noch.
Nach nur sieben Wochen! Hat denn das Pa-
pier in den Reihen der SED so viel Aufstand
und Unmut verursacht, daß Hager die Not-
bremse ziehen mußte? Wie sehen Sie das,
Herr Uschner, Herr Reißig?

Manfred Uschner: Ja, da war nicht nur Kurt
Hager. Das Politbüro insgesamt wußte oder
erahnte, was da geschah. Immerhin debat-
tierte man über das Papier fast 9 Stunden
-eine der längsten Politbürositzungen über-
haupt. Auch jene, die Honeckers zunächst
positiver Haltung zum Papier nicht zu wi-
dersprechen wagten, blieben doch skep-
tisch.

Peter Merseburger: Darf ich zur Klärung ein-
fach fragen: Hier steht These gegen These.
Die einen sagen, das Politbüro wußte nicht,
was es tat, als es das billigte. Sie sagen, es
wußte es doch.

Manfred Uschner: Wie ich schon andeutete:
Es standen sich im damaligen SED-Polit-
büro verschiedene Gruppen gegenüber,
aber Honeckers Pro gab zunächst den Aus-
schlag. Man wagte keine offene Kraftprobe.
Für Honecker spielte der Besuch in der BRD
persönlich eine wesentliche Rolle. Außer-
dem sah er die Beziehungen zur SPD im-
mer als gegebenenfalls zu handhabendes
Korrektiv in Hinblick auf die immer intensi-
veren Beziehungen zur CSU und CDU, vor
allem über die Wirtschaftsschiene des DDR-
Wirtschaftschefs Günter Mittag und seiner
rechten Hand, Alexander Schalck-Golod-
kowski, in Richtung Süddeutschland an.
Außerdem kam ihm der Übergang der SPD
zu einer aktiven Politik der Sicherheitspart-
nerschaft aus der Oppositionsrolle heraus
gelegen. Er war ehrlich an Friedenssiche-
rung inmitten Europas interessiert, weil es
i m Konfliktfalle keine Deutschen mehr gäbe,
auch keine Chance, noch deutsche Politik
zu machen. Auch kalkulierte der SED-Chef,
daß die SPD ja mal wieder Regierungsver-
antwortung erlangen könne.
Das war der Ausgangspunkt dafür, daß der
damalige Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion, Hans-Jochen Vogel, 1984 mit
Honecker die Schaffung einer Gemeinsa-
men Sicherheitspolitischen Arbeitsgruppe
von SPD und SED vereinbaren konnte. Man
stimmte in den sicherheitspolitischen Ziel-
vorstellungen weitgehend überein. Die Ab-
rüstungsgruppe wurde noch 1984 gebildet.
Seitens der SED wurde sie von Politbüro-
mitglied Hermann Axen, seitens der SPD
von Karsten Voigt und nach der Initiative
über die Chemiewaffenfreie Zone in Mittel-
europa (1985) von SPD-Präsidiumsmitglied
Egon Bahr geleitet. Ohne diese Gruppe und
i hre weiteren Arbeitsergebnisse wie die In-
i tiative über den Atomwaffenfreien Korridor
(1986) und die Gespräche über die Zone
des Vertrauens und der Zusammenarbeit in
Mitteleuropa wäre es Otto Reinhold und Roll
Reißig von der Akademie für Gesellschafts-
wissenschaften beim ZK der SED niemals
erlaubt worden, mit Erhard Eppler und Tho-
mas Meyer so weitgehend über ideologi-
sche Fragen zu debattieren und einen offe-
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nen Systemvergleich in einem gemeinsa-
men öffentlichen Papier zu verankern. Die
Arbeitsergebnisse der Abrüstungsgruppe
Axen-Bahr zielten letztlich auf eine totale
Entfernung allen schweren und doppelt ver-
wendbaren schweren militärischen Geräts
aus Mitteleuropa ab. Daraus ergab sich
ganz logisch, daß nun neue politische Lö-
sungsversuche anstanden. Als sich diese
mit dem „Streitpapier" SPD/SED in Umris-
sen erstmals abzeichneten, zogen die Be-
tonköpfe im Politbüro die Notbremse, zu-
mal der Honeckerbesuch in der BRD nicht
so verlaufen war, wie erhofft. Das wirkte sich
auf Honeckers Ansehen negativ aus.
Nun gewann die Angst vor den Folgen der
Öffnung gegenüber der BRD und der SPD
die Oberhand. Man sorgte sich, daß Jour-
nalisten der BRD noch mehr Freiraum für ihre
Berichterstattung über die wahre Lage in der
DDR einfordern würden. Man befürchtete,
daß die Attraktivität Gorbatschows und die
Anziehungskraft des „Sozialdemokratis-
mus" sich bündeln und zu einem die Einheit
der SED und die Existenz der DDR gefähr-
denden brisanten Gemisch führen würden.
Mielkes Berichte über die Wirkung des Pa-
piers in Partei und in der Bevölkerung ins-
gesamt signalisierten „ideologische Aufwei-
chung", Aufmüpfigkeit und zunehmende
Reformforderungen. In Moskau beobach-
tete man diese Entwicklung im Umkreis von
Gorbatschow, wie ich selbst ständig fest-
stellen konnte, positiv. Konservative Kräfte
j edoch wie Ligatschow, Andrejewna u.a. be-
stärkten die orthodoxen Kräfte in der SED-
Spitze, dagegenzuhalten. Das waren vor
allem Hager, Mielke, Dohlus, Neumann, Her-
mann, Mückenberger und der eine un-
durchsichtige Rolle spielende Günter Mittag.
Aber auch der in Sachen Frieden und Abrü-
stung ehrlich verhandelnde Hermann Axen
sah die Gefahr „ideologischer Aufwei-
chung". Er warnte, die SPD nicht weiter als
Feind zu sehen. 1987 saß ich mit dem heute
anwesenden Karsten Voigt bei einer ge-
meinsamen Veranstaltung zum „Olof-
Palme-Marsch" (der Kirchenkräfte, Sozial-
demokraten und SED-Mitglieder vereinte!)
i m Bremer Rathaus im Präsidium. Karsten

Voigt reichte mir die druckfrische „Streitpa-
pier"-Ausgabe der SPD 'rüber und meinte:
„Was habt Ihr Euch da nur unterjubeln las-
sen!" Zurück in Berlin hörte ich von Hermann
Axen: „Was haben wir uns da nur unterju-
beln lassen! Wenn das man gut geht!"

Es wurde dann auch folgerichtig im Früh-
herbst 1987 von der diktatorischen Füh-
rungsclique im SED-Politbüro der Rückzug
i n Sachen „Ideologie- und Streitpapier" ge-
blasen. Honecker tat das zögernd, er wollte
weiterhin seine innenpolitischen Defizite
durch internationale Reputation ausglei-
chen. So kam es noch 1988 zum„ Interna-
tionalen Treffen über Kernwaffenfreie Zo-
nen". Aus der Idee eines Workshops wurde
eine von der Stasi (gegen den entschiede-
nen Willen Axens) total überwachte Mam-
mutschau mit prominenten Teilnehmern,
auch der sozialdemokratischen Parteien
aus der ganzen Welt. Honecker gewährte
allen eine propagandistisch groß aufge-
machte Audienz. Das „Streit- und Ideolo-
giepapier" wurde aber schon nicht mehr er-
wähnt.

I ch selbst hielt jährlich stets 60-65 Vorträge
i m Land, vor Herzchirurgen und Studenten
ebenso wie vor Sportlern oder LPG-Bauern.
Schon im Oktober 1987 hatte ich alle Vor-
träge zum SED/SPD-Papier, das in rund
350 000 Exemplaren gedruckt und ausge-
li efert worden war, auf Anweisung „von
oben" wieder absagen müssen.

Zentralkomitee und Staatsrat hatten nach
dem August 1987 bergeweise Briefe zu be-
arbeiten, in denen SED-Mitglieder und an-
dere DDR-Bürger Reformen endlich auch in
der DDR einforderten. Berichte aus den Par-
teiorganisationen sprachen von wachsen-
der Unruhe und kritischer Distanz zur Be-
richterstattung der DDR-Medien, von
schwindendem Ansehen der SED-Führung
und Honeckers persönlich.

Die faktische Rücknahme des SED/SPD-
Papiers durch die diktatorische Führungs-
riege der SED rief eine zweite, nun noch
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stärkere Widerstandswelle in der SED und
i n der Bevölkerung insgesamt hervor. Man
hatte geglaubt, mit dem SED-SPD-Papier
kämen Gorbatschowdenken und demokra-
tische Öffnung nach Ostberlin. Als die Men-
schen das mitbekamen, vor allem die poli-
tisch aktiven, intelligenteren, setzte allge-
meine Entrüstung ein, vor allem in der SED
selbst. Die Gefahr einer Spaltung der Partei
wurde real. Deswegen wurde nun die „Ein-
heit der Partei" unentwegt beschworen. Da-
mit wurde auch die massenweise Entfer-
nung von Funktionären der SED und ihre ar-
beitsmäßige Umsetzung - ohne statuten-
gemäß vorgesehene Parteiverfahren und in
aller Stille vollzogen - begründet. Es betraf
ca. 20 000 Funktionäre. Massenausschlüs-
se und Massenaustritte aus der Partei folg-
ten, auf zentrale Weisung als „Streichung"
registriert. Allein vom 1. Januar 1989 bis
zum Mauerfall gab es 64 000 solcher „Strei-
chungen", die stets mit sozialer Abstrafung
verbunden waren. Alles geschah im engen
Zusammenwirken mit der Stasi; ich mußte
es ja im Februar 1989 am eigenen Leibe er-
fahren.

Interessant für mich ist übrigens, daß mit
den fast gleichen Argumenten gegen das
SED/SPD-Papier auftraten: der Mielkeap-
parat, orthodoxe Parteiapparatschiks, die
alle Aufmüpfigen gnadenlos verfolgten, die
CDU, aber auch einige Neusozialdemokra-
ten in Ostdeutschland, wie etwa Stephan
Hilsberg: SED und SPD seien sich viel zu
nah gekommen! Doch wohl sehr unter-
schiedliche Kräfte mit dem gleichen Vor-
wurf!

Alles in allem belegt das: dieses SED/SPD-
Papier, das sich seitens der SPD sehr ziel-
gerichtet in die Gesamtkonzeption des
„Wandels durch Annäherung" einpaßte, war
keineswegs „unnötig" oder „schädlich"
( Hilsberg), sondern ein Ereignis von großer
Tiefenwirkung. Der frühere DDR-Außenmi-
nister Winzer hatte schon die Brandt-
Bahr'sche Konzeption des „Wandels durch
Annäherung" als „Aggression auf Filzlat-
schen" bezeichnet. Gut zwei Jahre nach

dem „Streit- und Ideologiepapier" war es mit
der Macht der SED-Politbürokratie vorbei.
Die Mitgliedschaft schaute dem zumeist
enttäuscht und desillusioniert zu.
Am 4. November 1989 begann aber ein
nicht kleiner Teil mit der Großkundgebung
auf dem Alex und den nachfolgenden
Kundgebungen vor dem ZK-Gebäude, zu-
nächst gegen die alte Führung, dann ge-
gen Krenz & Co. die Realisierung von Er-
neuerungsideen einzufordern, wie sie 1987
i m „Streit- und Ideologiepapier" erstmals in
der DDR öffentlich formuliert worden wa-
ren. Man hatte dieses Papier unsichtbar in
der Hand.

Peter Merseburger: Ich muß zur Klärung
doch eben noch mal an Herrn Uschner fra-
gen: Sie sagen, das Politbüro wußte, was
es mit dem Papier beschloß. War damals
auch Mielke dafür, oder war er damals
schon dagegen?

Manfred Uschner: Das Politbüro war ge-
spalten, und Honecker selbst war es auch.
Honecker und Axen befürchteten, wenn
man das Papier sofort schroff zurückweise,
gefährde das die Abrüstungsgespräche
SED-SPD und Honeckers internationales
Ansehen, auf das er zunehmend großen
Wert legte. Honecker glaubte zunächst -
und dies hielt er Mielke und anderen ent-
gegen - daß die SED ihr schlechtes Image
i n der BRD abbauen und stärkeren Einfluß
auf die innenpolitische Entwicklung der
BRD gewinnen könne, auch und gerade
über die Friedensbewegung, wo sich
deutsch-deutsche Interessen trafen. In der
theoretischen Zeitschrift der SED, „Ein-
heit", wurde außerdem herausgestellt, daß
man den „revolutionären Weltprozeß" un-
ter den Bedingungen der „Friedlichen Ko-
existenz" auf günstigste Weise „vorantrei-
ben" könne.
Gewiß gab es auch bei Honecker und sei-
ner Umgebung ein großes Maß an Selbst-
überschätzung und Überheblichkeit. Man
war sich sicher, im friedlichen Wettbewerb
die BRD besiegen zu können. Das war eine
Utopie!
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Peter Merseburger:  Schönen Dank Herr
Uschner. Jetzt möchte ich eigentlich Herrn
Bisky fragen, der damals als Professor an
der Hochschule, der Film- und Fernseh-
hochschule in Babelsberg lehrte: Wie hat
das da gewirkt? Hat es überhaupt eine Wir-
kung gehabt, oder hat man das gar nicht so
richtig zur Kenntnis genommen?

Lothar Bisky: Das hat wie eine Bombe ge-
wirkt. Ich kann mich da an zwei Dinge ganz
genau erinnern. Als es veröffentlicht wurde,
war ich gerade mit Studenten in Rostock im
Fischkombinat. Dort hatten wir angeboten,
für die Seeleute-weil wir keine Devisen hat-
ten und immer Kameras, Videokassetten
und so brauchten und uns immer etwas ein-
fallen lassen mußten - ein paar Videos zu
drehen, und die sollten uns dafür ein paar
kleine Kameras kaufen. Dort wurde ich von
Mitgliedern der Parteileitung angesprochen,
was denn in Berlin Ios sei? Weil ja Babels-
berg näher an Berlin dran ist als Rostock.
Und man war dort unerhört erregt, daß in
Berlin die „Revolution" preisgegeben wird.
Wohlgemerkt, es war die Parteileitung [La-
chen]. Die haben Fische gut verarbeitet, sie
haben uns auch mit Kameras versorgen

wollen. Dort war also eine ganz harte Re-
aktion. Das war ehrlich gemeint. Da war
auch eine jüngere Parteisekretärin. Die
sagte: das kann doch wohl nicht wahr sein,
was Ihr in Berlin dort aushandelt. An der
Hochschule selber war das natürlich eines
der drei Dinge, die sehr wirksam waren. Die
Hochschule war etwas Insel, das stimmt,
aber sie war auch nur Insel, weil andere sie
I nsel sein ließen, als Insel behandelt haben.
Bei den Studenten war das, nachdem Gor-
batschow da war, nachdem der „Sputnik"
verboten wurde, das dritte wichtige Ergeb-
nis, wo Mut wuchs, wo die Studenten das
Papier ernst genommen und danach auch
gehandelt haben und überhaupt nicht ver-
stehen konnten, daß nun im Innern nicht
darüber diskutiert werden sollte. Also, dar-
über wurde natürlich diskutiert. Und es war
auch eine Hoffnung, daß die länge stillen,
schweigsamen, angepaßten Reformer in
der SED - darüber will ich jetzt nicht reden
- irgendwo da sind. Und dann kam Reißig
und hat an der Hochschule darüber ge-
sprochen. Das fand eine ganz begeisterte
Aufnahme, und unter den Zuhörern war ei-
ner aus der Armee, der war der Mann von
unserer Russischdozentin. Der ging zurück
zur Armee und wurde sofort aus der SED
ausgeschlossen-auch weil er an dieser „re-
visionistischen° Hochschule solch merk-
würdige Vorträge hört. Das war also schon
sehr ernst. Der wurde aus der SED ausge-
schlossen und verlor damit natürlich auch
seinen Beruf als Offizier bei der NVA. Also
i m Großen und Ganzen hat das Dokument
seine Wirkung getan. Es gab viele Versuche,
dagegen anzugehen - es war aber nicht
wieder zurückzuholen. Papiere bewegen ja
häufig gar nichts. Dieses Papier hat etwas
bewegt. Damit ich nicht falsch verstanden
werde: Es hat vielen jungen Leuten und
auch anderen Kraft gegeben, aber ich will
auch eines sagen: zwei Thesen will ich nicht
durchgehen lassen. Die eine, dieses ver-
schwörungstheoretische Argument, daß
Gorbatschow die DDR verkloppt hat. Die
andere halte ich auch für falsch, daß gesagt
wird: Wandel durch Annäherung hat die
DDR sozusagen kaputt gemacht. Das sind
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beides Argumente, die ich in dieser Abso-
lutheit nicht gelten lassen kann. Die DDR ist
implodiert. Sie ist an ihren eigenen Schwä-
chen kaputt gegangen. Aber im Rahmen
dessen, was dazu beigetragen hat, denke
i ch mal, hat dieses Papier doch viel mehr
bewirkt, als man angenommen hat. Das
kann ich auf jeden Fall bezeugen. In der
Filmhochschule war es eines der ganz wich-
tigen Papiere, genauso wichtig wie einzelne
Reden von Gorbatschow.

Peter Merseburger: Nur eine Frage: Inwie-
weit hat dann gewirkt, was Hager schon sie-
ben Wochen später gesagt hat? Hat das die
Erwartung gedämpft bei den Studenten?
Wurde das zur Kenntnis genommen? Oder
hielt man sich weiter an das Papier und
nutzte das Papier als Waffe gegen die
Führung?

Lothar Bisky: Also, die Sache mit dem Ta-
petenwechsel. Das Argument hat über-
haupt nicht gezogen an der Hochschule.
Das wurde nicht ernst genommen. Genau
wie andere Dinge auch. Also, die DDR war
ja auch nicht absolut homogen, es war nicht
alles überall gleich. Nehmen wir das „Sput-
nik"-Verbot. Hier in Berlin an der Musik-
hochschule wurden acht Studenten, die da-
gegen protestiert hatten, exmatrikuliert! Ein
Skandal sondergleichen! An der Filmhoch-
schule hat den Protest fast jeder unter-
schrieben. Da hätte man die Schule
schließen müssen. Es gab da schon Unter-
schiede. Aber, als Hager mit dem Tapeten-
Argument kam und überhaupt das Papier
zurückwies, hat das überhaupt nichts mehr
bewirkt. Ich will allerdings auch sagen, daß
der erste Film an der Filmhochschule schon
fertig war, bevor das Papier kam, in dem
zum ersten Mal Bilder über den Umgang mit
dem Sozialdemokratismus in Leipzig der
fünfziger Jahre dokumentiert und nicht
' rausgeschnitten wurden. Das war der Film
„Alfred" von Andreas Voigt. Und das war
zum ersten Mal, daß gezeigt wurde, wie un-
kritisch und wie dumm und wie verwerflich
die SED damals mit dem Phänomen Sozi-
aldemokratismus in Leipzig umgegangen

ist. Ich will damit nur eines sagen: die Re-
aktionen von Hager und vom Politbüro ha-
ben nichts mehr zurücknehmen können.
I hre Autorität war schon so geschwunden,
daß alle, die etwas auf Gorbatschow hielten
oder in die Richtung dachten, das nicht
mehr so ernst genommen haben. Sie ha-
ben nur noch die wechselnden Argumente
zur Kenntnis genommen, aber bewirkt hat
es nichts. Die Führung warzu dem Zeitpunkt
- schon ziemlich einsam.

Peter Merseburger: Ich muß Herrn Reißig
auch nach der Binnenwirkung in der SED
und in der Akademie für Gesellschaftswis-
senschaften fragen. Zunächst an Steffen
Reiche die Frage: Wie haben Sie das da-
mals erlebt?

Steffen Reiche: Die erste Auseinanderset-
zung damit habe ich hier ganz in der Nähe er-
lebt, nämlich im Club der Kulturschaffenden.
Da war relativ breit eingeladen worden, und
Rolf Reißig hielt den Vortrag, stellte das Pa-
pier vor. Es waren außerordentlich viele Leute
da. Rolf Reißig hat die gleiche Beobachtung
gemacht wie ich, daß die ersten Reihen un-
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gewöhnlich dicht besetzt waren von Leuten,
die man relativ genau bestimmen konnte. Die
Diskussion ist damals aus den hinteren Rei-
hen geführt worden. Und da muß ich aller-
dings kritisch sagen: wir haben, gerade aus
den hinteren Reihen, dieses Papier als ein in-
nenpolitisches Papier eingeklagt. Wir wollten
sie darauf festnageln, daß die Kultur des
Streits nicht nur mit der SPD im Westen, son-
dern auch mit uns so zu führen wäre. Sie, Herr
Reißig, haben damals relativ geschickt, aber
immerhin widersprochen - vielleicht weil Sie
das wegen der Leute in den ersten Reihen
nicht so offen sagen wollten. Die Erinnerung
darüber hinaus ist die: Ich habe mir damals
das ND abonniert, weil [Zwischenbemer-
kung; Lachen] ich den Text des Streitpapiers
nicht bekommen hatte, und dachte, wenn
das jetzt vielleicht eine Öffnung wird, dann
brauchst du das ND häufiger, um die Texte
dann auch wirklich zu haben. Ich hab's dann
allerdings relativ bald wieder abbestellt.
I ch will noch zwei Erfahrungen beschreiben.
Zum einen: wie die Sozialdemokraten in dem
Papier ihre Position beschrieben haben,
habe ich wortwörtlich so übernehmen kön-
nen und habe dabei das erste Mal gemerkt:
dann bist du vermutlich selber einer. Und mir
kam zum ersten Mal die Idee - auch im Zu-
sammenhang mit dem Lesen von Texten von
Hermann Weber über die Geschichte der
DDR und von Wolfgang Leonhard-daß man
auch auf der Grundlage eines solchen Pa-
piers diese andere Gruppe, nämlich die So-
zialdemokratie auch in der DDR in irgendei-
ner Form wieder beleben und institutionali-
sieren müßte.

Peter Merseburger: Das ist erstaunlich. Herr
Eppler ist also praktisch der Geburtshelfer
I hrer neuen Partei gewesen?

Steffen Reiche:  Ich habe ja gesagt, da wa-
ren noch eine Reihe anderer Texte, und es
gab ja auch andere Wege zu der Gründung
der SDP, darüber müßten Meckel und Gut-
zeit mehr sagen können.

Peter Merseburger: O.K., es hörte sich eben
nur so an. Entschuldigen Sie.

Steffen Reiche: Ich will das ja gar nicht be-
streiten... Das waren ganz viele Gründe. Wir
haben diese Kultur des Streits immer wie-
der eingeklagt. Ich erinnere mich an viele
Gespräche, wo wir dann zu SED-Funk-
tionären zitiert wurden, und insbesondere,
wenn sie dann laut wurden oder unsachlich,
haben sich viele von uns immer wieder dar-
auf berufen und gesagt: Also wenigstens die
Kultur des Streits, die Eure Vorderen da be-
sprochen und beschlossen haben, die
müßte doch auch in einem solchen Ge-
spräch möglich sein. Und insofern will ich
ganz ausdrücklich sagen, ich halte es bis
heute für richtig, daß dieses Papier verfaßt
wurde. Und ich bin bis heute der Meinung,
daß es an vielen Stellen hilfreich gewesen
ist, auch wenn - Lothar Bisky hat eben zwei
Ergebnisse genannt - für uns klar war, daß
man sich davon schon bald wieder verab-
schieden würde.

Peter Merseburger: Herr Reißig: eine Frage
zur Binnenwirkung dieses Papiers in der
SED und in der Akademie für Gesell-
schaftswissenschaften. Kann man sagen,
daß die Reaktion des Politbüros gegen das
Papier sich dann gegen die Mitverfasser des
Papiers richtete?

Rolf  Reißig: Nur einen kurzen Vorspann noch
zur Reaktion des Politbüros auf das SPD/-
SED-Papier. Nun bin ich kein Insider, gehörte
als Sozialwissenschaftler nicht zum Macht-
zirkel, hatte nur einmal ob dieses Papiers ein
„Gespräch", d.h., ich war bei Hager vorgela-
den und hörte dort eineinhalb Stunden seine
Kritik. Wenn ich überhaupt darauf hier zu
sprechen komme, dann nicht aus persönli-
chen Gründen, sondern nur, weil dies ein
Schlaglicht auf die Reaktionsmuster der
SED-Führung hinsichtlich der Wirkung die-
ses Streitpapiers wirft. Ich hatte mit Jürgen
Fuchs, dem „Staatsfeind Nr. 2", bereits im
September, einen Monat nach Verabschie-
dung dieses Papiers, auf dem Podium ge-
sessen und entsprechend der Intention des
Papiers meine Position zum Dialog, zur Öff-
nung der DDR, zur Erweiterung von Demo-
kratie und Menschenrechten dargelegt. Die-
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ses öffentliche Gespräch in Freudenberg war
von anwesenden „westlichen" Rundfunk-
bzw. Fernsehanstalten mitgeschnitten und
dann als hektographiertes Papier in der DDR
durch Bürgerrechtler verbreitet und kurz dar-
auf in der Umweltbibliothek als „staatsfeind-
li ches Papier" beschlagnahmt worden. Es
war die Strategie der SED, Gespräche zwi-
schen Reformsozialisten und DDR-Dissi-
denten zu verhindern. Denn darin lag die
wirkliche Gefahr, nicht für die DDR, aber für
die SED-Hardliner. Und das zweite: ich hatte
im Januar 1988 in der „Berliner Zeitung" ein
I nterview gegeben, das veröffentlicht und
auch im Verlag und in der Redaktion ausge-
hangen wurde. Mit seinen Äußerungen zum
offenen Wettbewerb der Systeme, zum Ab-
bau der Feindbilder usw. weise es „nach
vorn". Anders die Reaktion des Führungs-
apparates. Der Chefredakteur bzw. sein
Stellvertreter mußten umgehend in die Agi-
tationsabteilung Hermanns und sich dort
entschuldigen, weil ihre „revolutionäre Wach-
samkeit" zu wünschen übrig ließe. Umge-
hendwurdeein mehrere Dutzend Seitenstar-
kes Papier ausgearbeitet, das unwiderlegbar
die Vorzüge und die Überlegenheit des So-
zialismus und die Gebrechen des Kapitalis-
mus „begründete". Das also war der Hinter-
grund, weshalb mich Hager vorlud und seine
Position, auch zur DDR-Bürgerrechtsbewe-
gung, entwickelte und meinte: Dieses Dia-
log-Papier, wenn es so genutzt werde, wie
i ch und andere es interpretierten, würde die
DDR aushebeln, die Opposition in Vorder-
hand bringen, ihr geistige Hegemonie ver-
schaffen und damit die SED in die Enge trei-
ben. Die Wirkungen des Papiers verunsi-
cherten also den orthodoxen Führungszirkel
und die Machtapparate der SED recht
schnell. Insofern, Herr Merseburger, richtete
sich die Reaktion des Politbüros gegen das
Papier auch gegen die Mitverfasser dieses
Streitpapiers. Vor allem wurden die Vor-
schläge für eine Umsetzung des SPD/SED-
Papiers in der DDR (z.B. deutsch-deutsche
Schulbuchkommission, öffentliche Debatten
i n den Medien, Dialog mit der Bürgerrechts-
bewegung, Bildung einer wissenschaftlichen
Systemvergleichsgruppe) abgelehnt.

Doch sollte ich etwas sagen, warum das
SED-Politbüro diesem Papier im August
1987 zugestimmt hatte. Ich glaube, daß das
nicht ganz so einfach ist, wenn man hier
sagt: die wußten nicht, was sie taten.
Tatsächlich waren wir über die Annahme
des Papiers und noch mehr über die Art und
Weise (Vorschlag einer Pressekonferenz in
Bonn und Berlin, Publikation des Papiers im
„Neuen Deutschland", Fernsehdiskussio-
nen der vier Autoren) überrascht. Dieses war
ja kein Auftragswerk. Das haben Thomas
Meyer und Rolf Reißig ausgearbeitet sowie
Otto Reinhold und besonders Erhard Epp-
l er dann redigiert. Das Politbüro hatte es vor-
dem - das muß man einfach mal wissen -
nicht zu Gesicht bekommen. Es gab 1985
nur eine Notiz von Reinhold an Honecker:
Es wird ein Protokoll über diese Gespräche,
über diesen Dialog, angefertigt. Und im
Sommer, nachdem der Parteivorstand der
SPD schon seine Zustimmung gegeben
hatte, haben wir es mit Skepsis, ob es
durchgeht, weitergereicht. Reinhold als
Rektor ,der Akademie  hat es dann Honecker,
der im Urlaub war, über den damals amtie-
renden Sekretär Krenz zugeschickt. Es kam
alsbald zurück, mit der Bemerkung: „Wäre
von großer historischer Bedeutung für Dis-
kussionen und Aktionen der Arbeiterbewe-
gung, einverstanden E. H." [Lachen] Und da-
mit waren auch die Gegenpositionen, auf
die Manfred Uschner aufmerksam machte,
zunächst ausgeräumt. Auf der Politbürosit-
zung, das habe ich erst im nachhinein im Ar-
chiv gelesen, sprachen wohl so alle Anwe-
senden. Nur einer - Alfred Neumann -
äußerte sich ablehnend. Er war, wie sich
zeigte, der einzige, der nicht wußte, daß
Honecker dieses Dokument schon abge-
segnet hatte. Aber in dieser Politibürosit-
zung, so das Protokoll im Archiv, haben von
Mielke bis Axen alle diesem Papier zuge-
stimmt. Das war ganz offensichtlich Usus in
einer zentralistischen Partei mit einem solch
engen, totalitären Führungszirkel. Das stellt
die Gegensätze und die Gegenpositionen,
die es gab und alsbald aufbrechen sollten,
nicht in Frage. Warum aber zunächst diese
Zustimmung?
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I ch will es nicht so sehr ereignisgeschicht-
lich, nicht an solch persönlichen Dingen
festmachen, die natürlich auch erheiternd
wirken können, sondern versuchen, es an
drei Punkten zu erklären.

Die SED hatte eben ein friedenspolitisches
I nteresse. Das war auch ein machtpoliti-
sches Interesse. Und sie sah in diesem Do-
kument das, was erfolgreich schon in den
sicherheitspolitischen Gesprächen zwi-
schen Axen und Bahr lief. Man meinte of-
fensichtlich, mit diesem Papier könne man
das fortsetzen. Das ist das eine, und da gab
es im SPD/SED-Papier ja auch genügend
Ansätze.
Das zweite ist der günstige Zeitpunkt. Aber
i ch sage, auch wenn Honecker nicht kurz
darauf zu Kohl gefahren wäre, wäre das Pa-
pier „durchgekommen". Die Jahre 86/87
waren noch durch ein gewisses Vakuum ge-
kennzeichnet, durch einen bestimmten
„Suchprozeß". Dies steht im Zusammen-
hang mit der Perestroikapolitik in Moskau,
mit ersten Transformationsprozessen in Po-
len und Unqarn und der wirtschaftlichen

Kooperationspolitik der DDR gegenüber der
Bundesrepublik. Gerade in dieser Situation
eines gewissen Vakuums wollten reformori-
entierte Kräfte in der SED gerade auch mit
diesem Papier die Situation nutzen, um et-
was zu bewegen, was so viele in der DDR
forderten. Das Schicksal des Papiers, das
„traurige Ende" lag auch darin begründet,
daß es von 1987 zu 1988 offensichtlich den
„Umschlag" in der Politik der SED gab. Die
endgültige Abkehr sozusagen von jedem
Ansatz von Reformen, von jedem Nach-
denken über Reformen - ich sage nicht, daß
es vorher Reformen gab, aber es gab noch
i nterne Debatten, es war noch etwas offen.
Es war noch nicht völlig entschieden, ob
man man auf Totalblockade setzt oder auf
partielle Öffnung. Deshalb war auch die Ori-
entierung des Papiers auf Reformen richtig.
Das kippte nun endgültig um, und zwar nicht
so sehr nur wegen des Papiers, sondern
auch, weil der Perestroika-Druck aus Mos-
kau immer nachhaltiger wurde, weil Re-
formkommunisten wie in Ungarn oder in Po-
l en begannen, den Systemwandel selbst
einzuleiten, und man nun Angst bekam, das

22

könnte auf die DDR überschwappen und sei
nicht mehr kontrollierbar. Deshalb auch die-
ser Übergang in der Politik zur Total-
blockade, wovon u.a. das Sputnik-Verbot,
das immer repressivere Vorgehen gegen die
Bürgerrechtler, die Kommunalwahlverfäl-
schung zeugten. Man braucht nur zwei Be-
richte aus dem ehemaligen Büro Axen zu
vergleichen, die im Archiv einzusehen sind.
1987 schätzte das MfS noch ein, das Pa-
pier sei zu begrüßen, denn Wirtschaftsleute
der Bundesrepublik könnten für dieses Pa-
pier gewonnen werden. In der CDU gäbe es
auch gewisse Differenzierungen und Zu-
stimmungen zum Papier. Eine neue Offen-
sive zum Westen hin sei möglich. 1988/89
heißt es dann aber: 35mal seien Sozialde-
mokraten zu den Bürgerrechtlern, zur Kir-
che gefahren und hätten versucht, eine Op-
position aufzubauen. Jetzt komme es dar-
auf an, alles zu tun, um das zu verhindern.
Das heißt, in einer doch verhältnismäßig kur-
zen Zeit vollzog sich ein nachhaltiger Wan-
del in der Einschätzung der Wirkungen des
SED/SPD-Papiers.
Die SED hatte zugestimmt, weil sie glaubte,
mit ihrem alten Strategiemuster die bishe-
rige Politik ohne Kurskorrekturen fortsetzen
zu können. Das heißt mit einer Doppelstra-
tegie; nach außen: sich scheinbar öffnen,
auch Reformen akzeptieren. Das schien un-
umgänglich, war man doch an Friedenssi-
cherung substantiell interessiert, ebenso
wie an Wirtschaftskooperation mit der Bun-
desrepublik. Es war einem kleinen Zirkel in
der Führung offensichtlich damals schon
klar, daß ohne diese Kooperation die DDR
wirtschaftlich kaputtgeht. Und deshalb
auch die formale Zustimmung zu einem
solch ungewöhnlichen Papier. Und nach in-
nen sollte diese Doppelstrategie als Abrie-
gelung des gesellschaftlichen Dialogs fort-
gesetzt werden. Aber so sehr man Kritik an
diesem Papier heute üben kann, an unse-
rer Blauäugigkeit, an unseren Illusionen, an
manchen Formulierungen, genau diese
SED-Doppelstrategie durchbrach das Pa-
pier erstmals. Denn jetzt hieß es: Innendia-
l og wird zum entscheidenden Kriterium.
Außen- und Innendialog gehören zusam-

men. Die bislang recht erfolgreiche Doppel-
strategie war mit dem Papier an ihre Gren-
zen geraten und scheiterte in den folgenden
Monaten zusehends. Der Dialog, einmal in
Gang gekommen, war nur mehr schwer zu
stoppen. Mein Einwand damals beim Ge-
spräch, auf das Herr Reiche verwies, war
nicht, daß es kein innenpolitisches Papier
sei, sondern daß man es in diesem Zusam-
menhang von Außen- und Innendialog se-
hen sollte, sonst ist es von vornherein in der
SED, in der DDR zum Scheitern verurteilt.
Während Sie, Herr Reiche, völlig zu Recht
gesagt haben, Innendialog-alles andere in-
teressiert uns nicht, mußte ich sagen, und
so war auch meine persönliche Intention -
Außendialog verlangt den Innendialog, und
dieser muß eingefordert werden. Und
darum begann, wie gesagt, die praktische
Auseinandersetzung. Hier zeigte sich die
Wirkung in der DDR, die Doppelstrategie
begann, worauf ich schon verwies, endgül-
tig zu scheitern. Und das Papier-ohne hier
auf einzelne Auseinandersetzungen einge-
hen zu können - war in der DDR in kurzer
Zeit mehrheitsfähig geworden: bei den Re-
formorientierten in der SED, bei den kriti-
schen intellektuellen Kräften und bei Bür-
gerrechtlern. Andere, vielleicht Herr Weiss-
kirchen, werden dagegen polemisieren, und
da gibt es hier auch noch viel Kritisches zu
sagen. Aber meine These ist: die Mehrheit
der Bevölkerung hatte nichts gegen das
SED/SPD-Papier. Aber wie sich zeigte,
konnte sie mit dem Papier auch nicht mehr
sehr viel anfangen. Aber bei denen, die sich
engagierten und sich an der DDR (noch) rie-
ben, bei Reformsozialisten, Kirchen und
Bürgerrechtlern war es mehrheitsfähig ge-
worden. Das ließe sich auch im einzelnen
dokumentieren. Das war neu für die DDR.
Damit war eine Situation entstanden, die so
nicht vorauszusehen war, die wir aber schon
wollten, bei all unseren Anpassungen, eben
die Chance eines Reformbündnisses in der
DDR. Nicht mehr und nicht weniger als eine
einmalige Chance war entstanden. Und die
mußte genutzt werden. Als Zusammenge-
hen der drei relevanten Gruppen für eine De-
mokratisierung und Reformierung der DDR
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von innen. Die Reformsozialisten haben
diese Chance aber nur unzureichend ge-
nutzt. Die Gegenstrategie hieß Abriegelung
und Zerschlagung eines solchen DDR-Re-
form-Bündnisses. Der Apparat und die kon-
servativ-orthodoxen Kreise in der SED
konnten sich um den Preis ihrer fortschrei-
tenden Delegitimierung noch einmal durch-
setzen. Es war ein Pyrrhussieg, die „Stabi-
lität der Angst" brach zusammen, wie der
Mitbegründervon „Demokratiejetzt", Hans-
Jürgen Fischbeck, später bemerkte. Ob-
wohl das Dialog-Papier nicht als Dokument
zum Sturz der SED oder gar zur Überwin-
dung der DDR konzipiert war, war es doch
an der Öffnung der DDR und ihrer Refor-
mierung orientiert und wirkte später zumin-
dest als ein Katalysator des friedlichen Um-
bruchs.

Peter Merseburger: Es wurde abgeriegelt,
weil die SED-Machthaber die Angst hatten,
daß sie die Reformen nicht im Griff behalten
werden?
Herr Eppler, Sie haben vorhin gesagt, Sie
waren sich gar nicht klar darüber, daß das
eigentlich ein deutsch-deutsches Papier
gewesen sei. Von Ihnen wäre das eher als
ein Systempapier entwickelt worden, aber
es wurde doch dann zu einer Art explosi-
vem deutsch-deutschen Papier?

Erhard Eppler:  Ich wollte eigentlich nur dar-
auf hinweisen, daß zum Beispiel, wenn von
Anerkennung der Existenz die Rede ist,
nicht die DDR, sondern dieses System ins-
gesamt gemeint war. Wenn Sie es genau le-
sen: Es hat mit den beiden Staaten zuerst
einmal nichts zu tun. Natürlich ist es dann
auch so interpretiert worden, und ich habe
ja am 17. Juni dann im Bundestag auch ge-
sagt: mir ist es egal, wenn Ihr das so inter-
pretiert, aber dann muß man etwas hinzu-
fügen. Ich wollte jetzt nur meine Äußerung
von vorhin insofern modifizieren. - Ich
glaube, wir können uns darauf einigen: Daß
das Politbüro geglaubt hat, man könne die-
ses Papier in der alten Weise durch eine
Doppelstrategie entschärfen, manipulieren
und verfälschen, zeugte im Herbst `87 von

einem gewaltigen Realitätsverlust. Und das
zweite: Daß dieses Politbüro hier in einer
ganz wichtigen Sache praktisch gesagt hat
„Rin in die Kartoffeln, raus aus den Kartof-
feln", hat die Autorität dieses Politbüros wei-
ter beschädigt.

Peter Merseburger: Herr Weisskirchen, wie
hat das Papier damals auf Sie gewirkt?

Gert Weisskirchen: Also gar nicht so, wie das
Herr Reißig eben vermutet hat. Ich habe das
Papier aus einem anderen Blickwinkel -
natürlich - wahrgenommen, aber eben
äußerst positiv, und zwar aus der Reaktion
heraus, die Steffen Reiche schon angespro-
chen hat. Ich war bei dem Kirchentag und
insbesondere bei dem Kirchentag von unten
hier damals in Ostberlin dabei, also sozusa-
gen im Vorlauf dessen, was dann nachher in
dem Papier stand. Und ich habe einen we-
sentlichen Teil der kirchlichen Opposition,
pardon, der Gruppen innerhalb der Kirche
gesehen und mit denen diskutiert, die sich
selber damals kritische Menschen nannten.
Wir sollten sehr aufpassen, daß wir nicht ex
post diskutieren. Also, Opposition gab's da-
mals nicht, auch diejenigen, die sich später
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Opposition nannten, waren nicht Opposition,
wollten es auch nicht sein. Zu jenem Zeit-
punkt. Wichtig ist, daß sich kritische Men-
schen auf das Papier berufen konnten. Und
das war der Sprengsatz des Papiers. Wenn
man sich das Papier genau anschaut, dann
stehen eine Menge an Sätzen drin, die, wenn
man sie in der Gesamtheit sieht, natürlich in
sich selber sehr widersprüchlich sind. Das
konnte zujenem Zeitpunkt auch gar nicht an-
ders sein. Aber es gibt eben auch Sätze von
einer solchen Klarheit, daß sie dann für die
Gruppen, die diese DDR damals haben ver-
ändern wollen, und zwar nicht sprengen wol-
len, sondern verändern wollen, für diese
Gruppen konnten diese Sätze Berufungsfälle
werden. Und das hat sich dann auch deut-
li ch gezeigt. Daß sie mit diesen Sätzen nach-
her operieren konnten, war ein ungeheurer
Vorteil, und sie stürzten damit den Rest an
Legitimation, den die DDR noch hatte oder
das Politbüro noch haben konnte, das
stürzte mit diesen Sätzen ein. Einen einzigen
Punkt sehe ich kritisch: Das Papier ist ja nur
zu verstehen aufgrund des Prozesses der
von 1975 ausging, also von Helsinki, und in-
sofern ist dieses Papier ein wesentliches In-
strument des Helsinki-Prozesses, mehr
noch: eine Radikalisierung des Helsinki-Pro-
zesses. Wenn Sie sich die drei Körbevon Hel-
sinki anschauen, dann finden Sie kein Doku-
ment, das mit dieser Klarheit, in dieser Radi-
kalität Menschenrechte, Demokratie und die
Möglichkeit fordert, offen und offensiv und öf-
fentlich zu debattieren. Das ist ein deutlicher
qualitativer Sprung innerhalb des Helsinki-
Prozesses selbst. Der Punkt, den ich kritisch
sehe, ist, daß dieses Papier nicht - hat auch
vielleicht nicht können, weil es eben ein
SPD/SED-Papier gewesen ist - in die übri-
gen Prozesse, die ja mit diesem Papier auch
zusammenhängen, also Solidarnosc oder
Charta 77 eingebunden worden ist.
Charta 77 - die gab es schon zehn Jahre.
Und das eigentliche Problem, das ich sehe,
i st, daß die Sozialdemokratie an diesem
Punkt die Symmetrie der Entwicklung zwi-
schen Charta 77, Solidarnosc und den kriti-
schen Menschen innerhalb der DDR nicht
richtig erkannt hatte. Das ist aber auch alles,

was ich kritisieren kann. Nichts anderes kri-
tisiere ich. Im Gegenteil! Ich meine, daß die-
ses Papier ein Sprengsatz gewesen ist, daß
es mitgeholfen hat, diesen Umschlag voran-
zubringen. Der Umschlag, der ja zunächst
von der Kooperation hin zur Annäherung vor-
angeschritten war und über die Annäherung
dann zur Auflehnung innerhalb der DDR ge-
führt hat. Dies sind alles Prozesse, die inein-
ander verwoben sind. Und diese Prozesse
haben sich gegenseitig beschleunigt, ver-
stärkt, vorangetrieben. Und ich kann auch,
wenn man historisch an das Papier heran-
geht, nur sagen: Dieses Papier war zum rich-
tigen Moment da. Diejenigen, die sich auf die-
ses Papier berufen wollten, konnten es auch
tun. Und diejenigen, die es abgelehnt haben,
haben das der Öffentlichkeit auch deutlich
gemacht: nach dem Palme-Friedens-
marsch, nach der Umweltbibliothek und
nach den Luxemburg-Demonstrationen mit
den anschließenden Verhaftungen. Sie ha-
ben damit zumindest deutlich gemacht, wie
wichtig dieses Papier war: indem sie es de-
monstrierten durch ihr aktuelles Handeln. -
So wurde klar: wenn diese Macht sich so ver-
hält, dann dementiert sie das Papier, das sie
selber unterschrieben hat, und dann ist diese
Macht objektiv an ihr Ende angekommen.
Das mußte deutlich werden. Insofern war
auch das Papier gerade in seiner Funktion so
wichtig. Die Macht konnte das Papier nicht
mehr unterstützen. Und in dem Moment, wo
sie es nicht mehr unterstützen konnte, war
klar, sie ist am Ende. Es war die letzte Chance
- und diese Chance hat sie selber vertan.

4. Wirkungen in der Bundesrepublik

Peter Merseburger:  Vorhin fiel hier das Wort,
daß die SED versucht hat, den Entspan-
nungsdialog zu monopolisieren. Im Grunde
haben Sie so etwas jetzt gesagt von der
SPD. Sie hat sich auf die SED konzentriert,
Solidarnosc und Charta 77 vernachlässigt.
Damit stellt sich die Frage nach der Binnen-
wirkung des Papiers in der Bundesrepublik.
Daß es in der DDR eine explosive Wirkung
gehabt hat, haben eigentlich alle hier gesagt.
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Aber wie würden Sie die Wirkung dieses Pa-
piers in der Bundesrepublik sehen?

Gerd Weisskirchen: Eine doppelte. Das eine:
Die Grünen haben die innere Differenzierung
des Entspannungsprozesses auf einen ein-
zigen Punkt reduziert, nämlich auf die Aktio-
nen von unten. So gesehen haben sie das
Papier nicht pauschal kritisiert, sie haben es
sogar gegenüber Angriffen von Konservati-
ven verteidigt; aber sie haben eben dieses
Papier pauschal zugeschlagen zu der etati-
stischen Form der Entwicklungspolitik. Sie
meinten: seht Ihr, die Sozialdemokratie ist zu
mehr als zu solchen Abmachungen mit
Parteifunktionären nicht fähig. Die Unterstüt-
zung von Aktionen von unten fehlte. Das
zweite ist, daß es auch in der Sozialdemo-
kratie einige gegeben hat, die gegen das Pa-
pier waren. Aber aus einem ganz anderen
Grund: aus einem strikt antikommunisti-
schen Grund. Auch innerhalb der Fraktion
und innerhalb der Partei gab es solche. Diese
beiden Hälften, die Grünen, die sich auch auf
die Entspannungspolitik berufen haben, und
ein Teil der SPD, der SPD-Rechten, die ha-
ben diesen Prozeß nicht aktiv gestaltet. Die-
ser Prozeß war ein ungeheures Wagnis. Und
schwer für alle, die sich darauf eingelassen
haben. Und das Wagnis ist überraschender-
weise, ohne daß man das selber wußte, als
das Papier gemacht worden ist, zu einem un-
geheuren Vorteil geworden. Es hat nämlich
wie ein Katalysator gewirkt, auch in der bun-
desdeutschen Debatte selbst, wenn Sie zum
damaligen Zeitpunkt „Die Welt" lesen, den
„ Rheinischen Merkur", die „Süddeutsche
Zeitung" bis in die „FAZ" - der Eindruck war
völlig gespalten. Teile haben es äußerst po-
sitiv gesehen, wenige haben es negativ ge-
sehen. Ich glaube, daß das im Grunde nur
widerspiegelt, daß die Entspannungspolitik
selbst ein ungeheures Wagnis gewesen ist,
das überraschenderweise gut ausging. Es
hätte auch ganz anders ausgehen können -
China etwa, die Demonstration auf dem Platz
des Himmlischen Friedens - auch das wäre
möglich gewesen. Das kann heute keiner
mehr sagen. Aber das Papier hat insofern als
Katalysator gewirkt und hat die unterschied-

lichen Strömungen innerhalb der Entspan-
nungspolitik sehr deutlich herauskristallisiert.
Ich finde, insgesamt jedenfalls, daß man das
Papier nicht nur als historisches, sondern
auch als eines, das den Prozeß beschleunigt
hat, würdigen muß.

Peter Merseburger: Es gab im übrigen auch
Kritik von links in der Sozialdemokratie an
dem Papier. Helga Grebing zum Beispiel hat
mir einen Artikel zugeschickt, den sie im Vor-
wärts veröffentlicht hat, in dem sie gesagt
hat, in dem Papier stünden nicht genügend
unsere „alten sozialdemokratischen Tradi-
tionen" drin. Also, es waren nicht nur Anti-
kommunisten in derSPD, die dagegen Front
gemacht haben. Aber ich wollte Erhard Epp-
ler fragen: Sie haben ja dann 1989 in einer
Rede zum 17. Juni sehr klare Worte über
I hre früheren Partner gesprochen, also über
die SED und ihre Reformunfähigkeit und Re-
formunwilligkeit. Ist Ihnen da die SPD in die-
ser Situation, nach Ihrer Meinung, genü-
gend gefolgt, und hat sie Ihnen aufmerksam
genug zugehört oder nicht?

Rolf Schneider: Ich glaube, es besteht Ei-
nigkeit unter allen Ex-DDR-Teilnehmern hier
auf dem Panel darüber, daß die Wirkung die-
ses Papiers in der DDR außerordentlich war.
Daß es außer der Schlußakte von Helsinki
kein Papier gegeben hat, das eine solche in-
nenpolitische Brisanz entwickelte wie das
SED/SPD-Streitpapier. Ich finde nur, es hat
nicht nur das Politbüro der SED vor diesem
Papier versagt, sondern auch der Parteivor-
stand der SPD. Die Offensive im Wettstreit
der Systeme ist von ihr nicht eingeklagt wor-
den gegenüber der anderen Seite - außer
durch Erhard Eppler. Ich stimme Herrn
Weisskirchen zu: Wo ist denn die SPD er-
schienen bei den Bürgerrechtlern? Ich habe
mich damals im Kreis der evangelischen Kir-
che bewegt. Ich habe viel mit Rainer Eppel-
mann zusammen unternommen, der immer
sagte: Wo bleiben denn Deine linken Leute?
Es kommen immer nur CSU und CDU zu
uns. Die Konsequenz ist, daß Eppelmann
heute für die CDU im Bundestag sitzt. Ich
begreife auch nicht, warum die Geschichts-
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schreibung der Sozialdemokratischen Par-
tei Deutschlands dieses Papier inzwischen
verschweigt, als handle es sich um ein häß-
liches Dokument, dessen man sich schä-
men müsse [Applaus]. Es ist ein Dokument,
auf das sie stolz sein soll, ich kann sie dazu
nur ermuntern. Ich habe den Eindruck, daß
die von Egon Bahr formulierte Strategie vor
1989-Wir müssen mit der Parteiführung re-
den, dort fallen die Entscheidungen, die Dis-
sidenten interessieren uns nicht - ist ein bö-
ser, nicht nur moralischer, sondern auch po-
litischer Fehler gewesen.

Erhard Eppler: Zuerst muß man natürlich zu-
geben, daß die Wirkung insgesamt in der al-
ten Bundesrepublik wesentlich geringer war
als in der DDR. Es hat nicht in der Weise eine
leidenschaftliche, große Diskussion gege-
ben. Das zweite ist, es stimmt keineswegs,
daß damals alle Konservativen dagegen ge-
wesen wären. Keineswegs. Die „FAZ" hat
das Papier Wort für Wort veröffentlicht. Die
„FAZ"! Nachdem sie nur darüber geschimpft
hatte im Vorfeld, hat sie danach ziemlich re-
spektvoll dieses Papier, das sie selber veröf-
fentlicht hat, kommentiert. Es kam noch et-
was dazu: Unmittelbar nach Veröffentlichung
dieses Papiers war ja die erste und einzige
Diskussion im DDR-Fernsehen, an der ein
westdeutscher Politiker teilgenommen hat.
Das war ich. Thomas Meyer war noch dabei,
sozusagen mehr als Wissenschaftler. Ich
habe jetzt gerade wieder einmal, als ich hier-
her fuhr, mir den Pressespiegel vom 4. Sep-
tember 1989 angesehen, was da in „Die
Welt" und anderswo an respektvollen Kom-
mentaren über diese Sendung drin stand. Ich
habe nämlich damals im DDR-Fernsehen ge-
sagt, die deutsche Frage sei genauso offen
wie die Weltgeschichte überhaupt offen ist,
was natürlich nicht gerade Begeisterung her-
vorgerufen hat. Ich will damit nur sagen, die
Konservativen haben keineswegs damals so
gebrüllt, wie manche heute gebrüllt haben
wollen. Und schließlich: die Sache war ja mit
der Veröffentlichung des Papiers nicht zu
Ende. Wir haben permanent eingeklagt, öf-
fentlich. Ich will einmal etwas vorlesen aus ei-
nem Papier vom 29. 3.1989, wo die Grund-

wertekommission sehr vieles sagt, zum Bei-
spiel dies: „Wer Personen verhaftet und be-
straft, weil sie an friedlichen Demonstratio-
nen teilgenommen haben, wer Menschen
benachteiligt, verfolgt oder bedroht, weil sie
i n unabhängigen gesellschaftlichen Gruppen
am Dialog über die sie betreffenden gesell-
schaftlichen Angelegenheiten teilnehmen,
wer Ausreisewillige diskriminiert und schika-
niert, wer Personen an der Einreise auf das
eigene Territorium hindert, weil sie unlieb-
same Kritik geäußert haben, wer die Verbrei-
tung von Zeitungen und anderen Druckme-
dien zur freien Urteilsfindung erschwert oder
verhindert, kann nicht den Anspruch erhe-
ben, daß er die offene Diskussion über den
Wettbewerb der Systeme, die umfassende
I nformiertheit der Bürger in Ost und West,
den Dialog zwischen allen gesellschaftlichen
Organisationen, Institutionen, Kräften und
Personen ermöglicht und fördert." Dies aber
hat das gemeinsame Papier als Norm einer
politischen Streitkultur gefordert.
Das heißt also, daß wir das im Nachhinein
eingeklagt haben, hat natürlich auch noch
einmal gewirkt. Das lief ja auch über die Me-
dien. Und schließlich bin ich ganz sicher, daß
i n der DDR, und möglicherweise sind Sie da
auch besser informiert als ich, meine Rede
zum 17. Juni nicht so stark gewirkt hätte,
wenn die Leute nicht gesagt hätten: Das ist
doch der, der mit einer Eselsgeduld mit un-
seren Leuten verhandelt hat. Wenn der
schon sagt, mit Euch ist buchstäblich nichts
mehr anzufangen -dann fürchten wir, daß es
stimmt. Ich will damit nur sagen, man muß
den ganzen Dialog bis zu dem Abschluß des
17. Juni ansehen. Wir haben `88 in der
Grundwertekommission darüber diskutiert,
ob wir die Sache abbrechen. Es war eine
Mehrheit dafür, und ich habe das im Präsi-
dium vorgetragen, und das Präsidium war
dagegen. Nebenbei auch deshalb, weil die
Kirchen in der DDR dagegen waren, und die
waren dagegen, weil sie sagten: Wir können
uns sonst nicht mehr auf das Papier berufen.
Brecht nicht ab. Das haben alle meine kirch-
lichen Diskussionspartner mir gesagt. Als
das dann immer schlimmer wurde, habe ich
mit meiner Rede am 17. Juni praktisch auf
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eigene Faust den Abbruch vollzogen. Nach
dieser Rede hat übrigens Reinhold, wie ich
später gehört habe, vor Studenten gesagt,
einer der schlimmsten Diversanten sei ich.
Das war dann nach dem 17. Juni. Das heißt,
das Ganze muß als Versuch gesehen wer-
den, der dann schließlich an der SED ge-
scheitert ist, aber dieses Scheitern hat eben
mit dem Scheitern der SED insgesamt zu tun.

Peter Merseburger: Aber vielleicht doch
noch meine Frage: Haben Ihnen eigentlich
auch alle Freunde in der SPD, die Sie im Bun-
destag hatten, damals aufmerksam zu-
gehört? Man hatte ja manchmal den Ein-
druck, daß das nicht ganz so war.

Erhard Eppler:  Das war nie so. [Lachen, Ap-
plaus]

Peter Merseburger: Gut. Herr Uschner hat
sich jetzt gemeldet, und dann möchte ich
aber die allgemeine Diskussion eröffnen,
damit Sie auch zu Wort kommen können
und Fragen stellen können und Beiträge zur
Diskussion leisten können. Herr Uschner!

Manfred Uschner: Rolf Schneider hat Egon
Bahr und seine Rolle erwähnt. Erst vorge-
stern wurde ihm im Willy-Brandt-Haus in
Berlin bei einer Podiumsdiskussion erneut
der Vorwurf gemacht, zu lange und zu weit-
gehend mit der SED verhandelt und die sich
i m Sommer 1989 hier und dort verstärkt ent-
wickelnde Bürgerbewegung der DDR un-
terschätzt zu haben.
Nun, das letzte Gespräch zwischen Egon
Bahr und Axen, dem ich beiwohnen durfte,
nämlich am 17. Februar 1989, war keines-
wegs abrüstungspolitischen Fragen gewid-
met. Es war vielmehr eine einzige Anklage
Bahrs gegen die Innenpolitik der DDR. Bahr
drohte mit harschen Worten, daß die SPD die
Beziehungen zur SED abbrechen würde,
wenn das Vorgehen gegen oppositionelle
Kräfte in der DDR anhalte und die DDR ent-
gegen eingegangenen Verpflichtungen Bar-
rieren gegen eine Reformpolitik errichte.
Axen reagierte passiv. Er verwies allerdings
darauf, daß man ihm viele Berichte der Stasi
über die „subversiven Kontakte" der SPD-
Politiker Weisskirchen, Duwe, Büchner und
vieler anderer vorgelegt habe, um ihm klar-
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zumachen, daß die SPD in Wirklichkeit die
Abschaffung der DDR wolle. Eine Unterbin-
dung dieser Kontakte habe er immer mit Hin-
weis auf die Abrüstungsgespräche mit der
SPD verhindern können.
Meinen Aktenvermerk über dieses Gespräch
ließ Axen vernichten. Er fertigte einen eige-
nen, anders gefärbten an.
Egon Bahr hat vorgestern im Willy-Brandt-
Haus in der Podiumsdiskussion mit Fichter
und Hilsberg erneut, wie auch in seinen Me-
moiren, betont, daß er in der Öffentlichkeit
damals auf vieles achten mußte. Immer
mußte er die unumstößliche Tatsache be-
achten, daß in Sachen deutsche Einheit der
Schlüssel letztendlich in Moskau lag.
Egon Bahr hatte übrigens die gleichen und
natürlich auch höhere Gesprächspartner in
Moskau und Washington, wie ich sie hatte. Im
Mai 1988 hatten namhafte Leute der US-Ad-
ministration mir in Washington gesagt: In rund
40 Tagen nach dem 40. Jahrestag der DDR
ist es mit der DDR aus. Aber hoffentlich macht
keiner Dummheiten, etwa, indem er die Mauer
zu früh öffnet. Wir dürfen keinen militärischen
Konflikt in der DDR zulassen, weil er außer
Kontrolle geraten kann. Wir haben zu vielen
Leuten Kontakte und reden über die Lage
natürlich auch mit Moskau. Helfen Sie mit, daß
im Zusammenwirken verschiedenster Kräfte
alles friedlich verläuft! (Über dieses Gespräch
habe ich Egon Bahr im September 1988 in
Stockholm ausführlich informiert.)
Der deutsche Bundeskanzler hat am 4. No-
vember 1993 vor der Enquete-Kommission
des Deutschen Bundestags die entschei-
dende Rolle der veränderten weltpolitischen
Situation und der „günstigen historischen
Stunde" hervorgehoben, die man entschlos-
sen genutzt habe. Wäre in der Nacht der
Maueröffnung auch nur ein Schuß gefallen,
wäre am nächsten Tage die Lage am Check-
point Charlie in der Berliner Friedrichstraße
die alte gewesen. In diesem Zusammenhang
habe er inzwischen auch sehr „integre SED-
Leute" kennengelernt.

Peter Merseburger: Ja. Und jetzt möchte ich
die Diskussion für alle eröffnen und bitte um
Wortmeldungen.
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DISKUSSION ZWISCHEN PUBLIKUM UND PODIUM

Frage: Frage an Herrn Uschner. Ich halte
das für wichtig, was sie über die Dinge sag-
ten, die in Moskau und Washington gelau-
fen sind. Könnten Sie das präzisieren? Da
kommt ja etwas ganz Spannendes hoch!

Peter Merseburger: Herr Uschner bitte.

Manfred Uschner: Im April 1986, noch
während Gorbatschow seine Diskussions-
rede auf dem letzten, den XI. Parteitag der
SED im Palast der Republik hielt, in der 13
Ohrfeigen für die SED-Führung versteckt
waren, hatte ich nach Moskau zu fahren, um
dort mit dem Gorbatschow-Vertrauten Pro-
fessor Sagladin etwas zum atomwaffen-
freien Korridor abzustimmen.

Dabei kam es zu einem völlig offenen Ge-
spräch über die wahre Lage in der DDR und
i n der SED. Es gab völlige Übereinstimmung.
Danach wurde eine vertrauliche Kontaktlinie
aufgebaut, die bis März 1990 bestand. Beim
Aufenthalt 1988 in den USA konnte ich fest-
stellen, daß die Leute des State Depart-
ments und des CIA gut über diese Kontakte
und mein Tun informiert waren. Sie sagten
mir: Der Countdown läuft!
Auch nach meinem Rausschmiß im Februar
1989 hielt man Kontakt zu mir. Aus langen
Gesprächen und den Fernsehberichterstat-
tungen sowie Informationen guter Freunde
konnte ich entnehmen, daß der Countdown
tatsächlich ablief und die Vorentscheidun-
gen bereits im Sommer 1989 fallen würden.
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Es war dann auch so, wie alle maßgeblichen
Historiker feststellen. Dabei spielte der Zu-
stand der SED, der NVA usw. eine große
Rolle, und darüber haben wir schon im Zu-
sammenhang mit dem SED/SPD-Papier
gesprochen. Die SED war in einem Zustand
der Paralyse und Unschlüssigkeit.

Peter Merseburger: O.K. Ich hoffe, Herr
Uschner hat das klar gestellt, obwohl man
auch nicht überschätzen darf, was Kreise
des CIA und Mitarbeiter des Außenministe-
riums manchmal in solchen Gesprächen
sagten. Was sie meinen, ist noch lange nicht
offizielle Politik. Und die offizielle Politik der
Amerikaner in dieser Sache wurde erst ein
bißchen später in dieser Richtung aktiv, die
Sie andeuten. Aber, ich will niemanden von
Wortmeldungen abhalten.

Frage: (Heidrun Hankammer): Ich wollte als
erstes Ihnen allen einmal danken für diese
historische Genauigkeit und Redlichkeit, mit
der Sie gesprochen haben [Applaus]. Ich
kenne dieses Papier nicht, und ich kam sehr
unvorbereitet. Ich hatte nur meine Ohren
und meine Augen gespannt, und ich kann
sagen, ich wünsche mir das für jede Talk-
show. Ich glaube, ich würde dann anfangen,
fernzusehen oder politische Diskussionen
genauer zu verfolgen. Was mich am meisten
bewegt hat, war die Lebendigkeit, mit der
Sie, Herr Eppler, und Sie, Herr Reißig, auf-
traten und Sie, Herr Reißig, sogar mit der
Begeisterung noch, die jetzt wieder auf-
lebte, mit der Sie selbst, so hatte ich den
Eindruck, Ihren Weg gegangen sind. Und
dabei ziemlich viel von dem mitgenommen
haben, was dann in Bewegung kam. Was
mich berührt hat, war, daß es Ihr Weg war.
Keine Auftragsarbeit sozusagen. Ich habe
deswegen eine Frage an Sie beide: Kann es
sein, daß der Geist, der 1988 in der SED-
Führung herrschte, der Geist eines Berüh-
rungstabus, einer Angst, und trotzdem zu
wissen, daß man sich in das Unvermeidli-
che zu fügen hat, wenn man Schadensbe-
grenzung machen will, kann es sein, daß es
diese Berührungsängste heute auch im We-
sten gibt, in einem ebenfalls erstarrendem

System? Macht sich das vielleicht auch in
den Berührungsängsten gegenüber der
PDS bemerkbar?

Peter Merseburger: Ja, das hieße dann: Vor-
wärts und nicht vergessen, von der SED zur
PDS, also SPD und PDS. Die Frage ist: Wol-
len Sie gleich darauf antworten, oder wol-
l en wir so verfahren, daß wir ein paar Fra-
gen sammeln? - Die Meinung scheint zu
sein: Bitte gleich. Also Herr Eppler und dann
Herr Reißig.

Erhard Eppler: Ja, ich muß das jetzt doch
verbinden mit dem, was wir bisher gespro-
chen haben. Es gab für mich einen Grund,
auf diese Gespräche - das hat mit dem Pa-
pier zuerst mal nichts zu tun - einzugehen,
von dem ich bisher noch nicht gesprochen
habe, von dem ich überhaupt selten ge-
sprochen habe. - Ich bin Mitte der 80er
Jahre zu der Überzeugung gekommen, daß
der Kommunismus im Osten zerbröckelt.
I ch hatte natürlich keine Ahnung, wie schnell
das geht, aber ich spürte, da zerbröckelt et-
was. Ich hatte ihn immer für viel schwächer
gehalten als die Propaganda, aber jetzt
hatte ich das Gefühl, er zerbröckelt. Und ich
war - das hängt vielleicht auch mit meiner
geistesgeschichtlichen Ausbildung zusam-
men - immer der Meinung, der Marx war ja
ein typischer Europäer, verwurzelt in der
deutschen, französischen, englischen
Kultur, ein Schüler meines schwäbischen
Landsmanns Hegel - was ich ihm natürlich
besonders hoch anrechne -, und ich habe
das, was 1917 geschehen ist, immer als
eine Sezession, eine für die europäische Ge-
schichte schlimme Sezession verstanden,
die ich aber nie für ewig hielt. Ich glaubte,
es kommt der Zeitpunkt, vielleicht noch in
diesem Jahrhundert, wo es um die Reinte-
gration dieses Teils des Marxismus in die
übrige europäische Diskussion und Kultur
gehen wird. Ich weiß nicht, ob Sie mich rich-
tig verstehen. Und ich hatte das Gefühl, Herr
Reißig, daß es mindestens unter Ihnen ein
paar gab, die auch aus ihrem Ghetto her-
aus wollten, ihren Kontakt nicht nur nach
Westdeutschland, sondern überhaupt zum
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Westen, zur lebendigeren europäischen
Diskussion und Kultur suchten. So. Und
darum habe ich vor allem den 9. Oktober
1989 und das, was dann folgte, mit einer
unvorstellbaren Dankbarkeit dafür erlebt,
daß das alles unblutig über die Bühne ging.
Meine Damen und Herren, wir nehmen das
heute als selbstverständlich, obwohl vier
Wochen vorher keiner es noch für möglich
gehalten hätte. Und wir haben das dann
nachher kassiert als etwas, was uns eben
zusteht. Und dann haben wir angefangen,
Richter zu spielen, nachdem wir überhaupt
nicht mehr gefragt haben, wodurch dieses
Wunder eigentlich zustande gekommen ist.
Jedenfalls hat man dann nachher alle die
madig gemacht, die für dieses Wunder et-
was getan haben. [Applaus] Und ich bin per-
sönlich überzeugt, wenn es nur eine Bewe-
gung gegen die SED und nicht auch dazu
hin noch eine innerhalb der SED gegeben
hätte, dann hätte es gekracht. Und nun bin
i ch also bis heute glücklich darüber, daß das
alles ohne Blutvergießen möglich war. Einer
der großen Glücksfälle der deutschen Ge-
schichte oder Glücksfälle der deutschen
Geschichte - und davon gibt es ja so
schrecklich viele leider nicht. Ich habe da-
mals gedacht: das erleichtert auch das,
worum es mir immer schon gegangen war,
nämlich die Reintegration dieses Teils des
Marxismus in die übrige europäische Kultur.
Auch in die deutsche. Und damit natürlich
auch in das politische Leben. Und nun bitte
i ch die Vertreter der PDS, mir das folgende
nicht übel zu nehmen: Ich bin heute noch
der Meinung, daß die Gründung der PDS
und die Art der Gründung, nämlich als
Nachfolgeorganisation, nicht als Neugrün-
dung, diese von mir für nötig gehaltene
Reintegration nicht erleichtert, sondern er-
schwert hat. [Applaus] Es ist leichter, Indivi-
duen mit einer ganz bestimmten Vergan-
genheit in eine Gesellschaft zu reintegrieren
als eine große Partei. Ich habe gesagt: Es
ist leichter. Ich behaupte nicht, daß es bei
einer Partei unmöglich wäre, Herr Bisky. Ich
sage nur, es ist wesentlich schwerer. Und
wir schlagen uns jetzt mit der Schwierigkeit
herum, daß wir es mit einer Partei zu tun ha-

ben, die in ihrem Erscheinungsbild in vielem
dem entspricht, was bei uns in der alten
Bundesrepublik auch bei Parteien üblich
war, die gleichzeitig aber eine Tradition
hochhält, die ganz offenkundig eine - in un-
serem Sinne -nichtdemokratische Tradition
war, und die natürlich auch noch Spuren
dieser nichtdemokratischen Tradition auch
personell mit sich herumträgt. Damit schla-
gen wir uns jetzt herum. Ich will ja nieman-
dem einen Vorwurf machen, daß er diese
Partei gegründet hat, vielleicht war es auch
eine Art von Notwehrreaktion - das war es
auch -, daß man nicht alleine dasteht. Ich
verstehe das schon. Nur, Sie müssen ver-
stehen, daß dadurch dieser Prozeß schwie-
riger geworden ist. Ich kann mir vorstellen,
daß es auch gelingt, eines Tages die PDS
als Ganzes in diese Gesellschaft, in diesen
Staat und diese politische Kultur zu inte-
grieren. Das halte ich nicht für unmöglich,
obwohl die Art, wie sie entstanden ist, dies
schwierig macht. Es hätte ja auch sein kön-
nen, man löst sich auf und gründet etwas
ganz Neues, das wäre etwas völlig anderes
gewesen. Ich meine allerdings, daß dies nun
nicht nur eine Frage an die übrigen Parteien
i st, die ja in Parteikonkurrenz stehen, son-
dern es ist auch eine Frage an die PDS sel-
ber. Und ich glaube, daß die PDS selber
noch nicht alles getan hat, was da zu tun
i st, und daß in dem Augenblick, wo ich das
Gefühl habe, sie hat das getan, werde ich
das auch anderen Parteien sagen, daß sie
nun das ihre zu tun haben. [Applaus]

Peter Merseburger: Herr Reißig fühlt sich
erst einmal nicht so sehr angesprochen und
meint, Herr Bisky sollte antworten. Ich finde,
er hat völlig recht. Herr Bisky, bitte. Wenn's
geht, kurz.

Lothar Bisky:  Naja, Herr Eppler wird sich
wundern, daß ich ihm nicht zustimmen
kann. Aber, wissen Sie, ich verstehe, daß
Leute, die die Ostgeschichte so nicht ken-
nen, Schwierigkeiten haben, die PDS zu
verstehen. Ich verstehe, daß mit der ande-
ren Tradition in den alten Bundesländern,
man mit diesem Fremdkörper PDS, der aus
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dem Osten kommt und auch noch mit sol-
cher Geschichte, Schwierigkeiten hat. Das
verstehe ich wohl. Ich billige es nicht. Denn
die PDS kann ja tun und lassen, was sie will,
sie wird immer in gleichen Deutungsmu-
stern wahrgenommen. Im Osten, wo man
uns kennt, werden wir anders wahrgenom-
men. Ich will darauf nur hinweisen. Eine Sa-
che kann ich ja nicht aus der Welt wischen:
wir sind Nachfolge, das haben wir gesagt,
und ich stehe dazu, und ich halte das für
ehrlicher als den anderen Weg, einen neuen
Namen anzunehmen und so zu tun, als
hätte es uns vorher nicht gegeben. Dies ist
ein schwierigerer Weg. Das weiß ich. Aber
i ch hätte den anderen Weg nicht machen
können. Ich will mit der Geschichte leben
und die meisten aus der PDS wohl auch.
Obwohl es schwer ist. Ich will mich nicht ver-
stecken, und ich denke auch, die PDS hat
dies nicht nötig. Was sie deutlich machen
muß, ist, daß sie die Lehren gezogen hat.
Daß das, was Repression war, daß das, was
undemokratisch war usw., daß das mit ihr
nie wieder zu machen sein wird. Das muß
sie mit aller Deutlichkeit sagen. Ich denke,

das hat sie auch gesagt. Ansonsten hat
auch der letzte Parteitag gezeigt, daß es
eine Legende ist zu behaupten, da sind ein
paar  akzeptable Vorturner, und dann kommt
eine Mitgliedschaft, die ganz schrecklich ist.
Wir haben für alles Riesenmehrheiten be-
kommen. Für alle Sachen. Und insofern
wäre mir etwas wohler, wenn man die PDS
sachlich zur Kenntnis nimmt, sich mit ihr
auseinandersetzt, um die Sachen selber
streitet, aber nicht so sehr mit diesen Kli-
schees über PDS hantiert. Und die Kli-
schees über PDS sind sehr schwer zu
bekämpfen. Aber, ich sage das auch, ob-
wohl wir von daher kommen, von der SED,
und obwohl wir dazu stehen, daß niemand,
der sich mit der PDS ernsthaft beschäftigt,
auf den Gedanken kommen wird, daß noch
einmal eine SED aus dieser PDS hervorge-
hen könnte. Das ist unumkehrbar gewor-
den. Und alle, die wissen, wie wir Politik be-
treiben, wissen auch, daß das undenkbar
ist. Vielleicht wird man in ein paar Jahren
später die PDS auch etwas normaler anse-
hen. Hier im Osten ist die Meinung bei vie-
l en gekippt, auch bei denen, die uns nicht
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mehr wählen. Sie sagen: Ihr seid wenigstens
ehrlich geblieben, Ihr seid Adresse geblie-
ben. Das ist im Osten schon teilweise deut-
lich verändert. Anfangs war es sehr schwer.
Aber es wird auch honoriert, daß wir nicht
so tun, als wären wir nun völlig neu, als hät-
ten auch wir-oder selbst wir- mit der DDR-
und SED-Geschichte nichts zu tun. Der
Weg bleibt schwer, Herr Merseburger, aber
ich bin auch ganz optimistisch, daß andere
Parteien ein anderes Verhältnis zu uns fin-
den. Das können wir ja nicht beschließen,
sonst wär' es ja einfach. Andere Parteien
debattieren erstaunlich offener über die
PDS. Das normalisiert sich etwas schneller,
als man vermutet hatte. Jedenfalls schnel-
l er, als ich es vermutet hatte.

Peter Merseburger:  Danke. Wir lassen das
j etzt erst mal so stehen. Herr Reißig wollte
ganz kurz drei Sätze sagen, damit er nicht
den Eindruck hervorruft, daß er vor Ihnen
kneift, und dann kommt Tilman Fichter.
Bitte.

Rolf Reißig: Die Frage war ja nicht nur auf
die PDS bezogen. Sie war ja noch etwas
übergreifender, und dazu würde ich mich
schon ganz gern äußern. - Wir stehen zu
dem, was wir getan haben, auch zu den
Schwächen, die wir gar nicht im einzelnen
hier besprechen. Als wir den Dialog ver-
suchten, mit dem Papier begannen, hatte
sich schon ein eigener Reformdiskurs in der
SED und Teilen der Sozialwissenschaften
entwickelt, der doch ziemlich konsistent
wurde. Aber wir stehen auch dazu, daß wir,
als es bei der Luxemburg-Liebknecht-De-
monstration die Verhaftungen gab, nicht
aufgeschrien haben, zwar intern kritisch de-
battierten, aber nicht sozusagen öffentlich
bekundeten und gesagt haben: Das nicht!
Nicht mit uns. Da gibt es schon ein Versa-
gen der Reformsozialisten. Das will ich erst
einmal sagen, weil wir es bislang nie so rich-
tig thematisierten. Dennoch verweise ich
auch darauf, daß bis zuletzt reformorien-
tierte Kräfte in der SED aktiv wurden und
sich für den friedlichen Umbruch engagier-
ten, wie Herr Eppler feststellte. Das Dialog-

Papier hat deshalb nicht versagt, weil es
auch nichtintendierte Wirkungen freisetzte,
also nicht nur bewußt gewollte. Die Mehr-
heit der SED-Mitglieder, die nicht engagiert
auf Reformkurs ging, war dennoch nicht
mehr bereit, auf Gewalt zu setzen, oder war
nicht mehr für die Führung mobilisierbar. Ich
halte das für wichtig, weil dies den friedli-
chen Übergang mit sicherte. Das Papier
spielte da schon noch eine Rolle, wenn auch
mehr indirekt.
Zum anderen könnten schon Bezüge zwi-
schen manchem, was in diesem Papier
steht, und der heutigen Bundesrepublik her-
gestellt werden. Wir haben der DDR zu
Recht Reformunfähigkeit vorgeworfen. Ich
sehe aber heute in der Bundesrepublik auch
eine Reformblockade großen Ausmaßes
[Applaus]. Ich sehe Bemühungen einzelner
Kräfte aus den alten Eliten der Bundesre-
publik, ein neues Feindbild zu schaffen, weil
sie ohne Feindbild offensichtlich nicht ihre
politischen Ziele so durchsetzen können.
Und Reformsozialisten, die bis zuletzt sich
hier so oder so die Nase eingeschlagen ha-
ben, haben keine wirkliche Chance bekom-
men, in dieser Bundesrepublik wirksam zu
werden. Auch beruflich wurden sie ins Ab-
seits gedrängt, gerade im sozialwissen-
schaftlichen Bereich. Das gehört m. E.
schon zu den Defiziten, zu den Deformatio-
nen, die man natürlich, gerade wenn man
so eine Biographie hat, auch wahrnehmen
muß. Nun kann ich darüber nicht jammern.
Ich komme aus dieser SED, ich komme aus
dieser DDR - die sind untergegangen, und
da kann man jetzt nicht irgendwelche
großen Erwartungen hegen. Da muß man
versuchen, seine Position auch neu zu fin-
den, seine Biographie zu verorten und sich
kritisch und gesellschaftskritisch einzubrin-
gen und zu engagieren. Dennoch: Ich würde
nicht auf die Idee kommen, die DDR mit der
gesamtdeutschen Bundesrepublik deswe-
gen gleichzusetzen, zu identifizieren. Das
sind zwei verschiedene, grundlegend un-
terschiedliche Systeme, unterschiedliche
Lebenswelten. Meine Kritik an der Bundes-
republik geht nicht von der alten DDR aus,
vom Ansatz einer Rekonstruktion dessen,
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was historisch überlebt und schließlich zu
Recht zusammengebrochen ist. Dazu
würde mich niemand mehr bekommen. Und
gerade von einer solchen Position aus,
glaube ich, haben auch Kräfte der demo-
kratischen Linken, Reformkräfte, wie immer
wir sie bezeichnen wollen, wenn sie sich auf
der Basis von Grundgesetz, Rechtsstaat-
li chkeit, Demokratie, Markt in seiner gesell-
schaftlichen Einbettung bewegen, ein
Recht, eine Pflicht und vielleicht doch auch
eine Chance, sich hier politisch einzumi-
schen. [Applaus]

Frage: (Tilman Fichter): Wir müssen bei der
Wirkungsgeschichte des Papiers davon
ausgehen - das hat, glaube ich, auch die
Diskussion heute hier gezeigt-, daß das Pa-
pier völlig unterschiedliche Wirkung gehabt
hat in der DDR im Vergleich zur Bundesre-
publik. Ich, als alter linker Antikommunist,
habe es damals nicht für möglich gehalten,
daß das Papier so viel Unruhe in die SED
reintragen wird, wie es das Papier dann ge-

tan hat. Insofern ist die Funktion des Papiers
in der DDR - sag ich mal, von meiner Posi-
tion her - nachträglich sehr positiv zu be-
werten. Ich glaube, daß Gruppen, wie die
Truppe um Klein und Brie, moderne Sozia-
listen, überhaupt erst den Mumm bekom-
men haben, sich hinzusetzen und ihre Ideen
aufzuschreiben, nachdem dieses Papier
veröffentlicht worden ist. Da hab ich auch
was gelernt hier auf der Veranstaltung und
würde da auch meine Position von 1992 re-
vidieren. Ich glaube aber, daß die Wir-
kungsgeschichte in der Bundesrepublik
eine völlig andere ist. Genosse Eppler hat
das schon angesprochen. In erster Linie fällt
ein großes Desinteresse auf. Und dieses
Desinteresse an diesem Papier in der Bun-
desrepublik erklärt vielleicht auch ein
bißchen das gefährliche Desinteresse an
dem, was in Deutschland passiert seit 1989.
Es ist wirklich so, daß in Bonn ein großer Teil
der politischen Klasse, und zwar quer durch
alle Parteien, sich für das, was hier passiert
so interessiert, wie für Reformbewegungen
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in Kasachstan, nämlich überhaupt nicht.
[Applaus] Es ist kein Thema! Ich kann es
wirklich nur als jemand, der sich zigmal den
Kopf eingerannt hat in Bonn, immer wieder
in Berlin sagen: man kann in Bonn im Mo-
ment keine sachliche, interessengeleitete
Debatte über das Nichtzusammenwachsen
Deutschlands führen. Weil es einfach nicht
i nteressiert. Die Leute sind sich im Westen
genug. Es interessiert einfach nicht. Ich
würde das auch nicht so aufladen und jetzt
sagen: hier sind der Kapitalismus oder alte
Eliten, wie Reißig das jetzt getan hat, son-
dern es ist wirklich so, daß in Deutschland
viel stärker, als ich das je gedacht habe,
diese zwei Teilgesellschaften auseinander-
gedriftet sind in den 40 Jahren, und daß
wahrscheinlich die SPD, die ja die einzige
Partei war, die unter Ollenhauer und Schu-
macher dagegen gekämpft hat, letztlich halt
zerrieben worden ist zwischen der Politik
von Ulbricht und Adenauer. Und daß sich
wirklich diese zwei Teilstaaten und Teilge-
sellschaften so auseinandergelebt haben,
daß wir einkalkulieren müssen, daß die Ein-
heit Deutschlands ein Langzeitprojekt ist.
Und auch das Verhältnis zur PDS ist natür-
lich ein Unterkapitel in diesem Langzeitpro-
jekt - wachsen wir zusammen oder wach-
sen wir nicht zusammen? Das ist der eine
Teil.
Jetzt gibt es aber noch eine sehr unange-
nehme Auswirkung dieses Papiers, und das
würde ich ganz gerne mit dem Genossen
Eppler diskutieren. Nämlich, ob dieses Pa-
pier in der Enkelgeneration der Führung der
SPD nicht auch Illusionen über die Reform-
fähigkeit der SED und der DDR geweckt hat.
I ch kann mir anders das Versagen, nicht der
gesamten Führung, aber eines großen Teils
der Führung 1989/90 in unserer Partei über-
haupt nicht erklären. Die Leute haben wirk-
lich, Genosse Eppler, an das Papier ge-
glaubt und haben gedacht, naja, diese De-
monstration in Leipzig, man hat ja am An-
fang gar nicht gewußt in Bonn, ob man das
wirklich ernst nehmen soll. Diese Demon-
stration da von Bürgerrechtlern mit dem Zi-
tat von Rosa Luxemburg - ist das wirklich
ernst zu nehmen? Sind nicht die Reform-

kräfte in der SED viel wichtiger? Und diese
Illusion in der West-SPD, Steffen Reiche, Du
kannst ja darüber berichten, welche
Schwierigkeiten Du hattest, als Du das er-
ste Mal in Bonn aufgekreuzt bist, warja nicht
so, daß da alle Leute Dir sofort die Tür auf-
gemacht haben, die hängt meines Erach-
tens damit zusammen, daß in diesem Pa-
pier, Genosse Eppler, die SPD eben nicht
doch ein bißchen von dem gesprochen hat,
was Du jetzt gerade zitiert hast, was seit den
80er Jahren Dich umgetrieben hat - daß
nämlich der Kommunismus wahrscheinlich
nicht reformfähig ist und - ich habe es mir
aufgeschrieben -, sondern zerbröckelt. Da-
von steht natürlich in diesem Papier nicht
mal - sage ich mal - in Nebensätzen etwas.
Aber insofern hat das Papier eben doch Il-
l usionen in der politischen Klasse in Bonn
über die Reformfähigkeit der DDR und die
Existenz von zwei deutschen Staaten ge-
weckt. Insofern würde ich sagen, sehr po-
sitive Wirkung im Osten, eine teilweise ge-
fährliche Wirkung im Westen.

Erhard Eppler: Das ist nun ganz wichtig. Ich
glaube, es hat in der Grundwertekommis-
sion der SPD, in der zum Beispiel so ein
Mann wie Richard Löwenthal mein Stellver-
treter im Vorsitz war, - viele wissen, wer
Richard Löwenthal war: er war ein Anti-
kommunist vom Scheitel bis zur Sohle, war
ja mal Kommunist gewesen und hatte sich
i n den 20er Jahren vom Kommunismus ab-
gewandt -, daß wir schon eine Diskussion
hatten darüber, ob der Kommunismus re-
formfähig ist. Deshalb will ich jetzt einmal
vorlesen, wie das wirklich im Papier steht:
„Keine Seite darf der anderen die Existenz-
berechtigung absprechen ... Unsere Hoff-
nung kann sich nicht darauf richten, daß ein
System das andere abschafft." (gewisser-
maßen von außen!) „Sie richtet sich darauf,
daß beide Systeme reformfähig sind und der
Wettbewerb der Systeme den Willen zur Re-
form auf beiden Seiten stärkt." - In der
Grundwertekommission war die Meinung
zum Thema Reformfähigkeit etwa so: Ganz
gleich, ob die wirklich reformfähig sind oder
nicht, alles, was geschieht, muß von innen
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kommen und kann nicht von außen kom-
men. Dassteckthinterdiesem: „Keiner kann
den anderen abschaffen." Und ich habe ja
dann am 17. Juni gesagt: „Und heute würde
i ch hinzufügen: keiner kann den anderen
dran hindern, sich selbst zu ruinieren." Ich
wollte damit sagen, ob Reform oder nicht
Reform, Reform oder Ruin, es muß immer
von innen ausgehen, keiner kann in einer
hochgerüsteten Welt, wo die Atomwaffen
auf beiden Seiten stehen, versuchen, dem
anderen irgendetwas aufzuzwingen. Das ist
der Sinn dieser Passagen gewesen. Im übri-
gen lesen Sie einmaljetzt die deutschen Zei-
tungen, die westdeutschen Zeitungen seit
1985/86 bis 1990, da wurden doch immer
nur die Reformen im Ostblock, in der So-
wjetunion, entweder gefordert odergefeiert.
Es ist ganz selten einmal ein Kommentar
drin, der sagt: Wird es überhaupt gelingen?
Oder kracht das dabei zusammen? Daß
dort Reformen stattfinden müssen, war ei-
gentlich absoluter Konsens in der west-
deutschen Öffentlichkeit. Und erst nach-
dem der Zusammenbruch gekommen ist,
sind alle gescheiter gewesen.

Peter Merseburger: Aber ich weiß nicht, ob
das die richtige Antwort auf Tilman Fichters
Frage war? - Sind Sie damit zufrieden?

Tilmann Fichter: Ja.

Peter Merseburger: Gut. Sie stehen schon
lange da.

Frage: I ch komme aus Berlin-Treptow und
habe dort die SDP gegründet. Ich kann mich
erinnern, daß dieses Dokument damals hilf-
reich war für uns. Ich war damals Naturwis-
senschaftler an der Akademie der Wissen-
schaften. Wir haben damals viele Diskus-
sionen geführt, auch mit Parteigenossen.
Dabei konnten wir das Dokument sehr gut
benutzen.
Was mich allerdings wundert ist, daß nach
der Abkehr der SED-Spitze von diesem Pa-
pier keine Austrittswelle in der SED ein-
setzte. Also, ich habe das jedenfalls nicht
erlebt. Hier wurde das ein bißchen so dar-

gestellt, als habe die Elite an der Wende mit-
gearbeitet und sich hinter sie gestellt. Ich
möchte auch diese letzte Bemerkung von
Herrn Uschner doch etwas zurückweisen,
als habe man keine Demonstration in der
DDR gebraucht, CIA und KGB hatten ja al-
l es schon in der Hand. Ich habe damals de-
monstriert von der Gethsemane-Kirche zum
Staatsrat, und keiner hat mir gesagt, daß ich
da langzulaufen habe. Ich glaube, man sollte
sich ein bißchen an das Kausalitätsprinzip
i n der Physik halten: Nachher kann man im-
mer alles anders erklären.

Peter Merseburger: Ich schlage vor, wir
sammeln jetzt Fragen und beantworten sie
hinterher.

Frage: Ich gehöre auch zu den Mitbegrün-
dern der SDP hier in Berlin (Ost). Meine Frage
an Erhard Eppler: Welchen Stellenwert hatte
dieses Papier damals tatsächlich im Bun-
desvorstand? Nun ist man ja fast zehn Jahre
selber Mitglied der SPD, und man weiß, daß
es da auch Flügelkämpfe gibt, daß die einen
das eine, die anderen das andere wollen.
Aber darum geht es mir nicht. Es geht mir
um folgendes: Nachdem die SDP in Ost-
deutschland gegründet war, kamen ja Stef-
fen Reiche und andere, Stefan Hilsberg, und
es gibt Dokumente, die belegen, daß man
denen erst mal empfohlen hat, vielleicht in
die FDJ oder in die SED einzutreten. Und erst
später hat sich die SPD dahin entschlossen,
plötzlich dieser neuen SDP im Osten, wo ja
auch sehr viele Bürgerrechtler sich erst mal
organisierten, mehr Aufmerksamkeit zu
schenken und dann vielleicht zu viel. Also ich
bin der Meinung, daß die PDS in diese Rolle
reingekommen ist, in der sie heute ist, das
ist auch ein Versagen der SPD. Das will ich
hier mal ganz deutlich sagen. Ich kann es
einfach nicht verstehen, weshalb so ein Pa-
pier nicht stärker von der SPD genutzt
wurde. Also ich war zu DDR-Zeiten nicht
SED-Mitglied, aber zumindest hatte man ja
doch die Hoffnung, nachdem Gorbatschow
so abgebügelt wurde, daß doch vielleicht
wieder etwas passieren könnte, daß die SED
sich reformieren würde... Euch muß doch
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klar gewesen sein, daß es Reformsozialisten
gibt in der SED, daß es Leute gibt, die auch
theoretisch arbeiten, Leute, die sozialdemo-
kratische Traditionen pflegen und an diesen
anknüpfen -weshalb habt Ihr nicht dafür ge-
sorgt, daß diese Leute dann sich auch zur
SPD im Osten hingezogen fühlten? Diesen
Vorwurf kann ich Euch nicht ersparen. Und
da wird heute darüber geredet, daß die PDS
ja mal sicherlich in dieses System einge-
bunden wird. Sie ist längst drin in diesem Sy-
stem; in Ostdeutschland ist sie eine nicht
wegzudenkende politische Kraft. Und wir er-
warten, daß sich dazu die SPD äußert - an-
ders als bisher. Anders!

Peter Merseburger: Dazu würde ich doch
auch gerne gleich Herrn Steffen Reiche
hören, der auch schon von Tilman Fichter
angesprochen worden war.

Steffen Reiche: Ich denke auch, daß die
SPD stärker hätte einklagen müssen, daß
dieses Papier umgesetzt wird, stärker, als
das geschehen ist. Es ist an einigen Stellen
geschehen. Es ist aber für uns zu wenig er-
l ebbar gewesen. Ihr habt Euch abgewandt.
Das hat Erhard Eppler gesagt, aber Ihr habt
Euch niemandem neu zugewandt. Das ist
nicht passiert. Also, daß man gemerkt hätte,
hier gibt es jetzt einen neuen Gesprächs-
partner. Und es stimmt auch, was eben ge-
sagt worden ist, daß bis in den Herbst 1989
hinein, auch als ich damals im Oktober in
der Bundesrepublik gewesen bin, eigentlich
noch viele gesagt haben: das ist doch jetzt
die große Chance, in die SED einzutreten
und von innen diesen Reformkurs zu be-
stärken und die SED von innen zu verän-
dern. Der große Bruch ist eigentlich dann
aber auch im Parteivorstand, und zwar am
22. Oktober, gekommen und für uns als Ost-
sozialdemokraten dann auch wieder in ei-
ner überraschenden Deutlichkeit. Da hat
nämlich Egon Bahr nach einer Präsidiums-
sitzung die Präferenz der Kontakte der SPD
zur SDP zugesagt. Ich war damals durch
Zufälle, die jetzt nicht näher zu beschreiben
sind, in diese Präsidiumssitzung eingeladen
worden, habe da eine Viertelstunde, 20 Mi-

nuten gesprochen über das, was wir wol-
l en, was wir gemacht haben, und am Abend
war ich dann von Hans-Jochen Vogel ge-
beten worden: Triff Dich noch mal mit Egon
Bahr im Tulpenfeld. Und da hat er an die-
sem Abend im Auftrag des Präsidiums am
22. Oktober zugesagt, daß es ab diesem
Tag eine Präferenz der Kontakte von der
SPD zur SDP geben würde, daß man also
sozusagen den Partner gewechselt habe.
Und das ist dann durch eine ganz breite
Kommunikation, auch durch viele Leute aus
dem Vorstand, so mitgetragen worden,
d.h., da ist innerhalb - Tilman Fichter kann
sich ja erinnern, über den ganzen Prozeß -
von ein, zwei Wochen die Situation genutzt
worden, und man hat eine - nein, nicht völ-
lige Kehrtwendung - aber doch schon eine
relativ deutliche und klare Kehrtwendung
gemacht. Ich will, weil ich gerade rede, Er-
hard Eppler an einer Stelle noch widerspre-
chen, nämlich an der Stelle, wo gesagt wor-
den ist, die Integration der kommunisti-
schen Bewegung über die PDS und wegen
der PDS wäre schwerer geworden. Das
würde ich bestätigen. Aber, es geht ja gar
nicht bei der PDS heute um Kommunisten,
sondern da geht es in den besseren Teilen,
das sind ganz wenige, um engagierte Sozi-
aldemokraten, teilweise engagierter als in
der SPD, und bei dem Rest geht es um die
Leute, die Du ganz kurz und zu recht ver-
letzend beschrieben hast als die, die noch
ein bißchen zusammenstehen wollen. Die
brauchen wir nicht. Und dieses Problem hat
sich vermutlich auch mit einer gewissen
Zeitlichkeit dann auch erledigt. Aber inso-
fern denke ich, gelingt es eben über die PDS
gerade nicht, diese kommunistische Bewe-
gung zu integrieren. Und deshalb halte ich
es auch nicht für wünschenswert, daß die
PDS in Gesamtdeutschland integriert wird,
was, glaube ich, auch gar nicht gelingen
wird.

Peter Merseburger: Ich möchte hier nur zur
Klarstellung, vielleicht als Denkansatz sa-
gen, daß sich die PDS-Leute selber nicht als
Sozialdemokraten, sondern als Sozialisten
definieren würden, und daß man über die
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Definition mal nachdenken sollte. Unter Um-
ständen haben ja einige Ostsozialdemokra-
ten auch noch Schwierigkeiten im Umgang
mit dem, was eigentlich Sozialdemokratie
ist. Das frage ich mich nur. -Aber eigentlich
müßte Erhard Eppler antworten, denn es
geht im Grunde um die Frage der Wirkung
des Streitpapiers im Westen - hat dieses
Streitpapier dazu geführt, daß die SPD län-
ger als ihr selber gut getan hat, den einzi-
gen Partner im Osten in der SED erblickt
hat? Das war im Kern die Frage.

Erhard Eppler: Also zuerst einmal, dieses
Papier ist im Parteivorstand seinerzeit ohne
Gegenstimmen verabschiedet worden. Im
Parteivorstand. In der Fraktion gab es Wi-
derstand. Im Parteivorstand und Parteiprä-
sidium gab es dies nicht, übrigens auch
nicht im Parteirat, soweit ich mich entsinnen
kann. [Einwurf] Ja, aber er hat auch zuge-
stimmt. Wobei übrigens die Kritik von links
lautete: Ihr seid ja in diesem Papier nicht die
Sprecher einer anderen Form von Sozialis-
mus, sondern Ihr geriert Euch als Sprecher
der westlichen Demokratie. Das haben wir

aber ganz bewußt gemacht. Das war un-
sere bewußte Entscheidung. Das hat übri-
gens die CDU auch nicht verstanden. Ich
habe ihr immer gesagt: Leute, im Grunde
könntet Ihr genau dasselbe machen. Es gab
in der CDU Leute, die sagten: Ja, wir müß-
ten das machen, und manche zum Beispiel
haben gesagt, schade, daß wir so was nicht
zustande bringen. Das gab's da zum Bei-
spiel in Baden-Württemberg, ich will keinen
Namen nennen. Ich bin am 1. April 1989 frei-
willig aus dem Präsidium ausgeschieden;
über die Gründe will ich jetzt nicht reden, so
daß ich diese Dinge, von denen Steffen Rei-
chejetzt gesprochen hat, im Präsidium nicht
mehr miterlebt habe. Was ich weiß, das ist,
daß es in der SPD Leute gegeben hat, die
etwa im Blick auf Osteuropa, aber da ging
es immer um Ungarn oder Polen, also um
nichtdeutsche Gebiete, die gehofft haben,
daß bei der Umwandlung aus diesen kom-
munistischen praktisch sozialdemokrati-
sche Parteien werden könnten. Das hat es
gegeben. Die Dinge laufen ja in manchen
Ländern wirklich ganz anders, also in Län-
dern, wo es nie eine Sozialdemokratie ne-
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ben Kommunisten gegeben hat. Da ist es
natürlich auch leichter, daß die früheren
Kommunisten sich nun wieder auf sozial-
demokratische Wege begeben, wie zum
Beispiel in Ungarn oder in ähnlichen Län-
dern. Da ich einer von den wenigen war, die
sehr viel in die DDR kamen, überwiegend
durch Kirchen, Kirchentage, auch mit denen
zusammen kam, die sich später als Oppo-
sition verstanden haben, denn als Opposi-
tion wollte sich damals im Grunde niemand
verstehen - aus guten Gründen - deshalb
hatte ich natürlich schon auch Verständnis
für die Leute, die dort eine SDP gegründet
haben, zumal das ja überwiegend Leute wa-
ren, die ich aus der Kirche bereits kannte.
Was mich heute noch umtreibt, ist die Frage:
Ob nicht - aber da ist im Grunde niemand
dran schuld, sondern so ist das eben ge-
l aufen - die soziologische, die soziale Basis
dessen, was dann als SDP zuerst einmal ge-
gründet wurde, von Anfang an zu schmal
war? Und ob die nicht deshalb zu schmal
sein mußte, weil eben die SED als Staats-
partei alles aufgesogen hatte, auch viele
Leute, die potentielle Sozialdemokraten wa-
ren? Leute, denen es so ging, wie Steffen
Reiche, als sie das Papier gelesen haben:
Da steh' ich ja eigentlich auf dieser Seite und
nicht auf deranderen. Es kann sein, daß dies
gar nicht anders laufen konnte, aber bis zum
heutigen Tage hängt dies der SPD an. Die
Frage, wie zum Beispiel die SPD in den Ost-
l ändern in die Arbeiterschaft hineinkommt,
bleibt offen. Wahrscheinlich ist die PDS
auch kaum drin, es könnte sein, daß die mei-
sten Arbeiter in den neuen Bundesländern
weder PDS noch SPD wählen.

Rolf Reißig:  45 % davon wählen CDU.

Erhard Eppler:  Jedenfalls, mir ist klar, daß
hier Fehlsteuerungen, Fehlentwicklungen
passiert sind, die möglicherweise unver-
meidbar waren, die uns aber noch Jahr-
zehnte anhängen werden. Und die Frage,
wie zum Beispiel in den früheren DDR-Län-
dern eine Sozialdemokratie mit einer breiten
sozialen Basis entstehen kann, die wird uns
noch ziemlich lange umtreiben.

Peter Merseburger: Wir sollten noch drei,
vier Wortmeldungen zulassen und dann die
Diskussion schließen, so daß das Panel
noch eine Möglichkeit zu einer Schlußbe-
merkung hat. Die drei Herren, die dort ste-
hen, sind die letzten Diskussionsredner.

Frage: Grundsätzlich würde ich vielleicht
dafür plädieren, daß man wieder zurück-
kommt zum eigentlichen Thema, d. h. die
Vermengung mit der SPD/PDS-Frage, das
wäre sicherlich etwas für eine eigene Ver-
anstaltung, da können wir morgen gerne
darüber weiter diskutieren, obwohl vielleicht
beides auch zusammenhängt. Eine Anmer-
kung vielleicht hierzu: Ich halte es für falsch,
wenn man daraus eine Ost-West-Ge-
schichte macht. Das heißt, also auch hier
sind die Unterschiede im Osten. Das nun
zur Anmerkung auch zu Herrn Bisky. Also,
i ch würde da ganz eindeutig, obwohl auch
ich Ostgewächs bin, die Bedenken von
Eppler teilen. Das nur am Rande. -Zwei Be-
merkungen. Es ist so, ich bereite gerade
eine historische Magisterarbeit in der Hum-
boldt-Universität gerade zu diesem Thema
vor, und deswegen habe ich da auch einige
kleine Fragen und Anmerkungen ...

Peter Merseburger: Wenn es ganz viele sein
sollten, stünde Herr Reißig sicherlich nach
der Veranstaltung zur Verfügung.

. .. Nein, nein. Ich denke, daß es auch von
allgemeinem Interesse ist. Grundsätzlich
hat mich gewundert, daß die Meinung so
einhellig ist, wie tief und wie stark das Pa-
pier gewirkt hat in der DDR. Ich dagegen
würde dafür plädieren, daß man es doch
eher im Kontext sehen muß, gerade mit Gor-
batschow und der Entwicklung in Osteu-
ropa. Man neigt vielleicht auch jetzt im Zuge
dieser Veranstaltung ex post dazu, dieses
Papier einfach zu wichtig zu nehmen in sei-
nen Folgen - auch in der DDR. Da gab es
andere Faktoren, die sicherlich wichtiger ge-
wesen sind, meiner Meinung nach. Frage
an Erhard Eppler: Sie haben von der Kritik
gesprochen, die später gekommen ist, auch
von seiten der Grundwertekommission, ha-
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ben das Beispiel vom 29. März 1989 ge-
wählt. Die Frage natürlich: Warum erst
dann... Also, die offizielle Kritik vielleicht von
der Grundwertediskussion hätte sicherlich
auch früher und rascher kommen können.
Das hat meiner Meinung nach auch zum ge-
wissen Teil der SPD an Glaubwürdigkeit ge-
kostet-das nur am Rande. Gesine Schwan
hat zum Beispiel von den Chancen und Ge-
fahren gesprochen, die dieses Papier hat,
gleich im September 1987, deswegen
glaube ich, daß eine Fülle an Chancen, die
gerade dieses Papier zweifellos gehabt hat,
durch dieses zögerliche Verhalten hinterher,
diesen Mangel an Kritik, vergeben worden
sind. Da hätte dieses Papier sicherlich sehr
viel mehr an Chancen innerhalb der DDR ha-
ben können. - Das andere spare ich jetzt
vielleicht. - Die Kontakte zur Opposition
wären natürlich wichtig...

PeterMerseburger: Die wichtigsten Fragen
sind Sie los geworden. Ich möchte jetzt den
Herrn dort bitten.

Frage: - Danke. Ich fasse mich auch kurz.
Eine Anmerkung und eine Frage. Die An-
merkung ist: Ich habe nirgendwo im Westen,
und da komme ich nun auch her, weder bei
der SPD noch in der Ebert-Stiftung, die Raf-
finesse dieses Papiers eigentlich gewürdigt
gesehen, die im Regelwerkdes Umgangs mit
Andersdenkenden eine Gleichheit einfordert,
die so gar nicht gegeben war. Es waren ja
zwei völlig verschiedene gesellschaftliche
Voraussetzungen, und trotzdem zwang man
die andere Seite auf Westniveau. Ich selber
habe es auch nicht gemerkt, und ich glaube,
es ist auch ziemlich untergegangen. Daß die-
ses Papier eine Wirkung hatte, habe ich am
B. Mai 1989 gesehen, wo wir noch mit Lei-
tern von Studentenorganisationen aus der
DDR, aus Ungarn, aus der Sowjetunion usw.
über die Zukunft des Sozialismus diskutiert
haben. Und hierzu meine Frage: Bei dieser
Diskussion, jetzt mal einfach vom Überbau
auch zur Basis, ist das erste Mal thematisiert
worden das Damoklesschwert des drohen-
den ökonomischen Untergangs der soziali-
stischen Staaten. Dramatisch gesagt. Eine

sehr große Unsicherheit wurde formuliert.
Meine Frage lautet in diesem Zusammen-
hang an diejenigen, die die DDR von innen
gekannt haben: Wann oder ist überhaupt je-
mals diese ökonomische Verunsicherung
oder dieses Gefühl, es geht ökonomisch
nicht mehr weiter und deshalb müssen wir
uns gesellschaftspolitisch ändern - wann ist
das überhaupt jemals thematisiert worden?

Peter Merseburger: Und nun Sie mit der al-
l erletzten Frage des Abends.

Frage: Ich habe das Papier immer für her-
vorragend gehalten, deshalb, weil es zu der
friedlichen Kultur, zu der Kultur der friedli-
chen Revolution in der DDR, nach meiner
Meinung, entscheidend beigetragen hat.
Und das habe ich auch gehofft, daß das in
diese Richtung geht-allerdings im Sinne ei-
nes Systemwandels in der DDR. Deshalb hat
es mich gewundert, daß heute in der Dis-
kussion nicht die Frage eines Generations-
wechsels in der SED-Führung stärker the-
matisiert worden ist. Ich habe ziemlich ge-
nau die sowjetischen Dinge verfolgt und war
1986 einer der ersten, der darauf hingewie-
sen hat, daß es nicht um Gorbatschow ging,
sondern um die Gorbatschow-Generation.
Wir hatten unter Breschnew 30 Jahre Kar-
rierestau, und entsprechend war dann
1985/86 plötzlich ein Generationswechsel in
fast allen Führungsbereichen - bis weit in
mittlere Etagen runter, soweit man das ver-
folgen konnte. Das ist die erste Frage. Und
die zweite Frage ist die nach dem fürchterli-
chen Ausspruch von Egon Krenz, als er auf
dem Platz des Himmlischen Friedens war
und lobte, wie man chinesische Studenten
mit Panzern zu Tode gefahren hat. Meine
Frage ist: Welche Funktion hatte eigentlich
dieses Zitat, dieses Auftreten von Egon
Krenz? War das vom Politbüro abgesegnet?
Welche Absicht steckte eigentlich dahinter?
- oder war das nur eine leere Drohung? Und
zwei ganz kurze Bemerkungen: Eigentlich
müßte man auf die sowjetische Deutsch-
landnote von 1952 verweisen. Ich nenne nur
die Namen Gustav Heinemann, Johannes
Rau und Erhard Eppler. Das wäre eine Dis-
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kussion von fünf Stunden. Das können wir
jetzt nicht machen. Und außerdem meine
i ch, die Beweisführung für die PDS, daß sie
i hren demokratischen Neuanfang ehrlich
meint, wäre, daß wir über Stalinismus dis-
kutieren müssen, und zwar historisch von
1917 bis 1937, bis zu dem fürchterlichen
Pakt mit Hitler und dem Rüstungsabkom-
men von 1940 und dann über Stalinismus
als Exportartikel nach '45. Auch das können
wir jetzt nicht machen. Das dauert auch fünf
Stunden. Selbstverständlich. Das waren ja
nur zwei kurze Anmerkungen. Danke.

Peter Merseburger: Vielen Dank. Sie liefern
den Diskussionsplan für ganze Wochen.
Und sich als Referent mit. Ja. Die Frage ist,
wie wir jetzt verfahren? Ich würde alle Refe-
renten hier vorn, alle Diskussionsteilnehmer,
zu einem kurzen Wort und zu einer kurzen
Antwort einladen. Und da ich gehört habe,
daß Herr Weisskirchen uns schnell verlas-
sen muß, würde ich mit ihm anfangen.

Gert Weisskirchen:  Ich will nur eine Anmer-
kung machen zum Platz des Himmlischen

Friedens. Ich erinnere mich sehr lebhaft, daß
Rainer Eppelmann und ich Mitte Oktober
miteinander darüber debattierten, hier in
Ostberlin, und er zu mir sagte: Wir müssen
ungeheuer vorsichtig sein, in der Art und
Weise, wie wir jetzt vorgehen, denn wir wol-
l en auf keinen Fall die Staatsmacht so pro-
vozieren, ich wiederhole das, was er mir ge-
sagt hat, daß das, was in China geschehen
i st, auf dem Platz des Himmlischen Frie-
dens, sich bei uns hier in der DDR und in
Ostberlin abspielen wird. Das heißt, daß sich
etwas ändert und daß man sich mitten im
fundamentalen Wandel befindet, dessen
war man sich bewußt. Aber jeder hat höl-
li sch aufgepaßt, also auch auf der Seite de-
rer, die die Veränderungen selber vorantrei-
ben wollten, daß dies ausschließlich fried-
li ch verläuft und der Staat nicht zu brutalen
Gewaltaktionen herausgefordert wird. Die-
ses Bewußtsein war bei allen vorhanden.
Und insofern meine ich sehr wohl, das Pa-
pier hat eine zivilisierende Wirkung gehabt,
eine selbstzivilisierende Wirkung, die man
nicht unterschätzen darf, gerade im Wan-
del, wie er vonstatten ging im Oktober und
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November und dann später, glaube ich, daß
das eine ganz wesentliche, entscheidende
Funktion gehabt hat. Ich will nur eine einzige
Schlußbemerkung machen, denn das
Thema muß neu diskutiert werden: PDS. Ich
meine, um das mit aller Klarheit zu sagen,
1989 gab es eine Chance, die PDS neu zu
gründen als linkssozialdemokratische oder
li nkssozialistische Partei. Soweit man sich
vom Leninismus nicht verabschiedet hat,
und das hat man nicht bei der Neugründung
der PDS, kann die PDS für ein Bündnis in-
nerhalb der demokratischen Linken nicht
der geeignete Partner sein. Denn man muß
mit aller Klarheit sagen: 1989 gab es eine
Neuanknüpfung an 1789, an die große eu-
ropäische Revolution: Freiheit, Gleichheit
und - heute würde man sagen - Geschwi-
sterlichkeit. Wenn die PDS nicht begreift,
daß alle leninistischen Modelle hinter die
französische Revolution zurückgefallen
sind. Wenn sie nicht begreift, daß es einen
völligen Neuanfang geben muß mit Freiheit,
Gleichheit, Geschwisterlichkeit, der hat
nichts verstanden von der Entwicklung der
Demokratie, und der hat nicht verstanden,
warum die friedliche demokratische Revo-
l ution nötig war in der DDR.

Peter Merseburger: Rolf Schneider bitte.

Rolf Schneider: Es sind noch zwei Dinge an-
zumerken. Zum einen: Der Name Gorba-
tschow ist gefallen, es ging um Gorba-
tschows Reformbemühen. Wir sollten uns
klar sein, daß auch Gorbatschow geschei-
tert ist. Er wollte den Kommunismus retten,
er hat ihn in Wahrheit vernichtet. Es ist völ-
li g gleichgültig gewesen, ob 1989 jemand
Reformen wollte für den Kommunismus
oder ob er sie verweigert hat. Das Ding war
zum Tode verurteilt, der Tod ist eingetreten.
Das zweite: Ich habe im Ohr, was Tilman
Fichter über die Situation der politischen
Klasse in Bonn gesagt hat. Er hat damit nicht
nur die Regierung gemeint, sondern auch
seine eigene Partei. Ich habe den Eindruck,
daß die Westfixierung auch der überwie-
genden Mehrheit des Parteivorstands der
Sozialdemokratie dazu führt, daß diese Par-

tei in den neuen Bundesländern so schwach
ist. Die sonderbare Versuchung, jetzt eine
li nke Allianz mit der PDS zu schmieden, was
ich für ausgesprochen gefährlich halte, wird
durch das Fehlverhalten der Parteizentrale
i m Erich-Ollenhauer-Haus mitgefördert.

Peter Merseburger: Herr Uschner bitte.

Manfred Uschner: Wenn ich hier die inter-
nationalen Komponenten erwähnte, die im
Herbst 1989 keine unwesentliche Rolle
spielten, dann deshalb, weil ich danach ge-
fragt wurde und weil es so war. Die Sieger-
mächte des Zweiten Weltkrieges, die sich
i m „Kalten Krieg" über 40 Jahre an der
deutsch-deutschen Grenze hochgerüstet
gegenüberstanden, schauten doch nicht
passiv und untätig zu, wie der Status quo
verändert wurde. Sie waren aktiv beteiligt,
was sonst? Gorbatschow selbst hat mehr-
fach hervorgehoben: Ohne seinen Amtsan-
tritt 1985 und nachfolgende sowjetische
Entscheidungen wäre die deutsche Einheit
nicht möglich gewesen, demzufolge auch
offener Widerstand in der SED und in den
Machtapparaten nicht, wo in allen Syste-
men immer zuerst „Gefahrenstellen" und
„Anfällige" entfernt werden. Er bestätigt da-
mit die schon erwähnte Aussage Dr. Kohls.
Die Entscheidung, daß die UdSSR mi-
litärisch bei Unruhen in der DDR nicht ein-
greifen würde, war spätestens am B. Okto-
ber 1989 bekannt geworden. Das erst
machte freies Demonstrieren großer Men-
schengruppen möglich. Ich unterschätze
deshalb die Tätigkeit von Bürgerrechtlern
und den Mut von Demonstranten in keiner
Weise. Ich ging erstmals am 4. November
1989 auf die Straße und viele Male danach.

I ch tat aber auch schon lange vorher etwas,
solange ich die Möglichkeiten hatte. Ich war
gewiß nicht der einzige!
Eine Bewegung wie Solidarnosc in Polen
gab es in der DDR nicht. Hier hätte man wohl
frühzeitig zugeschlagen an der Trennlinie
der beiden Weltsysteme. Auch einen Lech
Walesa gab es nicht. Aufmüpfige in den
Machtapparaten wurden bis zum Mauerfall
sofort ausgesondert, durch berufliche Um
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setzung verstreut und verfolgt. Das betraf
sehr viele Menschen, auch wenn man dar-
über heute nicht so gern reden mag.
Die SDP entstand in der Endphase der DDR.
Die Stasi war dabei, wagte aber nicht mehr,
einzugreifen. Sie, Herr Mohry, haben die
SDP in Berlin-Altglienicke, wo ich wohne, zu
dritt am 21. November 1989 in Ihrer Woh-
nung gegründet, also auch erst nach dem
Mauerfall. So habe ich es einer SPD-Veran-
staltung in Königs Wusterhausen entnom-
men. Da waren schon alle Messen gesun-
gen!
I ch bin auch gegen falsche Legendenbil-
dung. Deswegen sollte man auch aufhören,
die DDR-Bürgerbewegung im Nachhinein
wie ein mutiges Millionenheer darzustellen.
Die DDR implodierte, sie explodierte nicht in
einer Revolution. Nicht umsonst riefen die
Demonstranten: „Keine Gewalt!"... Wie
Bärbel Bohley in einem Interview mit der
„Berliner Zeitung" bekundete - à la bonheur
-, gab es vor und nach der Wende keine
Bürgerbewegung in der DDR, sondern nur
für eine kurze Zeit in der unmittelbaren Um-
bruchsphase. Sie, Tschiche (Bü 90/Die Grü-

nen) und andere, die dabei waren, sprechen
heute von rund 300 aktiven Bürgern, in ver-
schiedenen Gruppen organisiert. Fast alle
kannten sich. Nach der Wende ging man
sehr bald verschiedene Wege, oft recht ein-
trägliche.
Massenaustritte und Massenausschlüsse
aus der SED gab es 1950, 1953, 1956,
1961, 1968 und ab 1988. Mit Gorbat-
schows Machtantritt wagte man aber keine
politischen spektakulären Prozesse mehr.
Um den Strom der „Abtrünnigen" einzu-
dämmen, wurde ihre Zahl auf Anweisung
des SED-Organisationschefs Horst Dohlus
geheimgehalten bzw., wie schon erwähnt,
statistisch als „Streichungen" kaschiert. Die
Stasi hatte nun völliges Kontrollrecht über
die SED-Mitgliedschaft und die Funktionäre.
Viele SED-Mitglieder glaubten aber bis zu-
l etzt daran, daß sich Gorbatschow in der
DDR letztlich durchsetzen würde. Sie woll-
ten Reformen, aber keine Rückkehr zum ka-
pitalistischen System mit seinem Gegen-
satz von Arm und Reich und geringen ge-
sellschaftlichen Reformambitionen. Leider
kam es zu keinem Bündnis jener Bürger-
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rechtler mit den Reformern der SED, die eine
demokratisierte, pluralistische DDR, einen
Sozialismus mit menschlichem Antlitz an-
strebten. Stattdessen wurde aus der DDR
ein „Anschlußgebiet".
Ich war deshalb von meinem Freund Egon
Bahr etwas enttäuscht, als er in der Nacht
des Mauerfalls im Fernsehen der BRD
sagte, daß nun die SPD-Ostpolitik am Ende
sei. Sie habe ihr Ziel erreicht. Ich glaubte im-
mer an das Ziel der SPD und der „Soziali-
stischen Internationale", Europa und die
Welt sozialdemokratisch umzugestalten, so
wie es Hermann Scheer in seinem Buch „Die
Befreiung von der Bombe" dargelegt hat.
I ch glaubte, es geht erst richtig los, denn
Reformstau gab und gibt es auch in West-
deutschland. Ich vermisse bis heute eine
neue große Zukunftsvision der SPD und
eine zweite, neue Phase sozialdemokrati-
scher Ostpolitik. Gerade in der jetzigen Si-
tuation.

Peter Merseburger: Ein kurzes Schlußstate-
ment, Herr Bisky.

Lothar Bisky: Dann kann ich aber nicht auf
die Fragen eingehen, die ich mir aufge-
schrieben hatte, aber ich weiß, die Zeit ist
begrenzt. Ich will nur eines sagen: Herr
Weisskirchen ist nun weg, aber wo er das
mit dem Leninismus und der PDS her hat,
das würde mich interessieren. Das stimmt
einfach nicht. Übrigens: In dem Tonfall soll-
te man auch gar nicht miteinander reden.
[Applaus] Wir haben so viel Belehrungen
erfahren dürfen, daß ich für den Rest
meines Lebens auf diesen Ton verzichten
kann.
Es war die Frage gestellt worden nach dem
Führungswechsel. Das ist eine interessante
Frage. Aber, das Politbüro war noch nicht
so alt, nach seinen eigenen Maßstäben. Der
Führungswechsel wäre so schnell nicht ge-
kommen. Also, es kam die Lösung, wo dann
wirklich alles schnell ging.
Man hat ja immer wieder gezweifelt an der
ökonomischen Leistungsfähigkeit der DDR.
Meine Zweifel sind relativiert worden, weil
Strauß den Kredit gegeben hat. Man war ja

so dumm, daß man sagte, na, wenn die aus
dem Westen, das sind doch die großen
Wirtschaftsexperten, die Milliarden rein-
stecken, dann kann es noch nicht so
schlimm sein. So hab' ich damals gedacht.
Das war falsch.
Und dann noch etwas zur Austrittswelle aus
der SED. Es gab keine Riesenaustrittswelle,
die kam erst dann, als klar war, die Auto-
rität der SED ist weg, und es bringt auch
nichts mehr dabeizubleiben. Aber, es war
auch nicht das große Bedürfnis zu Austrit-
ten da. Man darf doch nicht verkennen,
Gorbatschow wurde damals als Kommu-
nist gesehen. Wir können nicht mit unse-
rem heutigen Wissen da herangehen. Und
deshalb war die Bereitschaft von vielen, aus
der SED auszutreten, überhaupt nicht da.
Oder bei Kulturleuten. Was wäre denn die
Kultur, die europäische Kultur dieses Jahr-
hunderts ohne Kommunisten? Dazu hatte
ich und habe heute auch noch eine andere
Beziehung. So einfach ist es nicht. Und die
DDR-Geschichte, gerade die letzten Jahre
sind außerordentlich kompliziert. Man soll
sie nicht verniedlichen. Aber, sie läßt sich
auch nicht so mit schwarz-weiß oder mit
zwei, drei Sätzen erklären. Es gab Gründe,
warum Leute so gehandelt haben, warum
sie auch bis zum Schluß noch gedacht ha-
ben: na, vielleicht geht es doch noch. Und
i ch erinnere daran: die absolute Mehrheit,
i ch glaube es war jeder zweite, jeder zweite
war in der DDR in irgendeiner Weise ge-
wählt - vom Politbüro bis zum Anglerver-
band - und aktiv. Natürlich nur in einer klei-
nen Funktion. Also, jeder zweite Bürger der
DDR war irgendwo, ob im Elternaktiv oder
in der Gewerkschaft, irgendwie aktiv. Das
hat eine soziologische Untersuchung Mitte
der 80er Jahre ergeben. Und da sage ich
mir: Das waren nicht alles Staatsfeinde.
Also, ich will mit Pauschalurteilen nicht le-
ben. Niemand hat gewußt, auch ich habe
es im Oktober 1989 nicht gewußt, daß die
DDR so rasch abhanden kommt. Ich habe
es nicht gewußt, und ich denke, es hat auch
kaum jemand richtig geahnt, daß das über-
haupt möglich wäre. Ohne Zustimmung
von Moskau wäre das sowieso nicht ge-
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gangen. Und ich habe auch nicht gewußt,
daß die DDR so rasch implodiert. Klar war
es, als der 9. November kam, da war klar,
das war's.

Peter Merseburger: Danke. Herr Reiche.

Steffen Reiche: Drei kurze Bemerkungen.
Zum einen: Ich stimme Herrn Eppler zu, die
soziologische Basis für die Ost-SPD ist zu
schwach, aber ich will in Erinnerung rufen -
wir haben, als wir am 7. Oktober die SDP
gegründet haben, im Grunde genommen
dies auch als eine Einladung an die SED-
Leute verstanden. Uns kamen drei Dinge
dazwischen... [im Hintergrund: ha ha ha]
... ja, ja, ja. Es waren sehr viele dabei, die das
damals so verstanden haben, daß wir diese
Partei überhaupt nicht aufbauen könnten,
ohne daß die Sozialdemokraten aus der
SED rauskommen und da mit eintreten
würden. Drei Dinge kamen dazwischen: Das
eine war die Maueröffnung, das zweite war
dann kurz danach die Umwandlung der
SED in die PDS, und das dritte war dann
der durch den Wahlkampf der CDU ent-
standene Beschluß des Leipziger Parteita-
ges, und das macht diese Basis so nach-
haltig schmal. Aber es ist nicht so einfach,
wie Gert Weisskirchen oder auch wie Herr
Schneider das hier gesagt haben. Ich
denke, in der Ost-SPD bzw. gar in den Ost-
Parteien, haben die West-Parteien ihre ei-
gene Zukunft vor Augen - das ist das Pro-
blem.
Das zweite: Ich frage mich nach dieser Dis-
kussion, wie man heute den Dialog mit der
PDS eigentlich führen soll und kann. Herr
Bisky hat mir eben auf meine Frage, wo er
sich denn bei diesen beiden Positionen ein-
bringen würde, gesagt: na, irgendwo da-
zwischen. Ich denke, diese Positionsbe-
stimmung ist außerordentlich wichtig, denn
dann würde sichtbar werden, ob diese PDS
überflüssig oder wirklich notwendig ist. Ich
denke, es wird der PDS außerordentlich
schwer fallen, in Abgrenzung zur SPD ihre
Position noch so klar zu machen, wie es der
SED damals zumindest gelungen ist. Und
deshalb denke ich, ist dieser Streit der Po-

sitionen so wichtig. Vielleicht gelingt uns
dann ja vielleicht noch mal so ein durch-
schlagender Erfolg, wie der SPD das mit
i hrem Papier gelungen ist.

Peter Merseburger: Also danach brauchten
Sie dringend ein Streitpapier zwischen der
SPD und der PDS? [Applaus] Herr Reißig
bitte.

Rolf  Reißig: In aller Kürze zuerst zu den noch
anstehenden Fragen. Die Mehrheit der
SED-Mitglieder stand hinter diesem Papier,
auch noch als Hager die Umkehr einleitete,
und es immer deutlicher wurde, daß die
SED-Führung von diesem Papier abkehrt.
Warum aber, so die Frage, ist die Mehrheit
dann nicht ausgetreten? Es gab ja Ausein-
andersetzungen, auch Austritte und Aus-
schlüsse. In einem Bezirk, Leipzig, gab es
allein 1988 2.569 Austritte, 1.186 Aus-
schlüsse, 379 Streichungen. Es war aber
minimal; und das kann eigentlich doch nicht
so überraschen. Ich finde, die Reaktion in
der SED war eine andere. Die Zustimmung
zur SED-Politik ging immer mehr zurück;
aber es gab auch nicht das Aufbegehren,
den Mut zum offenen Widerstand, die klare
Abkehr von dem, was man schon nicht
mehr für richtig hielt. Dazwischen beweg-
ten sich die Mehrheiten. Diese Entwicklung
zeigte aber dann doch eine gewisse Wir-
kung. In Interviews erklären ehemals füh-
rende Personen aus dem SED-Machtap-
parat auf die Frage, warum es im Okto-
ber/November 1989 in der DDR keine Ge-
waltanwendung gab, obwohl doch ein
übermächtiger Repressionsapparat zur
Verfügung stand: Vor allem auch deshalb
nicht, weil wir uns auf die Kader der SED,
auf die wir uns immer „verlassen" konnten
(1953, 57, 61, 68) offensichtlich nun nicht
mehr so stützen konnten. Hier war eine be-
merkenswerte Erosion in Gang gekommen.
Das war die Veränderung, die man nicht mit
Austritten oder anderem festmachen kann.
Es gab jedoch keine vernetzte, organisierte
Reformbewegung in der SED wie in ande-
ren kommunistischen Parteien. Es gab
Grüppchen, es gab Diskurse, es gab Wi-
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derspenstige, aber es gab keine Vernet-
zung. Und damit gab es auch keine orga-
nisierte Alternative zum Austritt. Und die
Opposition selbst war für diese Kreise nicht
die Alternative. Da wirkten andere Biogra-
phien, Identitäten, Mentalitäten, Diskurse.
Diese kann man nicht von heute auf mor-
gen wechseln. Und dies ist entscheidend -
ihre kulturell-mentale Bindung an die DDR
als Reformprojekt, solange es diese Mög-
li chkeit noch zu geben schien. Daß sich dies
mit Illusionen über die Reformfähigkeit der
SED und des Sozialismus verband, ist be-
kannt.
Zum Problem SDP und PDS will ich ange-
sichts des Zeitlimits nur folgendes anmer-
ken: Die Chance zu einer starken linken
Volkspartei im Osten Deutschlands nach
1989/90 ist durch die SPD-West und durch
die SDP-Ost und durch einflußreiche Kräfte,
die sich dann in der PDS formiert haben,
erst einmal wechselseitig verspielt worden.
Die SPD im Westen hatte sich über den
Schreck des plötzlichen SED-Zusammen-
bruchs erst einmal von allen SED-Mitglie-
dern losgesagt, auch von den kritischen und
reformorientierten Kräften, mit denen sie ge-
rade eben noch den Dialog geführt hatte.
Und die Gründer der SDP, in Gegensatz und
Auseinandersetzung zur SED entstanden,
verweigerten praktisch das Gespräch. Ei-
nige gar bis heute und mit Argumenten, als
ob sie weiter noch in der DDR agierten. Die
Messen sind also erst einmal gelesen. Doch
deshalb glaube ich, bedarf es zumindest,
wie es Steffen Reiche und andere vertreten,
des Dialogs. Nun sollte man sich aber auch
nicht beschweren, daß es eine PDS gibt,
nachdem man sie nahezu alle ausgegrenzt
hat! Daß diese, wie die „kulturellen DDR-Eli-
ten", die einen anderen Weg gesucht ha-
ben, - mit wenigen Ausnahmen - zur PDS
gingen, provoziert geradezu die Frage. Wo
sollten sie denn sonst hingehen? Werwill sie
denn haben, nicht einfach als Wähler, son-
dern als politisch Engagierte?

Peter Merseburger: Wo sie sonst hingehen
könnten, könnte ja vielleicht Erhard Eppler
jetzt beantworten.

Erhard Eppler:  Ich habe noch drei Bemer-
kungen. Die erste ist eine Antwort auf den
Diskussionsredner, der sagte, die Grund-
wertekommission hat einfach zu wenig pro-
testiert. Sie hat dreimal die Grundsätze ein-
gefordert und die SED kritisiert, aber, und
das hängt nun mit dem Desinteresse im We-
sten zusammen, das hat in den Westme-
dien so wenig Echo gefunden, daß es auch
nicht auf den Osten ausgestrahlt hat. Viel-
leicht hätten wir noch mehr schreien sollen,
aber im Westen hat keiner darauf gehört,
weil das inzwischen nicht mehr interessant
war. Zweiter Punkt: Ich glaube, wenn man
die deutsche Geschichte der letzten 70, 80
Jahre ansieht, daß der Antikommunismus in
Deutschland insgesamt immer wesentlich
stärker war als der Kommunismus. Und das
i st bis heute so. Der Antikommunismus hat
i m Grunde den Kommunismus überlebt.
Und es reichen heute ganz wenige kom-
munistische Spuren, um sehr viel Antikom-
munismus zu mobilisieren. [Zwischenruf:
Das kann man laut sagen.] Ja, sicher. Das
ist vielleicht auch eine Generationsfrage,
das wird vielleicht in 40 Jahren anders sein.
Aber so, wie die Deutschen nun einmal ihre
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Geschichte hinter sich gebracht haben, ist
das so. Ich darf vielleicht hier etwas sagen,
was vielleicht falsch verstanden wird. Ich
glaube, daß das große Geheimnis von
Adenauers Erfolg war, daß er den Deut-
schen ein Angebot machte, ein ungeheuer
entlastendes Angebot, nämlich: Ich gebe
Euch die Chance, gegen den zweiten Tota-
litarismus gut zu machen, was Ihr gegen den
ersten versäumt habt. Und das war unge-
heuer entlastend und hat viele Menschen in
Deutschland dann in diese Richtung getrie-
ben. Und das alles ist ja noch da, und die
PDS muß damit rechnen. - Und jetzt eine
letzte Bemerkung, nein die zweitletzte. So-
weit ich das noch übersehen kann, obwohl
ich es wahrscheinlich nicht mehr erleben
werde: die Zukunft unserer Gesellschaft
hängt davon ab, ob in den nächsten zehn
Jahren eine mehrheitsfähige Gegenbewe-
gung gegen die neoliberale Orthodoxie ent-
steht. [Applaus] So, wie ich das sehe, kann
sie entstehen. Die wird reichen können vom
linken Gewerkschaftler bis zum katholi-
schen Bischof. Ja. Die katholische Sozial-
lehre, soweit ich sie kenne, ist das Gegen-
teil des Turbo-Kapitalismus, den wir im Au-
genblick erleben. Ich sage das als Prote-
stant, damit das nicht falsch verstanden
wird. Hier ist etwas, vielleicht in Ansätzen,
schon im Werden. Und jetzt Herr Bisky, ver-
stehen Sie mich, daß diese Mehrheit nur ent-
stehen kann, so breit, wie ich sie jetzt ange-
deutet habe, - und so breit muß sie sein -,
wenn auch nicht der geringste Verdacht
kommunistischer Affinität geltend gemacht
werden kann. So ist das in dieser Gesell-
schaft. Jedenfalls noch in den nächsten
zehn Jahren. Das ist natürlich auch eine un-
geheuere Aufgabe für die PDS selbst. - Und
jetzt meine letzte Bemerkung. Was ich mei-
ner Partei übel nehme, ist nicht ihre Position
zur PDS. Die würde ich im Augenblick etwa
so einnehmen, wie das Lafontaine auch tut.
Was ich ihr übel nehme zum Beispiel ist, daß
zwei Leute, die hier auf diesem Podium sit-
zen, heute keine Sozialdemokraten sind.
[Applaus] Denn, ich habe am Anfang ge-
sagt, es ist viel leichter, Individuen zu inte-
grieren, auch in eine Partei, nicht nur in eine

Gesellschaft, als ganze Parteien. Und wenn
man das nicht einmal hinkriegt, das ist
schlimm. Vielen Dank. [Applaus]

Peter Merseburger: Vielen Dank, meine Da-
men und Herren für Ihre Geduld. Gestatten
Sie mir noch einen letzten kleinen Hinweis,
der sich an alle überzeugten Anhänger der
Entspannungspolitik richtet. Wir haben ja
heute abend über ein Dokument der Ent-
spannungspolitik diskutiert, aber ich warne
einfach aus historischen Gründen vor der
Annahme, daß die Entspannungspolitik al-
l ein zum Zusammenbruch des Kommunis-
mus geführt hätte. Es war eben auch die
Rüstungspolitik, ohne die wahrscheinlich
die Sowjetunion zum Einlenken nie gekom-
men wäre. Das heißt: Entspannung plus
Nato-Doppelbeschluß haben dazu geführt,
auch wenn viele Linke und Grüne das heute
ungern zugeben. Und als allerletzte Bemer-
kung: Wir haben über ein Dokument disku-
tiert, in dem drin steht, daß kein System das
andere abschaffen sollte. In der Tat hat das
eine System das andere nicht abgeschafft
- aber eines hat sich selbst aus der Ge-
schichte abgemeldet. Darüber bin ich froh
und glücklich, doch ich räume ein, daß man-
cher der hier Anwesenden darüber anders
denken mag. Vielen Dank für Ihre Geduld.
[Applaus].
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I.
Friedenssicherung durch

gemeinsame Sicherheit
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der Menschen, Organisationen, Par-
teien, Regierungen und Staaten, die
dafür aktiv eintreten, ihr Einfluß wird im-
mer spürbarer.

I n Ost und West sehen immer mehr Men-
schen ein: Friede und Sicherheit im Nu-
klearzeitalter können nicht mit immer mehr
und perfekteren militärischen Mitteln, son-
dern dauerhaft allein durch politisches Han-
deln erreicht werden. Nicht die Qualität der
Waffen, sondern die Qualität der Politik ent-
scheidet über Sicherheit und Stabilität in der
Welt. Dieser Einsicht zum Durchbruch zu
verhelfen, sie in praktische Politik umzuset-
zen, bedarf es des Engagements aller Men-
schen.
2. Friede kann heute nicht mehr gegenein-
ander errüstet, sondern nur noch miteinan-
der vereinbart werden. Daher muß gemein-
same und gleiche Sicherheit für alle organi-
siert werden. Dies verlangt, daß jede Seite
die legitimen Sicherheitsinteressen der je-
weils anderen Seite mit bedenkt und re-
spektiert. Nur so können Dialog, Rüstungs-
kontrollverhandlungen und konkrete Frie-
dens- und Abrüstungsinitiativen vorankom-
men. Dabei muß jede Seite der andern das
gleiche Maß an Sicherheit zubilligen, das sie
für sich selbst in Anspruch nimmt.
Ein wirksames und dauerhaftes System in-
ternationaler Sicherheit muß nicht nur den
militärischen, sondern auch den politischen,
den wirtschaftlichen und den humanitären
Bereich umfassen. Denn Abrüstung, Dialog
und Vertrauensbildung, die Errichtung einer
gerechten Weltwirtschaftsordnung und das
gemeinsame Herangehen an globale Pro-
bleme, internationale Zusammenarbeit zur
Überwindung des Hungers fördern sich
wechselseitig.
Die Konzepte derfriedlichen Koexistenz und
der gemeinsamen Sicherheit beruhen heute
gleichermaßen auf diesen Erkenntnissen.
3. Ein politisches Denken und Handeln in
den internationalen Beziehungen, das der
neuartigen Bedrohung der Menschheit an-
gemessen ist, muß vor allem dadurch ge-
kennzeichnet sein, daß es
-

	

die Bannung der nuklearen Gefahr,
-

	

die Sicherung des Lebens und die Ge-

währleistung eines menschenwürdigen
Daseins für alle,
die Erhaltung der Biosphäre und die
Überwindung der ökologischen Krise,
die Bekämpfung des Hungers, den Ab-
bau der Verschuldung und der wirt-
schaftlichen Not in den Entwicklungs-
ländern

als gemeinsame Menschheitsaufgaben ver-
steht und anerkennt, die im gemeinsamen
I nteresse aller Menschen gemeinsam an-
gepackt werden müssen.
Ziel eines solchen politischen Denkens und
Handelns ist eine stabile und dauerhafte
Friedensordnung in Europa und in der Welt,
die den Krieg als Mittel der Politik aus-
schließt, den Einsatz militärischer Gewalt-
mittel - solange sie noch nicht beseitigt sind
- verhindert, Konflikte zwischen den Staa-
ten auf der Grundlage vereinbarter Verfah-
ren friedlich regeln kann und das Selbstbe-
stimmungsrecht eines jeden Volkes aner-
kennt und respektiert. Auch Militärdoktri-
nen, die ausschließlich auf Verteidigung und
Nichtangriffsfähigkeit ausgerichtet sind,
würden diesem Ziel dienen.
Dem oben formulierten Ziel entspricht eine
Form der Auseinandersetzung zwischen
den beiden gesellschaftlichen Systemen,
die geprägt ist von friedlichem Wettbewerb,
gewaltfreiem Streit über alle politischen und
i deologischen Gegensätze sowie Zusam-
menarbeit zum beiderseitigen Nutzen und
Vorteil. Dabei müssen beide Systeme-ihren
grundlegenden sozialökonomischen, politi-
schen und ideologischen Gegensätzen zum
Trotz - lernen, miteinander zu leben und gut
miteinander auszukommen.
Dazu ist auf beiden Seiten nötig:
•

	

Berechenbarkeit, Offenheit und Zurück-
haltung in der Wahl der Mittel;
die Fähigkeit zum Dialog, zur Vertrau-
ensbildung, zum Konsens, zum Abbau
von Mißtrauen und Bedrohungsängsten
sowie zur Partnerschaft bei gemeinsa-
men Aufgaben.

Gegenwärtig besteht die wichtigste Auf-
gabe darin, die Dynamik der Aufrüstung zu
stoppen und eine Dynamik der Abrüstung
i n Gang zu setzen.

Friedlicher Wettbewerb der Gesell-
schaftssysteme

1. Die Beziehungen zwischen den beiden
Systemen sind nicht nur durch gemein-
same, parallele oder sich annähernde, son-
dern vor allem auch durch entgegenge-
setzte Interessen charakterisiert. Das Ne-
beneinanderbestehen und die Auseinan-
dersetzung qualitativ unterschiedlicher und
entgegengesetzter sozialökonomischer
und politischer Systeme ist ein wesentliches
Kennzeichen der internationalen Beziehun-
gen.
Aber nur wenn der Frieden gesichert ist und
die Geschichte weitergeht, kann der Streit
um das bessere Gesellschaftssystem aus-
getragen werden.
2. Daher ist die Auseinandersetzung zwi-
schen den gesellschaftlichen Systemen ein-
zig und allein noch in der Form des friedli-
chen Wettbewerbs und also gewaltfrei zu
führen. Jedes der beiden Systeme kann die
von ihm beanspruchten Vorzüge nur durch
das Beispiel zeigen, das die Menschen in-
nerhalb und außerhalb seiner Grenzen über-
zeugt.
Der Wettbewerb der sozialen und politi-
schen Systeme sollte darum geführt wer-
den, welches der beiden Systeme den wirk-
samsten Beitrag zur Lösung der übergrei-
fenden Menschheitsfragen leistet und wel-
ches die günstigsten gesellschaftlichen Be-
dingungen für die Entfaltung von Humanität
bietet, welches den Menschen die bessere
Chance gibt, ihre Interessen und Rechte
durchzusetzen, ihre Werte und Ideale zu
verwirklichen.
3. Vor allem geht es um den Beitrag des je-
weiligen Gesellschaftssystems zur Siche-
rung des Friedens, zur Überwindung der
Umweltgefahren, zur Entwicklung der Län-
der der Dritten Welt.
Dazu gehört
- die soziale Beherrschung des wissen-

schaftlich-technischen Fortschritts;
-

	

die Entwicklung lebendiger Demokratie,
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II.

1. Unsere weltgeschichtlich neue Situation
besteht darin, daß die Menschheit nur noch
gemeinsam überleben oder gemeinsam un-
tergehen kann. Eine solche Alternative ist hi-
storisch ohne Beispiel. Sie verlangt ein po-
litisches Denken, das historisch ebenfalls
ohne Beispiel ist, ein neues Herangehen an
die internationalen Angelegenheiten, be-
sonders an die Sicherung des Friedens. Der
Krieg darf im Nuklearzeitalter kein Mittel der
Politik mehr sein. Zwischen atomar gerü-
steten Bündnissystemen wäre er das Ende
jedweder Politik, die Zerstörung aller
Zwecke. Friedenssicherung ist zur Grund-
voraussetzung aller verantwortbaren Politik
geworden.
Dem widerspricht jede Politik, die auf For-
cierung des Wettrüstens, auf Konfrontation,
Streben nach militärischer Überlegenheit,
Unverwundbarkeit und globale Hegemonie
setzt. Sie müßte dazu führen, daß die inter-
nationalen Spannungen anwachsen und
sich die Gefahren für den Weltfrieden wei-
ter erhöhen. Das Gebot der Stunde ist eine
Wende in den internationalen Beziehungen,
eine Politik der gemeinsamen Friedenssi-
cherung, des Dialogs und der Abrüstung,
des Kompromisses, des Ausgleichs der In-
teressen, der Kooperation und der Neube-
lebung des Entspannungsprozesses. Sie
muß gegen alle Kräfte durchgesetzt wer-
den, die noch immer glauben, durch stän-
diges Anhäufen neuer Massenvernich-
tungswaffen Sicherheit errüsten zu können.
Eine solche Wende in der internationalen
Entwicklung ist aber nicht nur notwendig,
sie ist auch möglich.

Frieden, Beendigung des Wettrüstens,
Entspannung liegen im Interesse beider
Systeme, aller Staaten und aller Völker,
der gesamten Menschheit.
Über soziale, politische, ideologische
und weltanschauliche Unterschiede und
Gegensätze hinweg wächst der Kreis



die Verwirklichung und Weiterentwick-
l ung der Menschenrechte in ihrer wech-
selseitigen Bedingtheit von sozialen, po-
litischen und persönlichen (individuellen)
Rechten;
eine - auch gegenüber den nachkom-
menden Generationen verantwortbare-
Gestaltung des Verhältnisses von Öko-
nomie und Ökologie, von Mensch und
Natur.

4. Wettstreit und Zusammenarbeit der ge-
sellschaftlichen Systeme schließen sich
nicht nur nicht aus, sondern bilden eine -
wenngleich oft widerspruchsvolle - Einheit.
Gleichberechtigte Zusammenarbeit zwi-
schen Ost und West zum beiderseitigen
Nutzen fördert die notwendige Wende in
den internationalen Beziehungen und dient
der Entspannung in Europa. Das belegen
nicht zuletzt die Erfahrungen der Entspan-
nungsperiode in den 70er Jahren. Anderer-
seits erweitern Fortschritte in der Entspan-
nung zugleich die Möglichkeiten einer Zu-
sammenarbeit zwischen den Staaten auf
politischem, ökonomischem, wissenschaft-
li ch-technischem, kulturellem und huma-
nitärem Gebiet.
Beide Gesellschaftssysteme brauchen
diese Zusammenarbeit, weil die Verflech-
tung der Weltwirtschaft fortschreitet, die
Entwicklung der Produktivkräfte den natio-
nalen Rahmen sprengt und die globalen
Probleme sich zuspitzen.
Die Zusammenarbeit zwischen den Syste-
men und Staaten wird somit zu einer Vor-
aussetzung für die Entwicklung der natio-
nalen Wirtschaften und der Weltwirtschaft,
für die schrittweise Lösung der globalen
Menschheitsprobleme, für die Überwin-
dung von Armut und Unterentwicklung in
der Welt, für den Austausch auf den Gebie-
ten der Kultur und der Information, kurz ge-
sagt: Für die Entwicklung der menschlichen
Zivilisation.
Wir wollen ein Europa der freundschaftli-
chen Kooperation, des Vertrauens und der
guten Nachbarschaft. Die Vertiefung des
gesamten KSZE-Prozesses bildet auch
heute eine wichtige Grundlage hierfür. Beide
deutsche Staaten sind aufgefordert, ent-

sprechend ihrer historischen Verpflichtung
und politisch-geographischen Lage ihren
Beitrag zu leisten.
5. Zu einer aktiven Politik der Friedenssi-
cherung durch Abrüstung und des friedli-
chen Wettstreits zwischen den entgegen-
gesetzten Systemen gibt es heute keine ver-
nünftige Alternative mehr. Trotzdem trifft sie
auf ernste Hindernisse.
Eine solche Politik des Wettstreits und der
Zusammenarbeit geht von den entgegen-
gesetzten gesellschaftlichen Strukturen und
Prinzipien in beiden Systemen aus.
Der Systemwettstreit, wenn er einhergeht
mit der Verringerung der Rüstungen, kann
den sozialen Fortschritt in beiden Systemen
befördern und beschleunigen.

III.
Notwendigkeit einer Kultur des

politischen Streits und des Dialogs

Wir, deutsche Kommunisten und Sozialde-
mokraten, stimmen darin überein, daß
Friede in unserer Zeit nicht mehr gegenein-
ander errüstet, sondern nur noch miteinan-
der vereinbart und organisiert werden kann.
Daraus ergeben sich neue Gemeinsamkei-
ten im Ringen um den Frieden.
Sozialdemokraten und Kommunisten beru-
fen sich beide auf das humanistische Erbe
Europas. Beide nehmen für sich in An-
spruch, dieses Erbe weiterzutragen, den In-
teressen der arbeitenden Menschen ver-
pflichtet zu sein, Demokratie und Men-
schenrechte zu verwirklichen.
Aber sie leben seit sieben Jahrzehnten in
bitterem Streit darüber, in welcher Weise
dies zu geschehen hat. Dieser Streit wird
dadurch verschärft, daß beide oft mit den-
selben Begriffen verschiedene Inhalte ver-
binden. Die Sozialdemokraten verstehen
sich als Teil der westlichen Demokratie. Für
sie ist pluralistisch organisierte Demokratie
mit ihren vielfältigen Formen von Gewalten-
teilung und Machtkontrolle der verbindliche
und notfalls unter Opfern verteidigte Rah-
men, innerhalb dessen sie ihre Vorstellun-

gen von demokratischem Sozialismus ver-
wirklichen wollen. Für Marxisten-Leninisten
i st Demokratie als Form der Machtausü-
bung in ihrem Wesen durch die Eigentums-
verhältnisse an den entscheidenden Pro-
duktionsmitteln und damit verbundenen po-
litischen Macht geprägt. Daher ist für sie die
Überführung der wichtigsten Produktions-
mittel in Gemeineigentum und die politische
Macht der Arbeiterklasse im Bündnis mit an-
deren Werktätigen das Fundament umfas-
sender demokratischer Rechte. Sie verste-
hen Demokratie vor allem als die reale Mit-
wirkung der Werktätigen an der Leitung und
Gestaltung der Wirtschaft und Gesellschaft
und die Kontrolle darüber.
Für Sozialdemokraten haben die Men-
schenrechte in sich selbst absoluten Wert
und sind gegenüber allen Formen wirt-
schaftlicher und staatlicher Macht auf im-
mer neue Weise zu schützen und durchzu-
setzen. Sie sind in Form von Grundrechten
Maßstab und Ziel staatlichen Handelns. Auf
diese Grundrechte und die Grundwerte des
demokratischen Sozialismus gründen sie
i hre Politik sozialer Sicherheit und gleicher
Lebens- und Bildungschancen.
Marxisten-Leninisten nehmen für sich in An-
spruch, durch das gesellschaftliche Eigen-
tum und die damit verbundenen politischen
Machtverhältnisse die sozial-ökonomi-
schen Grundlagen für die freie Entfaltung
des Menschen geschaffen zu haben. So-
ziale Sicherheit, Vollbeschäftigung, soziale
Gerechtigkeit und reale Bildungsmöglich-
keiten für alle sind für sie unabdingbare
Grundlagen für Demokratie und die Entfal-
tung aller Menschenrechte. Sie bestehen
darauf, daß die Verwirklichung der Men-
schenrechte mit der weiteren Entwicklung
ihres sozial-ökonomischen Systems ver-
bunden ist.
Für Sozialdemokraten ist ein lebendiger,
spannungsreicher und möglichst unbe-
schnittener Pluralismus in Kultur, Wissen-
schaft, Kunst und politischer Meinungsbil-
dung unverzichtbarer Ausdruck von Frei-
heit, aber auch Voraussetzung und gleich-
zeitig Ergebnis einer Demokratie im Dienste
der Entfaltung des Menschen.

Marxisten-Leninisten lassen sich davon lei-
ten, daß die sozialistische Gesellschaft in
ihrem Sinne in der Lage ist, wissenschaft-
li ch-technischen Fortschritt mit sozialem
Fortschritt untrennbar zu verbinden, so daß
der Mensch im Mittelpunkt bleibt und nicht
an den Rand des Geschehens gedrängt
wird, daß das Schöpfertum aller Menschen,
ihre Kreativität und ihr Ideenreichtum die
Verwirklichung ihrer vielfältigen Interessen
und Bedürfnisse fordert und fördert.
Der Streit über diese Grundfragen wird wei-
tergehen, auch die Hinweise darauf, wo auf
der einen oder anderen Seite Theorie und
Praxis nicht übereinstimmen. Der Streit über
so gegensätzliche Grundpositionen läßt
sich weder durch Kompromißformeln noch
durch Appell an den Friedenswillen been-
den. Es wäre auch niemandem damit ge-
dient, wenn die Gegensätze verwischt wür-
den. Aber der Streit über Grundpositionen
kann Teil eines produktiven Wettbewerbs
der Systeme werden, wenn er so ausgetra-
gen wird, daß Kommunisten und Sozialde-
mokraten die Grundentscheidungen des je-
weils andern beachten, keine Feindbilder
aufbauen, die Motive der anderen Seite
nicht verdächtigen, deren Überzeugungen
nicht absichtlich verzerren und ihre Reprä-
sentanten nicht diffamieren.
Beide Seiten werden sich an ihren Leistun-
gen und Erfolgen, ihren Fehlleistungen und
Mißerfolgen messen lassen müssen. Kom-
munisten sind fest davon überzeugt, daß ihr
Sozialismus seine inneren Vorzüge - Voll-
beschäftigung, soziale Sicherheit und Ge-
borgenheit für alle, Teilnahme der Werktäti-
gen an der Vorbereitung, Entscheidung und
Kontrolle der staatlichen, wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Angelegenheiten,
Verbindung des wissenschaftlich-techni-
schen mit dem sozialen Fortschritt, Ausbil-
dung und sichere Zukunft für die Jugend -
gegenüber der kapitalistischen Gesellschaft
i mmer umfassender entfalten wird.
Sozialdemokraten setzen - ohne die Ge-
fahren kapitalistischen Wirtschaftens zu ver-
kennen - darauf, daß freie, ungehinderte
Diskussion, der Wettbewerb von Ideen und
Lösungsansätzen am ehesten in der Lage

56 57

III.



ist, auf bedrängende neue Fragen ange-
messene Antworten zu finden, neue tech-
nische Möglichkeiten in den Dienst höherer
Lebensqualität zu stellen, Gegenkräfte ge-
gen den Mißbrauch wirtschaftlicher Macht
zu mobilisieren, Mehrheiten für notwendige
Veränderungen vorzubereiten und die De-
mokratisierung der Gesellschaft voranzu-
treiben.
Da die Sozialdemokraten den Verfassungs-
konsens der westlichen Demokratie mittra-
gen, auch wenn sie niemals die Verantwor-
tung für andere, konkurrierende Kräfte über-
nehmen können, sprechen sie in vielen Fra-
gen stellvertretend für die westliche Demo-
kratie. Es wäre aber zu begrüßen, wenn an-
dere politische Kräfte sich in ähnlicher Weise
am kontroversen Dialog der Systeme betei-
li gten.

IV.
Ansätze für eine Kultur des

politischen Streits

Wir sind uns also einig darin, daß Friede die
Grundvoraussetzung für die Verwirklichung
unserer jeweiligen Werte und Prinzipien ist,
daß Zusammenarbeit zur Wahrung des Frie-
dens die Verleugnung dieser Werte weder
verlangt noch ratsam erscheinen läßt.
Es gibt also Fragen, in denen wir einig sind,
andere, über die wir weiter streiten müssen.
Wir werden in der Spannung von Konsens
und Konflikt leben müssen.
Was bedeutet dies für die Formen und Inhalte
der Auseinandersetzung?
1. Beide Seiten müssen sich auf einen langen
Zeitraum einrichten, während dessen sie ne-
beneinander bestehen und miteinander aus-
kommen müssen. Keine Seite darf der ande-
ren die Existenzberechtigung absprechen. Un-
sere Hoffnung kann sich nicht darauf richten,
daß ein System das andere abschafft. Sie rich-
tet sich darauf, daß beide Systeme reformfähig
sind und der Wettbewerb der Systeme den
Willen zur Reform auf beiden Seiten stärkt. Ko-
existenz und gemeinsame Sicherheit gelten
also ohne zeitliche Begrenzung.

2. Beide Systeme müssen sich gegenseitig
für friedensfähig halten.
Das im Osten vertretene Konzept der Fried-
li chen Koexistenz zwischen Staaten mit un-
terschiedlicher Gesellschaftsordnung und
das im Westen, vor allem von Sozialdemo-
kraten entworfene Konzept einer Gemein-
samen Sicherheit setzen, soweit sie ernst
gemeint und konsequent sind, beide die
prinzipielle Friedensfähigkeit der anderen
Seite voraus. Beide Konzepte wären theo-
retisch sinnlos und auf die Dauer auch nicht
praktikabel, wenn sie die Annahme der prin-
zipiellen Unfriedlichkeit der anderen Seite
aufgrund von deren Ideologien oder Inter-
essenstrukturen einschlössen. Beide Seiten
müssen daher für eine erfolgreiche Frie-
denspolitik beim jeweils anderen ein au-
thentisches Interesse an der Erhaltung des
Friedens in der atomar gerüsteten Welt vor-
aussetzen - der Erfahrung friedensgefähr-
dender Konflikte zum Trotz.
3. Beide Systeme müssen zu verhindern
versuchen, daß sie vom jeweils andern so
wahrgenommen werden, als seien sie auf
Expansion, ja gewaltsame Expansion an-
gelegt.
Es gab und gibt in beiden Systemen die Be-
fürchtung, daß das andere System ange-
sichts seiner Interessenstruktur und der je-
weils herrschenden Ideologie auf die Aus-
dehnung seines Einfluß- und Herrschafts-
bereiches angelegt sei. Im Westen ist dies
die Befürchtung, daß die marxistisch-lenini-
stische These vom weltrevolutionären Pro-
zeß auf Revolutionsexport hinauslaufe und
zur Rechtfertigung sowjetischer Machtan-
sprüche diene. Im Marxismus-Leninismus
gründet sich die entsprechende Befürch-
tung auf die Marxsche Analyse des Wesens
der kapitalistischen Warenproduktion, auf
Arbeiten Lenins über das Wesen des Mo-
nopols sowie auf die Wahrnehmung und
Deutung der dominierenden antikommuni-
stischen Strategie und Politik der Gegen-
wart.
Daher müssen in dem Prozeß, der zu ge-
meinsamer Sicherheit führt, auch solche
Ängste abgebaut werden. Beide Seiten
müssen sich darum auch dann bemühen,
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wenn sie sich durch solche Befürchtungen
mißverstanden sehen.
4. Auch wenn für einen Prozeß gemeinsa-
mer Friedenssicherung Verträge, Abma-
chungen und Institutionen nötig sind, rei-
chen sie allein nicht aus. SED und SPD spre-
chen sich für die Entwicklung einer Kultur
des Streits und des kontroversen Dialogs
aus. Diese Kultur des politischen Streits
muß

auf einer realistischen Analyse der Mög-
li chkeiten beider Seiten beruhen,
die gesellschaftspolitischen Gegen-
sätze klar zum Ausdruck bringen,
sie nicht auf die Beziehungen zwischen
Staaten übertragen,
Gewalt oder Krieg als Mittel der Kon-
fliktlösung ausschließen und starre Kon-
frontationen überwinden,
und damit einem Frieden dienen, der
auch international auf gewaltfreie Kon-
fliktregelung setzt.

Für eine solche Kultur sind für beide Seiten
akzeptable Normen des Umgangs mitein-
ander zu entwickeln, die handhabbar sind
und beiden gleichermaßen erlauben, ihre
grundlegenden Werte zur Geltung zu brin-
gen. Diese politische Kultur entsteht, wenn
aus Absichtserklärungen Handlungsweisen
werden und allmählich eine neue Praxis des
täglichen Umgangs miteinander wächst.
5. Es muß zum Normalfall werden, daß wir
miteinander handeln, verhandeln und zu-
sammenarbeiten, während wir gleichzeitig
da offene und klare Kritik äußern können,
wo nach unserem Verständnis die Frie-
densbereitschaft, der Wille zur Verständi-
gung, die Menschenrechte und die Demo-
kratie im anderen Bereich verletzt werden.
Kooperation, Wettbewerb und Konflikt
müssen gleich akzeptierte Formen des Um-
gangs miteinander werden.
6. Die Beziehungen zwischen den Syste-
men können nicht nur bestimmt sein durch
das Nebeneinander von Streit, Wettbewerb
und Kooperation. Nötig ist auch der Wett-
bewerb in der Kooperation.
Zu den grundlegenden Menschheitsinter-
essen gehören außer dem Frieden auch die
Erhaltung der Biosphäre und die Überwin-

dung von Hunger und Elend in der Dritten
Welt. Dies verlangt die umfassende Zu-
sammenarbeit zwischen Ost und West. Sol-
che Zusammenarbeit schließt Wettbewerb
um die fruchtbarsten Beiträge jedes Sy-
stems zu den großen Menschheitsaufgaben
ein. Wettbewerb in der Kooperation käme
allen Menschen zugute.

V.
Grundregeln einer Kultur des

politischen Streits

Eine Kultur des politischen Streits, die den
Frieden sichert, ja dem Frieden zu dienen
hat, kann nur in ihren grundsätzlichen Nor-
men und Regeln beschrieben werden. In der
politischen Praxis müssen solche Regeln
durch angemessenes Handeln der Staaten
verschiedener Gesellschaftsordnungen
und der unterschiedlichen sozialen und po-
litischen Kräfte mit Leben erfüllt werden. Das
wird in dem Maße gelingen, wie sie sich als
lernfähig erweisen. Politischer Realismus
wird sich gegen Ungeduld wappnen müs-
sen. Trotzdem lassen sich einige Regeln for-
mulieren.
1. Gesellschaftssysteme sind nichts Stati-
sches. Sie verändern und entwickeln sich
von Land zu Land differenziert auf ihren ei-
genen Grundlagen. Sie stehen immer wie-
der vor neuen Aufgaben, die sie ohne Ver-
änderung, Fortentwicklung und Reform
nicht bewältigen können. Der Systemwett-
bewerb kann solche Veränderungen noch
beschleunigen. Das zukünftige Bild der Ge-
sellschaftsordnungen wird sich so von dem
heutigen wesentlich unterscheiden. Beide
Gesellschaftssysteme müssen einander
Entwicklungsfähigkeit und Reformfähigkeit
zugestehen.
2. Niemand darf für sich ein Recht der deut-
li chen Kritik und der polemischen Darstel-
l ung in Anspruch nehmen, ohne es dem Kri-
tisierten in gleichem Maße zuzubilligen. Die
„souveräne Gleichheit", von der die KSZE-
Schlußakte spricht, bezieht sich auch auf
die geistige Auseinandersetzung im Rah-

59



men des Entspannungskonzepts. Kritik und
Kooperation dürfen einander nicht aus-
schließen.
3. Kritik an den gesellschaftlichen Verhält-
nissen im anderen System sollte auf nach-
prüfbaren Tatsachen beruhen. Sie sollte
auch getragen sein von dem Versuch, sich
zunächst in die Logik der anderen Seite hin-
einzudenken, freilich nicht, um deren Ab-
sichten stets gutzuheißen, sondern um die
Zusammenhänge ihres Handelns zu verste-
hen. Wer diesen Versuch unternimmt, wird
sich nicht in aggressiver Polemik erschöp-
fen.
4. Ausschlaggebend für eine neue Kultur
des politischen Streits ist also eine realisti-
sche und differenzierte Analyse und Dar-
stellung der anderen Seite statt Propagie-
rung pauschaler Feindbilder und der
Weckung von Bedrohungsängsten. Ver-
mieden werden muß alles, was die andere
Seite als prinzipiell unfriedlich oder zum Frie-
den unfähig erscheinen läßt.
Diese Friedensbereitschaft wird um so
glaubwürdiger, je mehr sich beide Seiten
bemühen, lokale Konflikte zu vermeiden
oder zu beenden und weder direkt noch in-
direkt zu fördern.
5. Die ideologische Auseinandersetzung ist
so zu führen, daß eine Einmischung in die
inneren Angelegenheiten anderer Staaten
unterbleibt. Kritik, auch in scharfer Form,
darf nicht als eine „Einmischung in die inne-
ren Angelegenheiten" der anderen Seite
zurückgewiesen werden. Jedenfalls gilt
auch hier das Prinzip der souveränen
Gleichheit, daß keine Seite praktisch in An-
spruch nehmen darf, was Sie der anderen
nicht zubilligt.
6. Die offene Diskussion über den Wettbe-
werb der Systeme, ihre Erfolge und Mißer-
folge, Vorzüge und Nachteile, muß innerhalb
jedes Systems möglich sein. Wirklicher
Wettbewerb setzt sogar voraus, daß diese
Diskussion gefördert wird und praktische
Ergebnisse hat. Nur so ist es möglich, daß
öffentlich eine vergleichende Bilanz von Pra-
xis und Erfahrungen beider Systeme gezo-
gen wird, so daß Mißlungenes verworfen,
Gelungenes festgehalten und gegebenen-

falls übernommen und weiterentwickelt
werden kann.
7. Der umfassenden Informiertheit der Bür-
ger in Ost und West kommt im Prozeß der
Friedenssicherung und des Systemwett-
streits eine wachsende Bedeutung zu. Dazu
müssen die Staaten in beiden Systemen
entsprechend der KSZE-Schlußakte auf
i hrem Territorium die Verbreitung von peri-
odisch und nicht periodisch erscheinenden
Zeitungen und gedruckten Veröffentlichun-
gen aus den anderen Teilnehmerstaaten er-
leichtern.
8. Der Dialog zwischen allen gesellschaftli-
chen Organisationen, Institutionen, Kräften
und Personen auf beiden Seiten gewinnt
wachsende Bedeutung für die Friedenssi-
cherung und den Wettbewerb der Systeme.
Das schließt auch Besuch und Gegenbe-
such, die Teilnahme an Seminaren, wissen-
schaftlichen, kulturellen und politischen Ver-
anstaltungen über die Systemgrenzen hin-
weg ein.

Neues Denken, neues Handeln

Gemeinsame Sicherheit ist nicht zu errei-
chen, wenn ideologische Gegensätze in
Formen ausgetragen werden, die zwi-
schenstaatliche Beziehungen gefährden
oder vergiften oder gar Machtkonflikte als
unversöhnlichen und unausweichlichen
Kampf zwischen Gut und Böse erscheinen
l assen.
Zur gemeinsamen Sicherheit gehört der
Verzicht auf Versuche, sich unmittelbar in die
praktische Politik in anderen Staaten einzu-
mischen, aber auch der friedliche Wettbe-
werb der Systeme, ein Wettbewerb, der
sich im Rahmen gemeinsam erarbeiteter
Regeln hält und eine Kultur des politischen
Streits und schließlich des kontroversen
Dialogs einschließt.
Dies entspricht der Politik einer Friedenssi-
cherung, zu der sich SPD und SED bekannt
haben.

DIE ZEIT, 28. August 1992

DER GENERAL GING

UNTER DIE DECKE

Von Carl-Christian Kaiser

Heute vor fünf Jahrenwurde das berühmte
SPD/SED-Papier über den „Streit der Ideo-
logien und die gemeinsame Sicherheit" ver-
öffentlicht. In derDDR gab es ein so gewal-
tiges Echo, daß die SED-Spitze nervös
wurde. Nun steht auch die SPD wieder
dazu.

Am Ende kamen, frei nach Karl Marx, die
ideologisch so verfestigten Begriffe und Ver-
hältnisse doch ins Tanzen. Und die Melodie,
die ihnen vorgespielt wurde, war hochpoli-
tisch. Die Ausgabe des Tagesspiegels vom
24. Mai 1989 gibt davon viel wieder. Damals
berichtete das (weiland noch West-)Berliner
Blatt von einem Seminar des Aspen-Insti-
tuts, das am letzten Tag in der Akademie für
Gesellschaftswissenschaften beim Zentral-
komitee der SED zu Gast gewesen war. Was
die Zeitung mitteilte, war sensationell.
Nach Ansicht der Akademie, so stand im
Tagesspiegel zu lesen, würden die neunzi-
ger Jahre in der DDR wesentlich davon be-
stimmt sein, daß „Sozialismus ohne Demo-
kratie und ohne umfassende Verwirklichung
der Menschenrechte ... kein Sozialismus
wäre". Ohne Demokratie könne sich
menschliche Individualität nicht entfalten.
Neue - also sozialistische - Eigentumsver-
hältnisse garantierten diesen Prozeß aber
noch nicht.
Als Kernfrage, so hieß es weiter, betrachte
die SED-Akademie „die reale Beteiligung
der Bürger an der Vorbereitung, Durch-
führung und Kontrolle der staatlichen Ent-
scheidungsfindung". Auch frage sich, „ob
Einstimmigkeit immer die entscheidende
Form für die sozialistische Demokratie" sein
solle. Kollektive Interessen und die wach-
senden individuellen Bedürfnisse müßten
ausgeglichen werden. Schließlich: „Demo-
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kratie ist ein selbständiger Wert ohne Wenn
und Aber und nicht nur Mittel zum Zweck."
Bei so vielen brisanten Postulaten vermied
es der Tagesspiegel, Roß und Reiter zu nen-
nen. Doch sein Hinweis, daß an der Aspen-
Tagung die Professoren Otto Reinhold, der
Rektor der ZK-Akademie, sowie Erich Hahn
und Rolf Reißig, beide Institutsdirektoren an
der Hochschule, teilgenommen hätten, war
deutlich genug. So kam es nicht von unge-
fähr, daß Hermann Axen, das für die Außen-
politik zuständige Mitglied des SED-Polit-
büros, von Erich Honecker kommend, war-
nend in der Akademie anrief: „Der General
i st unter die Decke gegangen!"
Der Generalsekretär verlor die Fassung, weil
der Bericht des Tagesspiegels Gedan-
kengänge wiedergab, die auf die ohnehin
verunsicherte SED unerhört und verwirrend
wirken mußten. Das galt um so mehr, als sie
sich, einer Akademie-Studie im Vorfeld des
für den Mai 1990 angesetzten nächsten
SED-Parteitags entstammend, wie die Fort-
setzung und konsequente Anwendung ei-
nes anderen Dokuments ausnahmen: des
berühmten SPD/SED-Papiers über den
„Streit der Ideologien und die gemeinsame
Sicherheit", das am 27. August 1987 veröf-
fentlicht worden war - heute vor fünf Jah-
ren.
Ist der Aspen-Bericht das letzte Zeugnis von
Reformüberlegungen in der DDR-Staats-
partei vor ihrem Untergang und dem ihres
Staates, so stellt das Streitpapier das am
meisten herausragende und umstrittene Er-
gebnis des Dialogs dar, den die beiden Par-
teien bis kurz vor dem Zusammenbruch des
SED-Regimes geführt haben. In den acht-
ziger Jahren spitzte sich das Ost-West-Ver-
hältnis wieder gefährlich zu. Auf die sowje-
tische Raketen-Nachrüstung reagierte der
Westen mit einer Nach-Nachrüstung. Und
Ronald Reagan rüstete auch ideologisch
auf, indem er vom Osten als Born alles Bö-
sen und davon sprach, daß die Seite des
Kommunismus aus dem Buch der Weltge-
schichte herausgerissen gehöre.
Damals antwortete die SED bewußt mit ei-
ner „Politik des Dialogs", die ihr, noch vor
Gorbatschow, in Moskau keinen Beifall,
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sondern einen Schlagabtausch zwischen
der Prawda und dem Neuen Deutschland
eintrug. Aus der Opposition in Bonn heraus
ergriff auch die SPD die Initiative. Mit der
SED erarbeitete sie Vorschläge für eine von
Chemiewaffen freie Zone und einen von ato-
maren Gefechtsfeldwaffen freien Korridor im
Zentrum Europas. Erich Honeckers Sorgen
waren ehrlich. Auch im Blick auf die auf dem
eigenen Territorium stationierten neuen Ra-
keten sprach er von „Teufelszeug"; auf den
von den Sozialdemokraten entwickelten
Begriff der „Sicherheitspartnerschaft" rea-
gierte er mit der Devise von einer „Koalition
der Vernunft".
Die Resonanz, die er innerhalb und außer-
halb der DDR fand, war groß; zum ersten
Male erlebte die SED internationale Aner-
kennung. Nicht zuletzt dieses politische und
psychologische Hoch hat dazu beigetra-
gen, daß es, nach halb privaten Sondierun-
gen, von 1984 an auch zu den Gesprächen
über gesellschaftspolitische und ideologi-
sche Themen kam, aus denen das Streit-
papier von SPD und SED hervorgegangen
ist. Die SPD entsandte ihre Grundwerte-
kommission mit Erhard Eppler an der
Spitze, die SED Mitglieder ihres „Denk-
tanks", der ZK-Akademie, mit den Profes-
soren Reinhold und Hahn sowie später
Reißig als herausragendem Dreigestirn.
Nicht alle in der SPD-Grundwertekommis-
sion waren von dem Expeditionsunterneh-
men ohne weiteres angetan. „Beziehungen"
mit der SED wolle man nicht, knurrte Rich-
ard Löwenthal gleich am Anfang. Später
sagte er zu den Akademieabgesandten:
„Wir sind Ihre Partner, aber nicht auf Ihrer
Seite." Der Unterschied zeigt, wie allmählich
ein Grundstock an Vertrauen in die Aufrich-
tigkeit und Fairneß der jeweils anderen Seite
wuchs - so sehr die Spannungen in der Sa-
che anhielten, so wenig einer dem anderen
etwas schenkte und so oft es bei den har-
ten Kontroversen danach aussah, als werde
zumindest eine Delegation den Tisch um-
stürzen.
Freilich gewannen die Sozialdemokraten
gleich zu Beginn den Eindruck, keiner ge-
schlossenen Phalanx gegenüberzustehen,

sondern sozusagen einer Vielfalt in der Ein-
heit. Nicht ohne Verwunderung, so notierte
Eppler später, habe man „auf der anderen
Seite einen - bisher von außen nicht wahr-
nehmbaren - Prozeß der Differenzierung,
der Wandlung, der Öffnung fest[gestellt], ein
Ringen mit neuen Realitäten, das an dem
Bild von der dogmatisch verhärteten Funk-
tionärspartei rasch Zweifel aufkommen
ließ".
Umgekehrt machte es auf die Gesell-
schaftswissenschaftler der SED großen Ein-
druck, wie die Bank der Sozialdemokraten
bei aller Heterogenität immer wieder zu ei-
ner Einheit in der Vielfalt fand. Die atmo-
sphärische Annäherung zählte um so mehr,
als es schon bei den ersten drei Treffen um
die ideologischen Gegensätze ging. Ob es
sich um die Probleme aus dem wissen-
schaftlich-technischen Fortschritt für die Ar-
beitswelt, um die gesellschaftliche Entfrem-
dung und die unterschiedlichen Men-
schenbilder, um Gesetzmäßigkeiten der hi-
storischen oder sozialen Entwicklung oder
um den gesellschaftlichen Bewußtseins-
wandel in Ost und West handelte - die Dis-
pute kreisten immer wieder um die Kernfra-
gen und grundsätzlichen Differenzen.
Im Februar 1986 folgte das vierte Treffen,
das beide Seiten auch im nachhinein als das
aufregendste empfinden. Es war das erste,
an dem auch fünf westdeutsche Journali-
sten teilnehmen konnten; bei den späteren
Zusammenkünften gesellte sich auch eine
Handvoll DDR-Kollegen hinzu. Zur Debatte
stand die Frage, welche Konsequenzen die
gemeinsame Sicherheit, von der immer
mehrgesprochen wurde, denn für den Streit
zwischen den Gesellschaftsordnungen,
zwischen den konträren Systemen und
i hren Ideologien haben müßte.
Der Glücksfall, der den Namen Michail Gor-
batschows trug, machte auch hier Ge-
schichte. In einem noch druckfeuchten
Bündel brachten die Akademie-Professo-
ren jenes Neue Deutschland mit, in dem auf
zehn engbedruckten Seiten die große Rede
wiedergegeben war, die der neue sowjeti-
sche Generalsekretär gerade vor dem XXVII.
Parteikongreß der KPdSU gehalten hatte.
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Es kam zu jener unvergeßlichen Szene, in
der Sozialdemokraten und Kommunisten
entdeckten, daß sie die gleichen Stellen an-
gekreuzt hatten - besonders den Satz, daß
angesichts der nuklearen Bedrohung „die
Auseinandersetzung zwischen Kapitalis-
mus und Sozialismus lediglich und aus-
schließlich in Formen des friedlichen Wett-
bewerbs und der friedlichen Rivalität ver-
laufen kann".
Zwar war dieser Satz nicht völlig neu; viel-
mehr lag er schon lange in der Luft. Aber
eben deshalb deckte er sich mit den bereits
vorher formulierten Thesen, die Thomas
Meyer von der Grundwerte-Kommission
und Harald Neubert, Institutsdirektor an der
ZK-Akademie, vortrugen. Für die funda-
mentalen Gegensätze zwischen Ost und
West, so Meyer, müsse „eine Kultur des po-
litischen Streits" entwickelt werden, die dem
kategorischen Imperativ der Friedenserhal-
tung genüge. Und Neubert postulierte: „Ge-
fordert wird, daß die Monopol-Bourgeoisie
ihre Interessen und Ziele in einer Weise und
mit Mitteln verficht, die nicht mit den Gat-
tungsinteressen der Menschheit kollidie-
ren.
Als Erhard Eppler sekundierte, in der Welt
der Massenvernichtungsmittel sei der eine
nur so sicher wie der andere auch und die
Existenzberechtigung des jeweils anderen
könne und dürfe nicht länger in Abrede ge-
stellt werden, hörten die SED-Abgesandten
wie gebannt zu. Umgekehrt wurde es in der
Reihe der Sozialdemokraten ganz still, als
Rolf Reißig, zum ersten Male dabei, davon
sprach, daß gerade der Wettbewerb der Sy-
steme in den Dienst der Friedenssicherung
gestellt werden müsse. Als Reißig sein Re-
ferat, das schon ganz auf der Linie der spä-
ter dem Aspen-Seminar vorgetragenen Ma-
ximen lag, beendet hatte, sprach Eppler,
fast atemlos, von einem kühnen, nach vorn
weisenden Vortrag.
Spontan schlug er vor, über die Stand-
punkte beider Seiten versuchsweise etwas
zu Papier zu bringen. Otto Reinhold, als Lei-
ter der Ostberliner Delegation, stimmte zu.
Damit begann die Entstehungsgeschichte
des gemeinsamen Papiers. In anderthalb

Jahren mit mehreren Entwürfen aus der Fe-
der Meyers, der das theoretische As der So-
zialdemokraten war, und der Feder Reißigs
sowie Überarbeitungen durch Eppler und
Reinhold verwandelte sich die ursprünglich
i ns Auge gefaßte Niederschrift in ein aus-
gewachsenes Konzept für den künftigen
Umgang zwischen Ost und West.
Ein wirksames und dauerhaftes System in-
ternationaler Sicherheit, hieß es in diesem
Konzept, müsse außer dem militärischen
auch den politischen, wirtschaftlichen und
humanitären Bereich umfassen. Die Ban-
nung der nuklearen Gefahr, die Erhaltung
der Biosphäre wie die Überwindung der
ökologischen Krise und die Bekämpfung
der Not in den Entwicklungsländern seien
systemübergreifend „gemeinsame Mensch-
heitsaufgaben". Sie trotz der grundlegenden
sozialökonomischen, politischen und ideo-
l ogischen Gegensätze zu lösen, sollte Ge-
genstand einesfriedlichen Wettbewerbs der
verschiedenen Systeme sein. Und auch der
Streit über Grundpositionen könne Teil die-
ses Wettbewerbs werden.
Das wichtigste aber waren die anschließen-
den Regeln für eine politische Streitkultur.
„Keine Seite", hieß es dazu, „darf der ande-
ren die Existenzberechtigung absprechen",
und „beide Systeme müssen sich gegen-
seitig für friedensfähig halten". Ebenso
müsse sich die Hoffnung darauf richten, daß
sie auch reformfähig seien. Bei dem dann
möglichen Dialog „in der Spannung von
Konsens und Konflikt" sei das Recht auf
deutliche Kritik im gleichen Maße auch dem
Kritisierten zuzubilligen; auch scharfe Kritik
dürfe nicht als Einmischung in die inneren
Angelegenheiten zurückgewiesen werden.
Und vor allem: „Die offene Diskussion über
den Wettbewerb der Systeme, ihre Erfolge
und Mißerfolge, muß innerhalb [ Hervorhe-
bung durch die Redaktion] jedes Systems
möglich sein."
Genau besehen und bedacht, reihte sich in
dem von Kommunisten mitunterschriebe-
nen Papier eine Sensation an die andere.
Die Offenheit der Geschichte statt ihres ge-
setzmäßigen Ablaufs war in den Thesen der
gemeinsamen Erklärung ebenso angelegt
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wie Grundformen des politischen Pluralis-
mus anstelle eines Wahrheitsmonopols; die
Maxime von der Koexistenz der Systeme
verwandelte sich, wie Eppler festhielt, von
einer taktischen, bis zum vorgezeichneten
Untergang des Kapitalismus vorgesehenen
Formel in die Definition einer dauerhaften
Lebensform.
So erstaunlich waren alle diese Wandlun-
gen, daß immer wieder die Frage auf-
tauchte, was die SED bewogen habe, diese
Zäsur mit herbeizuführen. Ihre entscheiden-
den Personen und Instanzen, zu denen Otto
Reinhold ständigen Kontakt hielt, beson-
ders zu Honecker selber, haben dem
ganzen Unternehmen, auch als es so kon-
kret wurde, keine Steine in den Weg gelegt.
Zur Endfassung bemerkte Kurt Hager als
„Chefideologe" des Politbüros zwar, daß er
bei Details viele Einwendungen habe, das
Papier im ganzen aber sehr gut finde.
I n der DDR fand die gemeinsame Erklärung
sofort ein gewaltiges Echo, besonders bei
den Schriftstellern und Künstlern, und voll-
ends natürlich bei den Kirchen und den Bür-
gerrechtlern. Daß die SED von sich aus
gleichsam den Inhalt des Menschenrechts-
korbs der KSZE-Schlußakte von Helsinki
bestätigte und sich ihm unmittelbar ver-
pflichtete - das war eine handfeste Sensa-
tion.
Auch in der Staatspartei gab es bald ein
Echo - aber fragend und verunsichert. Was
denn mit der Existenzberechtigung sowie
der Friedens- und Reformfähigkeit des Ka-
pitalismus gemeint sei, wurde vor allem ge-
fragt, ungeachtet der Interpretationen, wel-
che die SED schon vorher verschickt hatte.
Der erste gravierende Rückzieher kam bald.
Öffentlich zog Hager nach einer-allerdings
sehr differenzierten -Analyse der westlichen
Bourgeoisie den Schluß, es handele sich
darum, „daß der Imperialismus friedens-
fähig gemacht werden muß, nicht, daß er
von Natur aus friedfertig ist". Auch andere
versuchten, in einem eherorthodoxen Sinne
abzuwiegeln.
Darüber ging verloren, daß etwa Otto Rein-
hold oder Rolf Reißig bei ihren Interpretatio-
nen vieler hergebrachter Töne das imperia-

li stische Expansionsstreben vorsichtig vom
Militärischen ins Ökonomische verschoben
( Eppler), daß es von der Rüstungspolitik der
imperialistischen Staaten hieß, sie sei zwar
„systemadäquat", aber nicht „systemnot-
wendig", und daß sich an nicht wenigen Auf-
sätzen in den Theorie-Zeitschriften der SED
oder DDR ablesen ließ, welche Verände-
rungen in den Köpfen stattgefunden oder
begonnen hatten.
Schon nach den ersten Einschränkungen
war der Haussegen bei den unverändert
fortgeführten Treffen zwischen der SPD-
Grundwertekommission und den SED-Ge-
sellschaftswissenschaftlern nicht mehr
ganz im Lot. Zwar wurde weiter heftig kon-
trovers debattiert: über die Entwicklungs-
politik, über den Fortschrittsbegriff und zu-
l etzt über die Menschenrechte. Aber der
Elan nahm ab, die Gespräche wurden
bockiger und, was die Akademie-Professo-
ren anging, sozusagen auch beklommener.
Angesichts des weiter anschwellenden
Echos auf das im Neuen Deutschland voll-
ständig abgedruckte Papier, von dem nicht
wenige DDR-Bürger ganze Passagen aus-
wendig hersagen konnten, fiel die SED-
Spitze in alte Muster zurück. War ihr das Pa-
pier einerseits willkommen, nicht zuletzt
auch als Fortschritts- und Reformbeweis
vor Gorbatschow, so begann sie anderer-
seits wie früher zu fürchten, daß sich in ihrem
Herrschaftsgebiet „Sozialdemokratismus"
ausbreiten könnte. Und ob im Apparat ab-
gesprochen oder nicht, es kam zu handfe-
sten Repressionen - durch die Beschlag-
nahme der Umweltbibliothek der Ostberli-
ner Zionsgemeinde schon 1987, durch har-
tes Vorgehen gegen Dissidenten bei der
Rosa-Luxemburg-Demonstration 1988
und durch Repressalien gegen Friedens-
gruppen oder Ausreisewillige.
I m März 1989 protestierte die Grundwerte-
kommission energisch gegen alle Verstöße
gegen Geist und Buchstaben des gemein-
samen Papiers. Aber bei der nervös ge-
wordenen SED-Spitze fruchtete das nicht
mehr. So kam es dem Abbruch der Ge-
spräche gleich, als Erhard Eppler, bitter ent-
täuscht und wohl auch persönlich verletzt,
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i n seiner Gastrede zum 17. Juni 1989 vor
dem Bundestag sagte, er sei, was die ge-
genwärtige Führung der SED betreffe, ohne
Zuversicht.
I n der umfangreichen Stellungnahme, wel-
che die Sozialdemokraten jetzt zum fünften
Jahrestag des Papiers herausgebracht ha-
ben, wird das Verhalten der ehemaligen
Staatspartei mit dem widerspruchsvollen
Versuch erklärt, „das ideologische Feindbild
außenpolitisch zu entschärfen, es aber als
i nnenpolitische Legitimationsbasis zu erhal-
ten". So ist es wohl gewesen. Ob die SED-
Führung, als sie auch das gemeinsame Pa-
pier promovierte, dessen innenpolitische
Brisanz unterschätzte, ob sie vorsichtshal-
ber alles auf die Augen Honeckers stellte
oder ob sie dann im Vorfeld der November-
Wende schon innerlich schwach und ratlos
war - das steht dahin. Das Papier hat den
Auflösungsprozeß beschleunigt; mit und an
seiner doppelbödigen Strategie ist das
kommunistische System, so die neue SPD-
Stellungnahme, am Ende gescheitert.
Die neue Erklärung der SPD kommt nun frei-
li ch sehr spät. Kurz vor und erst recht nach
der Wende in der DDR hat sie sich das Pa-
pier mit der SED so gut wie widerspruchs-
l os von ihren triumphierenden Bonner Geg-
nern um die Ohren schlagen lassen - allen
voran damals Volker Rühe mit seinem üblen
Wort vom „Wandel durch Anbiederung". Ei-
lends stuften die Sozialdemokraten das Pa-
pierzurück. Und gegen ihre ehemaligen Dis-
kussionspartner verhielten sie sich so, als
wollten sie nicht mehr Unter den Linden ge-
grüßt werden - lauter beschämende Vor-
gänge.
Erst jetzt heißt es, auf das gemeinsame Pa-
pier bezogen: kein Anlaß zur Scham. Natür-
li ch hat der sozialdemokratische Opportu-
nismus außer dem Zusammenbruch des
SED-Staats auch eine Reihe von internen
Gründen. Nach anfänglicher Verblüffung
waren die ersten Kommentare zum Papier,
auch in dieser Zeitung, meistens skeptisch
bis ablehnend. Dann gab es eine Auguren-
Diskussion, die sich wie verstaubt ausnahm.
Konservative Sozialdemokraten wie zum
Beispiel Dieter Haack, Minister in der sozi-

alliberalen Regierungszeit, lehnten jedes
Eingehen auf den Kommunismus rundher-
aus ab. „Verbrüderungstendenzen", eine
„Entleerung des Friedensbegriffs" und
„Wertneutralismus" wurden den Sozialde-
mokraten vorgeworfen.
Nurwenig übertreibend, hat Hanne-Margret
Birckenbach in einer vom Institut für Frie-
densforschung und Sicherheitspolitikan der
Hamburger Universität betreuten scharfsin-
nigen Studie, die sich mit Chancen und
Schwierigkeiten von Friedensstrategien be-
schäftigte, zu den ganzen Einwänden fest-
gehalten: „Weder in der bundesdeutschen
Öffentlichkeit noch in der von der SED ge-
l eiteten Debatte in der DDR wurden die Ver-
einbarungen auf der Basis der Einsichten
und Analysen von gemeinsamer Sicherheit,
wie sie dem Papier zugrunde gelegt worden
sind, bewertet. Die Urteile blieben vielmehr
i m Klischee von gegeneinander gerichteten
Machtinteressen rivalisierender Systeme
befangen."
Das gilt bis jetzt. Noch in diesem Sommer
hat Tilman Fichter, früher ein Kopf des So-
zialistischen Studentenbundes, der SPD al-
len Ernstes indirekt vorgeworfen, daß sie
weiland „das Leben der Freiheit" vorgezo-
gen und über rein etatistischer Gleichge-
wichtspolitik die Bürgerrechtler nicht nur in
der DDR hintangestellt habe. Daß es da De-
fizite gab, steht nun auch in der neuen SPD-
Erklärung. Freilich haben Hans-Jochen Vo-
gel, Erhard Eppler, Jürgen Schmude, Gert
Weisskirchen und viele andere zahlreiche
Kontakte auch zu den Kirchen und den Bür-
gerrechtlern unterhalten. Von daher wird ih-
nen aber auch noch eine spezifische
Schwierigkeit in Erinnerung sein, nämlich
jene verständliche, aber nicht hilfreiche
Mentalität bei vielen Dissidenten, die selbst
ein so kluger Kopf wie Jens Reich noch die-
ser Tage in die verächtliche Wendung von
den „Samtpfoten um der lieben Entspan-
nung willen" gefaßt hat.
Demgegenüber weist die SPD in ihrer Er-
klärung mit vollem Recht darauf hin, daß bis
zuletzt die politische Kooperation mit dem
SED-Regime das einzige Mittel gewesen
sei, um Fortschritte zu erreichen und nicht
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die Tendenz zu forcieren, den letzten Aus-
weg in Selbstisolation und Gewalt zu su-
chen. Manche Abschnitte lesen sich jedoch
so, als sei es statt um Wandel doch um die
völlige Abschaffung des DDR-Regimes ge-
gangen, auch mit Hilfe des gemeinsamen
Papiers. Am deutlichsten wird diese nach-
eilende Anpassung in dem Satz, die Grund-
wertekommission der SPD habe „in den
80er Jahren die SED ernster genommen, als
sie, von heute aus gesehen, zu nehmen
war". Was für ein Tritt gegen die einstigen
Diskussionspartner, die so ernsthaft bei der
ehemals gemeinsamen Sache waren!
Glücklicherweise ändert das nichts an dem
objektiven Wert des alten Papiers. Es ist ein
Beispiel dafür, wie Grundkonflikte zwischen
zwei mächtigen antagonistischen Syste-
men, wenn nicht gelöst, so doch gemildert
werden können. Und die großen Mensch-
heitsaufgaben bleiben sowieso. Nein, zu
Scham, Opportunismus und Selbstrecht-
fertigung gab und gibt es keinerlei Anlaß. Für
die Geistesgeschichte des Ost-West-Kon-
flikts wird das gemeinsame Papier ein Mei-
lenstein sein.
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PANIK NACH DEM

BRÜCKENSCHLAG

Herbert Riehl-Heyse

Warum nur will sich niemand mehr erinnern
an den riskanten Dialog zwischen SPD und
SED vor fünf Jahren?

Die Stille zu diesem Thema ist schon fast
unüberhörbar, und wenn sie doch jemand
unterbricht, dann sind es die Linken, die ja
i mmer Stoff brauchen, um sich ein wenig zu
bekämpfen. Neulich hat Tilman Fichter in der
Neuen Gesellschaft der SPD vorgeworfen,
sie habe damals „das Leben der Freiheit vor-
gezogen"; Johano Strasser, der damit auch
gemeint war, hat einigermaßen konsterniert
mit der Frage gekontert, ob man vielleicht zur
gewaltsamen Befreiung des Ostens hätte
aufrufen und den Atomkrieg riskieren sollen.
Ansonsten kaum Anklagen, nur ein paarklei-
nere Rechtfertigungsartikel (Eppler) zum
berühmtem Dialog- und Streitpapier von
SPD und SED aus dem Jahre 1987 - und
das verwundert schon ein wenig angesichts
der Tatsache, daß es ansonsten jedem ehe-
maligen Kirchenrat und jeder besseren Eis-
kunstläuferin der DDR vorgehalten wird,
wenn sie sich einmal zu oft oder zu freund-
lich mit einem Funktionär von SED oder, das
wäre natürlich noch besser, der Staatssi-
cherheit getroffen haben. Vielleicht interes-
siert sich ja auch deshalb keiner so recht für
jene Gespräche zwischen deutschen Sozi-
aldemokraten und deutschen Kommuni-
sten, weil die ziemlich offen stattfanden und
also heute nichts enthüllt werden kann.
Dabei geht es, bei allen Unterschieden, doch
häufig um das gleiche, wenn von den völlig
objektiven Schiedsrichtern die jüngste Ver-
gangenheit bewertet wird: um die Frage, wie
erlaubt es war, sich in der zweigeteilten Welt
einzurichten; wie moralisch es war, sich zu
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den Kommunisten an einen Tisch zu setzen;
wie dumm es war (mit Henry Kissinger zum
Beispiel), zu glauben, daß „sich die kommu-
nistische Herausforderung nie ändern wird".
Was die richtige Beantwortung all dieser Fra-
gen angeht, so hat auch die SPD keinen An-
laß, sich in die Brust zu werfen. Sie sollte
aber auch nicht in Sack und Asche gehen,
schon weil das der Wahrheitsfindung nicht
zuträglich ist: Im Falle jenes Dialogpapiers
wäre es vor allem interessant, ob und in wel-
che Richtung (und wie geplant) es womög-
li ch den Zeitpunkt beeinflußt hat, an dem
sich die kommunistische Herausforderung
fürs erste erledigt hat.

Übrigens ist das Interesse der Öffentlichkeit
an jenem Dialog die ganzen Jahre über in
Wellenbewegungen durch die beiden
Deutschlands geschwappt. Als im Frühjahr
1984 alles anfing zwischen der Grundsatz-
kommission der SPD und der Akademie für
Gesellschaftswissenschaften beim Zentral-
komitee der SED, da fiel das den Redaktio-
nen der westdeutschen Zeitungen schon
deshalb kaum auf, weil gleichzeitig die Ab-
rüster beider Parteien - Egon Bahr und Her-
mann Axen zum Beispiel - heftig über jene
Vorschläge zu atom- oder chemiewaffen-
freien Zonen diskutieren mußten, die sie sel-
ber allerdings nicht einrichten konnten. Zum
erstenmal ein größeres Echo gab es, als im
Winter 1987 ein paar Journalisten unverhofft
zu einem solchen Treffen eingeladen wurden
in ein Schwarzwälder Hotel. Wir waren je-
denfalls schon einigermaßen überrascht
über Klima und Inhalt der Gespräche: Es sei
die ,,Ängstlichkeit der SED-Delegation, ihre
defensive Argumentation, die am meisten
auffällt", stand damals in der SZ Aber auch,
daß ein junger Professor namens Rolf Reißig
für die SED-Seite aufgetreten sei und in ei-
ner bemerkenswerten Rede vom Wettbe-
werb der Systeme gesprochen habe, bei
dem jede Seite „ihre Vorzüge" entwickeln
würde und daß in dem Wettbewerb „auch
die Frage der Menschenrechte eine Rolle
spielen" könne.

I.

II.



Die nächste Phase konnte man dann wie-
der in allen Zeitungen nachlesen, und wie.
Aus den Gesprächen - und nicht zuletzt an-
geregt durch den Diskussionsbeitrag des
Rolf Reißig - war nämlich inzwischen das
berühmte Papier geworden, das am 28. Au-
gust 1987 unter der Überschrift „Der Streit
der Ideologien und die gemeinsame Sicher-
heit" veröffentlicht wurde. Was den Westen
anging, so wurde es zwar nicht von vielen
Menschen ganz gelesen - aber da so etwas
noch nie eine Polemik über einen Text ver-
hindert hat, stellte sich im Streit der Politiker
bald heraus, daß es sich sowieso um ein Do-
kument des „Wandels durch Anbiederung"
(Volker Rühe) handelte, daß es aber auch in
der veröffentlichten Meinung ganz wenig An-
klang fand. Genaugenommen war das west-
deutsche Presseecho verheerend: „Ein
schmachvolles Papier", schrieb die Welt,
daß „die Sozialdemokraten aus der Vergan-
genheit nichts gelernt" hätten, hielt ihnen der
Zeit-Verleger Gerd Bucerius vor; auch die SZ
fand im Leitartikel das Papier zumindest ei-
nen „riskanten Dialog". Was aber war das Ri-
siko - und für wen war es eines? Die FAZ
brachte es auf den Punkt: Der Wettbewerb
der Systeme, schrieb sie, werde von dem
entschieden, der die Regeln bestimmt und
das seien schon seit 1946 eben die Kom-
munisten - ein Gedanke, den die Welt zur
besseren Verständlichkeit ins Lateinische
übersetzte und damit schon beantwortete:
Cui bono? Dem Kommunismus natürlich
nützte es. Zwei Jahre später war der Wett-
bewerb allerdings völlig anders ausgegan-
gen, als es die kommunistischen Regel-Be-
stimmer und ihre westdeutschen Interpreten
gedacht hatten.

Es mag also vielleicht nützlich sein, heute,
i m gewaltigen Abstand von beinahe fünf
Jahren, mit einigen der damals Beteiligten
noch einmal zu reden über den Lauf der Ge-
schichte, und wie boshaft sie manchmal sein
kann. Wir dürfen jedenfalls wohl davon aus-
gehen, daß sich der Leipziger Philosophie-
Professor Seidel nichts wirklich Weltumstür-
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zendes gedacht hat, als er eines Tages den
evangelischen Christen und Sozialdemokra-
ten Erhard Eppler aus der Bundesrepublik
traf und im Laufe eines langen Gesprächs
die Idee entstand, es sollten doch auch ein-
mal Gesellschaftswissenschaftler aus bei-
den Parteien miteinander debattieren. Die
I dee leuchtete auf beiden Seiten ein, und wer
debattieren sollte, war auch bald klar: Die
SPD hatte für solche Zwecke sowieso ihre
„Grundsatzkommission", die SED ihre Aka-
demie für Gesellschaftswissenschaften, die
unter ihrem bewährten Rektor Otto Reinhold
gewiß nicht anfällig war für westliche Infiltra-
tion und schon per definitionem über jeden
Verdacht des Sektierertums erhaben war.
Der Anfang ist weiter nicht mehr wichtig. Es
stimmt wohl, „daß alles zu Beginn ziemlich
verkrampft war", wie sich das Delegations-
mitglied/Ost, Professor Erich Hahn, erinnert;
auch wird übereinstimmend berichtet, daß
die schärfsten Diskutanten auf westlicher
Seite die jüngeren SPD-Leute Thomas
Meyer und Johano Strasser waren (Hahn:
„ein Polterkopf"), während die aus dem
Osten meist froh waren, wenn man ihnen
nichts antat. Daß Verbrüderung nicht statt-
fand, darauf legt Hahn noch heute Wert, die
gab es nicht einmal, als man - das war am
Berliner Scharmützelsee - einen gemeinsa-
men Kegelabend veranstaltete und einander
„schreckliche Männerwitze" erzählte, wie
Strasser sich schaudernd erinnert. Immer-
hin kam man langsam ins Gespräch mitein-
ander, auch über den Austausch der alten
Parolen hinaus, bis eines Tages - das war
nach der Schwarzwälder Rede des Rolf
Reißig - Erhard Eppler den Vorschlag
machte, „das doch mal aufzuschreiben". Es
setzten sich also zusammen der Ostberliner
Professor Rolf Reißig und der Gummersba-
cher Politologe Thomas Meyer, der „als jun-
ger Mann von uns gekommen ist" (Reißig)
und schon deshalb „ein Kritiker der DDR",
aber ein „demokratischer Sozialist" gewe-
sen sei. Nach acht Sitzungen und vier Ent-
würfen waren die Unterhändler fertig, dann
dauerte es nur noch ein paar Wochen, bis
man mit dem Ergebnis an die Öffentlichkeit
ging.

IV

Wir sind inzwischen bei der spannenden
Frage, wie man die historische Situation be-
schreiben muß, in welcher sich die deut-
schen Sozialdemokraten und Kommunisten
um die diversen Tische in deutschen Land-
schaften versammelt haben und warum
beide Seiten dachten, ein gemeinsames Pa-
pier wäre nicht schlecht. Was die SPD an-
ging, so war sie natürlich damals in der Op-
position, freute sich also über die Gelegen-
heit, selbst Deutschlandpolitik zu machen
und damit in die Schlagzeilen zu kommen.
Und außerdem war ein Papier bitter nötig,
sonst wäre, sagt Strasser, „das Ganze ins
Unverbindliche abgeglitten".
Erich Honecker wiederum, sagen Reißig
und Hahn, hatte gewiß „wirklich Angst vor
der Überrüstung" und wollte gegen Ende
seines politischen Lebens alsjemand „in die
Geschichte eingehen, der etwas für den
Frieden getan hat" (Hahn). Es kam aber vor
allem hinzu, daß man auf DDR-Seite durch
das Papier so etwas wie „eine Legitimität
nach außen und innen" (Reißig) demon-
strieren wollte, nicht zuletzt wegen der Po-
litik Gorbatschows, der man auch irgend-
etwas Entspannendes entgegensetzen
wollte. In diesem Kalkül kam nun die einst-
mals so verhaßte SPD mit ihrer Ostpolitik
ausgesprochen recht - was die SED zu ei-
ner Rechnung im Dreisatz bewog, die we-
gen diverser Fehleinschätzungen aller Be-
teiligter zu einem ganz unerwarteten Er-
gebnis führte. Und so ging der Dreisatz: 1.
Die großen Politiker der SPD - von Willy
Brandt über Helmut Schmidt bis Egon Bahr
- hielten es fast bis zum Ende für lebens-
gefährlich, die DDR zu „destabilisieren"
(was soweit ging, daß Leute wie Johano
Strasser oder Günther Grass Willy Brandt
richtig ins Gewissen reden mußten, er solle
nicht nur mit den Regierenden, sondern
auch mit den Dissidenten reden). 2. Die
SED faßte deshalb Zutrauen zur SPD, bis
hin zur Verfertigung eines gemeinsamen
Papiers. 3. Das so entstandene Papier hat
dann stark beigetragen zur Destabilisierung
der DDR.

V.
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Man darf schon sagen, daß die Entwicklung
alle Beteiligten überrascht hat - und noch
mehr die Unbeteiligten. Hier im Westen hat-
ten ja wenige Beobachter so richtig gese-
hen, was auch in diesem Papier stand, außer
den in den Zeitungen so angefeindeten Flos-
keln, die an ein, zwei Stellen in der Tat ein
bißchen sehr nach Friede, Freude und einem
Eierkuchen aus Standardware der Handels-
klasse C klangen. So fiel hier nicht weiter auf,
daß daneben und vor allem auch Sätze for-
muliert waren, die bis dahin deutsche Kom-
munisten in einem offiziellen Dokument noch
nicht unterschrieben hatten: Daß der ver-
haßte Imperialismus „friedensfähig" sei, war
da plötzlich festgehalten, daß beide Sy-
steme „reformfähig" (also auch reformbe-
dürftig) seien, daß beide voneinander lernen
könnten, obwohl doch noch vor kurzem die
einzige Partei der Arbeiterklasse die Wahr-
heit für sich gepachtet hatte. Das Sensatio-
nellste aber war jene Passage in Abteilung
V. Ziffer 6, in der über den Dialog zwischen
den Systemen hinaus der innere Dialog ge-
fordert wurde: „Die offene Diskussion über
den Wettbewerb der Systeme", so unter-
schrieben es die Kommunisten, „über ihre
Erfolge und Mißerfolge, Vorzüge und Nach-
teile muß innerhalb jedes Systems möglich
sein. Wirklicher Wettbewerb setzt sogarvor-
aus, daß diese Diskussion gefördert wird."
Was da stand, war nichts Geringeres als eine
Magna Charta der Meinungsfreiheit in der
DDR - und abgedruckt war sie im Neuen
Deutschland.
Zwei Fragen vor allem werden die Historiker
noch aufzuklären haben, wenn sie einmal
ihre Bücher schreiben über das Papier: Wie
konnte der SED so etwas überhaupt unter-
laufen? Und was ist danach passiert? Wer
heute mit ein paar Beteiligten spricht, be-
kommt naturgemäß nur vorläufige Antwor-
ten, aber ganz schlüssige: Eine davon ist,
daß man sich die DDR in ihren letzten Jah-
ren ziemlich chaotisch vorstellen muß, kei-
neswegs so durchorganisiert, wie wir das
hier immer dachten. Als damals in Freuden-
stadt der Professor Reißig sein Referat hielt,

III.



dessen Außergewöhnlichkeit Erhard Eppler
sofort auffiel - da „hatte ich das vorher nie-
mand gezeigt" (Reißig), und daß er es nicht
getan hat, wurde ihm auch von niemand vor-
gehalten. Und so ging es weiter die ganze
Zeit: Als Reißig mit Meyer über dem Papier
brütete, gingen die Entwürfe an die zustän-
dige Abteilung beim ZK, die dachte, das
werde dann schon seine Ordnung haben.
Erich Honecker bekam dafür hin und wieder
schriftliche Vermerke von Otto Reinhold, aus
denen hervorging, „wie klasse unsere Argu-
mente ankommen" (Reißig). Als das Doku-
ment dann fertig war, wurde es von
Honecker im Urlaub abgesegnet, was dazu
führte, daß im Politbüro darüber nicht mehr
diskutiert wurde, außer kurz vom Genossen
Neumann, der den oberhirtlichen Segen
nicht mitbekommen hatte. Die paar Vorbe-
halte - aus der Parteihochschule, auch der
Akademie - wurden hinter vorgehaltener
Hand artikuliert.

Jetzt begann nämlich erst einmal das Papier
eine gewaltige Eigendynamik zu entwickeln
- bei seinen östlichen Lesern wie bei den
östlichen Fernsehzuschauern, die zu ihrer
großen Verblüffung erleben durften, wie die
Sozialdemokraten Eppler und Meyer auf ei-
ner SED-eigenen Mattscheibe Kommuni-
sten in Verlegenheit bringen durften. Nicht
so sehr bei den Dissidenten entstand übri-
gens diese große Wirkung: Da gab es Kriti-
kerwie Ludwig Melhorn, die fanden, die SPD
habe sich zu sehr mit den Funktionären ein-
gelassen und zu wenig mit der Opposition
(was für manche Altvorderen der Partei
stimmte, aber nicht für viele Jüngere und
nicht für einige Mitglieder der Grundsatz-
kommission, die in Dissidentenkreisen aus-
und eingingen). Demgegenüber stand die
große Mehrheit der Opposition, die das Pa-
pier, wie sich nicht nur Ulrike Poppe erinnert,
sehr positiv aufnahm, es auch sofort unter
die Leute brachte, „wenn wir auch zuneh-
mend dachten, daß wir eigentlich diese Le-
gitimationsgrundlage doch gar nicht brau-
chen" (Poppe).
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Wirklich eine Lawine ausgelöst hat das Pa-
pier aber in der kommunistischen Partei, de-
ren Basis schließlich nicht blind war und die
nun alle Hoffnung setzte auf den offiziell aus-
gerufenen inneren Dialog. In der SED, erin-
nert sich Reißig, gab es noch einmal Dis-
kussionen, wie es sie seit 1968 nicht mehr
gegeben hatte. Jedes Mitglied der Verhand-
l ungsdelegation habe „acht bis zehn Einla-
dungen pro Tag bekommen": von den Un-
terorganisationen der Partei, von Lehrern,
Künstlern, Universitäten, von der Armee.
Plötzlich war da so etwas wie die Hoffnung
auf eine DDR-eigene Perestroika, ein letzter
Versuch, „die Lethargie noch einmal zu über-
winden, so wie ich das schon gar nicht mehr
erwartet hatte" (Reißig). Als das Imperium
endlich mitbekam, was da ablief, und
zurückzuschlagen versuchte, waren ihm
schon die Truppen davongelaufen.
Die Intelligenteren unter den Betonköpfen
hatten an sich sehr schnell gespürt, worauf
man sich da eingelassen hatte: Margot
Honecker bremste heftig, der Chefideologe
Kurt Hager schrieb schon im Oktober 1987
i m Neuen Deutschland  einen distanzierten
Artikel zum Papier. Anfang 1988 - Reißig
hatte gerade der Berliner Zeitung ein aufse-
henerregendes Interview gegeben -wurden
Reinhold und Reißig einbestellt von Hager,
„wobei er mich eineinhalb Stunden lang fer-
tiggemacht hat" (Reißig). Nicht fertig genug,
wie sich zeigte, weil die Reformer weiter-
machten: in Diskussionen, Referaten, Inter-
views. Wie tief sich der Bazillus schon ein-
gefressen hatte in die eigene Partei, merkte
ganz schnell die Stasi (die natürlich dabei
war, als am 11. April 1988 in der Samariter-
gemeinde mit Jürgen Schmude über das
Papier geredet wurde) und die als Fazit des
Abends nach oben meldete, in der SPD-
Spitze herrsche „Staunen darüber, daß sich
die Regierung der DDR und die SED-Spitze
auf ein solches Papier eingelassen" haben.
Anschließend merkte es dann auch die
westdeutsche Presse, so daß verblüffen-
derweise im Dezember 1987 die Welt mel-
dete, die SED sei „unter Druck durch SPD-
Papier". Und endlich merkte es sogar Erich
Honecker: Der Generalsekretär sei „verrückt

geworden vor Wut" meldete Hermann Axen
dem Otto Reinhold, als im Frühjahr 1989 Rolf
Reißig ein reformerisches Referat im Aspen-
I nstitut gehalten hatte, von dem der Tages-
spiegel schrieb, das sei nun der Tenor der
SED-Politik. Dabei hatte die SED schon gar
keine Politik mehr.

VII.

Längst war da die Luft zwischen SPD und
SED wieder eisenhaltig geworden, weil sich
zeigte, daß die kommunistische Pateispitze
- „panikartig", wie Manfred Uschner
schreibt, ein ehemals hoher SED-Funktionär
- mit aller Macht den Geist wieder in die Fla-
sche zurückstopfen wollte, den ihre Akade-
miker herausgelassen hatten: Erst durfte das
Papier nicht, wie geplant im Dietz-Verlag als
Buch erscheinen, dann wurde die Umwelt-
bibliothek der Zionskirche nach all dem Dis-
kussionsmaterial durchfilzt, das zu fördern
man sich doch verpflichtet hatte, dann
mußte Otto Reinhold die von der SPD arti-
kulierte Enttäuschung „über den Umgang
der SED mit dem Papier" in einem ND-In-
terview zurückweisen. Als im September
1989 eine SPD-Delegation, die mit der SED-
Führung, aber eben auch mit oppositionel
len Gruppen zusammentreffen wollte, von
einem Tag auf den anderen ausgeladen
wurde wegen „Einmischung und Konfronta-
tion", da hieß es in westdeutschen Kom-
mentaren, die SPD-Politik sei gescheitert.
Gescheitert war aber ein paar Wochen spä-
ter die SED, die mit ihren eigenen Verspre-
chungen nicht zurechtgekommen war, weil
sie eben in Wahrheit schon lange nicht mehr
die Spielregeln bestimmen konnte. Es war
wirklich ein riskanter Dialog gewesen, auf
den sie sich da eingelassen hatte. Zu riskant
für die SED.

Es war dann ja alles schnell zu Ende - und
natürlich wird man lange darüber diskutie-
ren können, warum der Einsturz der DDR
so glimpflich abging und was die SPD da-
mit zu tun hat. Soviel Grund hat die natür-

lich gar nicht, sich pausenlos auf die Schul-
ter zu klopfen, denn unübersehbar war ja,
daß die etablierten Groß-Sozialdemokraten
bis kurz vor Schluß nicht aus ihrer Haut her-
aus konnten, weshalb zum Beispiel Hans-
Jochen Vogel noch Mitte September 1989
davor warnte, die Gründung einer SPD in
der DDR „in diesem Augenblick" zu unter-
stützen (man durfte um Gottes willen nichts
machen, was möglicherweise hätte desta-
bilisieren können). Andererseits war ohnehin
nichts mehr stabil; und da mochte es schon
sein, daß die letzten Jahre der Diskussion
das zivilisierte Zusammenbrechen sehr er-
leichtert hatten. Daß „die chinesische Lö-
sung in der SED nicht mehr ernsthaft erwo-
gen werden konnte", meint Johano Stras-
ser, habe eben auch mit den Debatten in der
Partei zu tun gehabt. Und damit, daß die
Gespräche zuvor den SED-Reformern er-
laubt hätten, „für sich eine Zukunft zu se-
hen".
Die Zukunft ist inzwischen Gegenwart und
bekanntlich nicht so furchtbar fröhlich.
Könnte das auch mit der Tatsache zusam-
menhängen, daß sich nun niemand mehr
erinnern will im vereinigten Deutschland an
die Irrtümer, Hoffnungen und Anstrengun-
genjenergrauen Vorzeit, die gerade ein paar
Jahre vorbei ist? Die Damen und Herren
zum Beispiel, die damals als Mitglieder
zweier Kommissionen ein wenig Geschichte
gemacht haben, haben offenbar inzwischen
nichts mehr miteinander zu reden. Den Otto
Reinhold habe er kürzlich Unter den Linden
getroffen, sagt Erich Hahn, aber was der
jetzt mache, wisse er eigentlich nicht; sel-
ber ist Erich Hahn natürlich Frührentner, in
welcher Eigenschaft er kürzlich einen Brief
an Erhard Eppler geschrieben hat. Rolf
Reißig immerhin ist, nach Auflösung der
Akademie für Gesellschaftswissenschaften,
i nzwischen Leiter eines zunehmend erfolg-
reichen Instituts für Sozialforschung, mit
dem er den Transformationsprozeß zwi-
schen der alten und der neuen Zeit „wis-
senschaftlich begleiten" will. In seinem In-
stitut arbeitet man gerade an einer Studie
über Geschichte und Konsequenzen des
SPD/SED-Papiers.
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